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Vorwort. 



In den zahlreichen Rückblicken, welche vor einigen 
Jahren gelegentlich der Jahrhundertwende die Bilanz 
gezogen haben aus hundertjähriger Gdstesarbeit auf 
allen Gebieten menschlichen Denkens und Leistens, 
um von der Stufe des Erreichten aus auf Ideale und 
Forderungen der Zukunft mit weckender Rede hinzu- 
weisen, ist die Tatsache kaum berücksichtigt worden, 
dass das 19. Jahrhundert zwei bis drei Millionen von 
Bekennern israelitischen Glaubens die bürgerlichen und 
staatsbürgerlichen Ehrenrechte hat zuteil werden las- 
sen und sie dadurch aus der Erniedrigung früherer 
Zeiten erhoben hat zu gleichberechtigten Mitgliedern 
der menschlichen Gesellschaft. Und doch ist das eine 
Tatsache, welche deutlicher als zahlreiche Einzelheiten 
für das 19. Jahrhundert ein bestimmendes Charakteri- 
stikum bildet, eine Tatsache von ausserordentlicher Be- 
deutung in der Kulturgeschichte und eine Errungen- 
schaft ersten Ranges, wenn man bedenkt, dass seit der 
Begründung des konfe;ssionellen Staates in Europa 
mehr als 150() Jahre dahinfliessen, bis die Rechtsidee 
so dominierend geworden im Staate, dass derselbe als 
die eherne Säule der modernen Verfassung den Satz 
hinstellte : gleiches Recht für Alle ohne 
Rücksicht auf Glauben und Abstam- 
mung! Wer sind nun speziell in Bayern die Ban- 
nerträger und Vorkämpfer der keine konfessionelle Ein- 
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schränkung und Ausschliessung zulassenden Rechtsidee 
gewesen? Wem haben die bayerischen Israeliten ihre 
Emanzipation zu verdanken? 

Man müsste eine Geschichte der Zivilisation schrei- 
ben, wenn man diese Frage erschöpfend beantworten 
wollte. Hier soll aber nur auf einen bisher unbeachtet 
gebliebenen .Punkt hingewiesen werden, um den Zweck 
der nachfolgenden Schrift, die ich der Oeffentlichkeit 
übergebe, ins rechte Licht zu setzen. Ich bin früher 
immer der Meinung gewesen, dass die Juden ihre durch 
Staatsgesetze nach so langem Harren und Dulden pro- 
klamierte Gleichberechtigung vor allen Anderen den 
Wortführern des bürgerlichen Freisinns und( den Ver- 
fechtern der liberalen Fordenmgen des Volkes zu ver- 
danken hätten, während sie selbst hinter der Front 
als nur passive Zuschauer zurückgeblieben, ohne aus 
eigener Kraft etwas Bemerkenswertes für die Verbesse- 
rung ihrer politischen Lage getan und geleistet zu 
haben. Das Lesen der Akten der israelitischen Kultus- 
gemeinde von Fürth hat mich darüber belehrt, dass 
zum mindesten der zweite Teil dieser Meinung ein 
grosser Irrtum war. Selbst haben die Juden, wenig- 
stens in Bayern, ihre Sache in die Hand genommen 
und haben bald mit flammenden Protesten die Vorur- 
teile und Vorwände ihrer Gegner zurückgewiesen und 
bald mit ergreifendem und mutigem Appell vom Staate 
ihr Recht und ihre Anerkennung verlangt; selbst sind 
sie mit zahlreichen, die Verhältnisse beleuchtenden 
Schriftsätzen zur geeigneten Zeit und am geeigneten 
Orte, bei aller Tapferkeit der Rede mit nie verletzen- 
dem Takte, gleich entfernt von Furcht und Aufdring- 
lichkeit, als Forderer ihrer unverjährbaren Menschen- 
rechte vor dem Forum der Oeffentlichkeit aufgetreten, 
in der Versammlung der Gesetzgeber, in den Kanzleien 
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des Ministerhotels, vor den* Stufen des Königsthrones. 
Diese fast durchweg bisher unbekannt gewesenen 
Schriftsätze, welche in der nachfolgenden Publikation wie 
einander folgende Lichtbilder der Kultur auf dem Hin- 
tergründe der Zeitgeschichte erscheinen, sind darum so 
wertvolle Dokumente, welche sich der Beachtung des 
Lesers von selbst empfehlen, weil sie uns einen Blick 
hinter die Kulissen gestatten und ein Bild zeigen ähn- 
lich demjenigen, das in der bekannten Vision des Pro- 
pheten Ezechiel mehr angedeutet als geschildert wird, 
das Bild eines unter der Berührung des Zeitgeistes aus 
todesähnlichem Schlafe allmählich erwachenden Heeres 
von Männern, die sich mit selbstbewusster Haltimg auf 
die eigenen Füsse stellen. 

Beim Lesen dieser Dokumente, auf denen der 
Staub von vielen Jahrzehnten geruht hat, bin ich oft' 
überrascht gewesen, schmerzlich überrascht, wie un- 
erfreulich modern der Eindruck ist^ den sie noch heute 
auf den Leser machen. Die Argumente, mit welchen 
die Grossväter der jetzt lebenden Generation gekämpft 
und die Vorurteile ihrer Gegner ad absurdtun geführt, 
hätten vielfach ebenso gut gestern und ehegestem ge- 
schrieben sein können. Wann wird die Zeit des Kampfes 
zu Ende sein? Wann wird die bessere Zeit gekommen 
sein, wo die Bürger desselben Vaterlandes von keinem 
anderen Kampfe und Eifer bewegt sein werden, als von 
dem Wettkampfe und Wetteifer um die Erhaltung imd 
Vermehrung der idealen und materiellen Güter des 
Friedens? Wann wird die Zeit gekommen sein, wo 
diese Polemiken, die Schilderung solcher Kämpfe kein 
anderes als ein rein geschichtliches Interesse haben 
werden? Wann wird endlich mit der Verwirklichimg 
der Rechtsidee auch den Juden gegenüber ohne Rück- 
sicht auf diejenigen, welche die Welt durch das Guck- 






vm 

loch ihrer atavistischen Vorurteile anschauen, ganze 
Wahrheit und voller Ernst im Staate und in der Ge- 
sellschaft gemacht werden? Fast möchte man auf 
solche Fragen mit den Worten des oben angezogenen 
Sehers der Vorzeit antworten: „Du allein weisst es, 
o Herr!" 

Noch möchte ich die Bemerkung anfügen, dass es 
meine Absicht nicht gewesen ist, eine Geschichte 
der Emanzipation zu verfassen. Wenn das der Fall ge- 
wesen wäre, dann hätte ich zu diesem Zwecke noch die 
Staatsarchive durchforscht und sowohl die bezüglichen 
Landtagsverhandlungen als auch die Zeitungsliteratur 
eingehender berücksichtigt, als es geschehen. Nur eine 
Vorarbeit soll diese Schrift sein für eine zukünftige 
Geschichte der Emanzipation der Juden in Bayern. Es 
ist darum in der Hauptsache nur das bisher Unbekannte 
und Ungedruckte mit grösserer Ausführlichkeit be- 
rücksichtigt und hervorgehoben worden. Für die Ueber- 
lassung der Akten, die ich zu dieser Arbeit benutzt, 
sei der Verwaltung der israelitischen Kultusge- 
meinde Fürth an dieser Stelle der gebührende Dank 
^um Ausdruck gebracht. 

Bamberg, im März 1905. 

DER VERFASSER. 



I. 

Zur Geschichte des Edikts vom Jahre 1813. 



ilAi-Agj. Abend des 18. Jahrhunderts ist für die Juden 
^^^ des europäischenWestens zur Morgendämmerung 
einer neuen Zeit geworden, einer Zeit, welche ver- 
rostete Ketten des Vorurteils zerbrochen und altehr- 
würdige Irrtümer in die Rumpelkammer menschlicher 
Wahnvorstellung verwiesen hat, einer Zeit, die sich 
verpflichtet hielt, auch die Juden von der* ein Jahrtau- 
send alten Schmach des Geknechtetseins, die auf ihnen 
lasjtete, allmählich zu befreien und zu erlösen. In den 
fränkischen Landesteilen des Königreichs Bayern ist 
es ein katholischer Priester, der die Ehre und das Ver- 
dienst für sich in Anspruch nimmt, als Erster an diese 
Pflicht gemahnt und erinnert zu haben. Dr. Franz 
O b e r t h ü r, Professor der christlichen Dogmatik in 
W ü r z b u r g, ein geschätzter Gelehrter und Politiker, 
•der eine nicht unbedeutende Rolle am Hofe des aufge- 
klärten vmd humanen Fürstbischofs Franz Ludwig 
V. Erthal (1779 — 95) gespielt hat, berichtet: „Unter 
Bischof Franz Ludwig's Regierung hatte ich selbst es 
veranlasst, dass auf dem fränkischen Kreisconvent in 
Nürnberg die erste Stimme von der Notwendigkeit 
einer Verbesserung der Lage der Juden erscholl und 
•der erste Strahl der Hoffnung, dass man einstens daran 
denken werde, in Franken blitzte".^ 



1 Des FlaAius Josephus Selbstbiographie, tibersetzt von J. B. 
Frise, mit einer Vorrede von Oberthür (Altona 1806) S. 6. 
Eckstein, Kampf am die Emanzipatiun. 1 
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Im Jahre 1792 waren die Gesandten der fränki- 
schen Staaten zur Beratung von wichtigen Fragen der 
Weltpolitik in Nürnberg versammelt. Die Herren- 
mögen nicht wenig die Köpfe geschüttelt haben, als 
sie auf der ihnen vorgelegten Tagesordnung einen 
Punkt lasen, der ihrer Weisheit die Frage zur Beratung 
vorlegte : „wie ist der sittliche und bürgerliche Zustand 
der Juden im fränkischen Krayss zu verbessern?*' Das 
war jener erste Blitzstrahl der Hoffnung, welchen be- 
züglich der Lage der Juden Prof. Oberthür damals- 
in Franken bemerkte. Drei Bekenner des alten Bun- 
des hatten zu diesem Punkte in eigener Sache das- 
Wort ergriffen und im Namen der jüdischen Gemeinde- 
von Fürth und aller jüdischen Einwohner von Fran- 
ken an den Kreiskonvent eine vom 14. Februar 1792: 
datierte Bittschrift gerichtet, in welcher es am Schlüsse 
heisst: „Wir preisen uns glücklich, dass wir den Zeit- 
punkt endlich erlebt haben, wo die Juden selbst von 
weisen christlichen Fürsten und Ständen wieder als 
Menschen mit Liebe, angesehen und behandelt werden,, 
und wir hoffen dereinst vor dem Throne des Gottes, 
den auch wir in Staub und Asche anbeten, noch den- 
jenigen Menschenfreunden einen feurigen Dank zu 
bringen, welche die Erleichterung und Verbesserung 
unseres sittlichen und bürgerlichen Zustands auf dieser 
Erde mit Wärme umfasst und mit Weisheit befördert 
haben".2 

Dieser allererste Versuch, den die Juden von 
Franken im Jahre 1792 aus eigener Initiative zur Ver- 
besserung ihres Loses unternommen, hat eine wohl- 
wollende Aufnahme gefunden. Der Gesandte des 
Fürstbischofs von Bamberg und W ü r z b u r g be- 



2 Hii";o JJarbecrk: ( Jo.sohithte «Icr .luden von Fürth und 
NiunlMU-^, S. 108 ff. Journal von und für Franken 17!)2, S. 354 ff^ 
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richtet seinem Herrn darüber: „Die in Ansehung des 
9. Beratunjj^spnnktes sfeg^nwärtiger Kreisversammlung 
von drey Deputirten der Judengemeinde zu F ü r t h im 
Nahmen der gesamten Judenschaft in Franken zur Ver- 
besserung des sittlichen und bürgerlichen Zustands der 
Juden im allgemeinen übergebene Vorstellung wird 
von dem Convente so schön gefunden, dass man sich 
nächstens in Conferentia darüber zu vernehmen den 
Entscbluss gefasst hat"."* 

Leider ist es aber allem Anscheine nach zur Be- 
ratung die&er wichtigen Kulturfrage damals nicht ge- 
kommen. Die Gesandten des fränkischen Kreistages 
hatten damals andere Schmerzen. Es blitzte nicht blos 
in den Köpfen, es krachte auch über den Köpfen. 
Schwere Wolken bedrohten die Existenz der fränki- 
schen Kleinstaaten, welche in den Stürmen der nach- 
folgenden Kriegsjahre ihren Untergang fanden, wäh- 
rend die in denselben wohnenden Juden einer neuen 
Zukunft entgegenlebten. Der Erbe der fränkischen 
Kleinstaaten aber war Bayern. 

In Bayern war am Anfang .des 19. Jahrhun- 
derts Frühlingszeit angebrochen, eine Zeit des Blühens 
von Humanitätsidealen, von welchen das Ideal der 
Glaubensfreiheit als Botschaft vom Throne herab mit 
besonderem Nachdrucke betont wurde.* Offenbar an- 
geregt, abgesehen vom Geiste der Zeit, durch Bitt- 
schriften der o])erpfälzischen Judenheit, hat Maxi- 
milian Joseph, der Vater des gegenwärtigen 



a Bambf^vsxer Krcisarclnv, Kroisakton Xov(*nil)er 1791 bis März 

1792 Nr. 71. 

4 Vergl. die t-luir fürst liehe Veroranuiiji: über die Ansässigma- 
ehuii^ »iiehtkatholis4l»er Uelij^noiisj^enossen vom 20. An^mst 1801 
und da« dmrfiirstliclie Edikt AH>m 10. Januar 1803 üln^r llelijfious* 
freibeit (der e h r i k 1 1 i e b e n Kontesnionen) . 
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BaycrnlandeS, mit grossem Ernste auch mit der da- 
maligen Jwdenfrage sich beschäftigt und ist in seinem 
Herzen der durch Resolution vom 15. Januar 1801 
zum ersten Ausdruck gebrachte Wunsch rege ge- 
worden, dass auch „dieser unglücklichen Menschen- 
klasse — wie man damals die Juden nannte — nach- 
dem man sie doch aus den Erbstaaten nicht verbannen 
könne, ohne sich einer Grausamkeit, und Ungerechtig- 
keit schuldig zu machen, eine solche Einrichtung ge- 
geben werden möchte, durch welche sie allmählich zu 
nützlichen Staatsbürgern erzogen werden würde**. 
Zu diesem Zwecke sollten über diesen „in moralischer 
und bürgerlicher Hinsicht höchstwichtigen Gegen- 
stand" die Kreisregierungsstellen sachdienliche Gut- 
achten ausarbeiten, welche als grundlegendes Material 
zur Ausarbeitung eines Verfassungsgesetzes über die 
Verhältnisse der Israeliten benutzt werden sollten.^ 

Worte und Verheissungen, wie sie damals vom 
Throne herab verkündet wurden, hatten die Juden 
noch niemals vernommen. Kein Wunder, dass die 
zahlreiche Judenschaft des Fürstbistums W ü r z - 
bürg, als dasselbe 1803 an die bayerische Krone ge- 
kommen war, den neuen Herrn und die neue Regierung 
wie Boten messianischer Erfüllung begrüssen zu dür- 



5 Döllinger: Sammlung der Verordnungen Vf. Vorwort 
S. XI (vergl. auch S. 57 § 65, S. 118 § 174 und S. 200 § 277). 
Die Jahreszahl 1802 bei A r e t in : Geschichte der Juden in 
Bayern S. 96 ist ein Druckfehler für 1801, wie schon nach S. 99 
ZU vermuten, und aus M a y e r's Generaliensaninilung 11 pag. 365 
zu ersehen. Danach zu berichtigen Gottheit": Histor.-dog- 
matische Darstellung der rechtlichen Stellung der Juden in Bayern 
S. 51 und Eckstein: Beitrage zur Geschichte der Juden in 
Bayern I S. 5. Dass schon ca. 1790 unter dem Kuifürsten Karl 
Theodor von amtlicher Seite Vorschläge zur .jVerljesserung" 
der jüdischen Verhältnisse gemacht wurden, ist neuerdings erst 
aus „Monatsschrift" 1904 S. 746 ersichtlich geworden. 
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fen glaubte.^ Sie wandte sich an den schon oben ge- 

I 

nannten Prof. C^ b e r t h ü r, der den Ehrgeiz hatte, 
für die Juden von Franken dasselbe sein zu wollen, 
was sein Amtsbruder und Gesinnungsgenosse G r e - 
g o i r e für die Juden von Frankreich, mit der Bitte, 
der Interpret ihrer Wünsche f'or dem Throne zu sein 
ynd im Namen der sämtlichen Vorsteher der Juden- 
schaft von Franken eine Bittschrift entwerfen zu wol- 
len, in welcher gleich im ersten Anlauf nichts rriehr 
und nichts weniger gefordert werden sollte als „das 
volle Bürgerrecht und die gänzliche Gleich- 
stellung mit den Christen". Aus diplomatischen 
Rücksichten glaubte jedoch O b e r t h ü r, seinen Man- 
danten zur Mässigung ihrer Wünsche und Verzichtlei- 
stung auf so weitgehende und unzeitgemässe Forde- 
rungen raten zu müssen. Die Einleitung des von ihm, 
wie er selbst eingesteht, keines^vegs zur vollen Zu- 
friedenheit seiner Auftraggeber ausgearbeiteten Ent- 
wurfs eines über die Lage der Juden sich weit ver- 
breitenden Memorandums hat folgenden Wortlaut:"^ 

„Durchlauchtigster! Zutrauensvoll wagt es die 
Judenschaft in Franken, Ew. Durclilaucht um Erleich- 
terung ihres sie schwier drückenden Looses zu bitten. 
Wir sind Menschen und Ihre Unterthanen, wie beides 
die Christen in Franken auch sind, und dürfen also 
getrost von dem menschenfreundlichsten Fürsten und 
dem so väterlich gegen alle seine Unterthanen ge- 
sinnten, von dem gnädigsten, weisesten und gerechte- 
sten Landesherrn diese erwarten. Wir wollen auch 
beides, Menschen und Unterthanen, in vollstem Sinne 
und nach dem Wunsche jedes rechtschaffenen Mannes 



« Dölliiif^er's Angabe (a, a. O. S. XI) eines Reskript» 
vom 22. Januar 1803, in weleliem den Juden in Franken dtr landes- 
vjiterlielie Schutz verkündet worden sein soll, ist allem Anschein 
nüci\ irrigf. 

7 Oberthür a. a. O. S. 10 ff. 
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scyn, sö weit es nur immer in unseren Kräften steht, 
und unsere, von der der übrij^en Landesbewohner so 
verschiedene Lage es erlaubt, mit deren Verbesse- 
rung es uns auch leichter werden und mit mehrerem 
Rechte von uns gefordert werden kann. 

Wir wiederholen hier zur Unterstützung unserer 
demüthigsten Bitte nichts von allem dem, was bis jetzt 
aufgeklärte Staatsmänner und Menschenfreunde zum 
Besten unserer Nation geschrieben und gethan haben. 
Dem menschenfreundlichen und landesväterlichen Her- 
zen und den erleuchtetesten Einsichten unseres gnädig- 
sten Churfürsten ist nichts fremd, was Menschenwohl 
und Unterthähen Glück betrifft. Es ist demselben ge- 
nug, wenn wir Ihm unsere Lage schildern, und imsere 
Wünsche, unsere Bitte vorstellen. Wahr ist die Schil- 
derung, die wir von jener machen, diese sind auf Ge- 
rechtigkeit, Billigkeit und Menschlichkeit gegründet, 
und in diesen wenigen Worten begriffen : 

Wir wünschen und bitten, in Staatsauflagen, im 
Handel und Wandel, und in allen Vorteilen der bür- 
gerlichen Gesellschaft, so viel es einstweilen 
noch tunlich und anderen S t a a t s r ü c k- 
sichten und Verhältnissen nicht entge- 
gen ist, den übrigen L^nterthanen Ew. Durchlaucht 
gleich gehalten zu werden." 

Welche Aufnalime hatte aber eine solche Bitt- 
schrift zu gewärtigen in einer Zeit, in welcher an 
massgebender Stelle das Urteil ein feststehendes Dog- 
ma war, dass die Juden „nach ihrer dermaligen Ver- 
fassung*', d. h. nach ihrem sittlichen und religiösen Zu- 
stand, als Schädlinge des Staates und der Gesellschaft 
zu betrachten seien? Wie gross aber schon damals 
die Gemeinschädlichkeit und Gemeingefährlichkeit der 
Juden gewesen sein muss, das ist am deutlichsten aus 
der Tatsache zu ersehen, dass nur wenige Jahre ver- 
flossen waren, seitdem die Israeliten von Bayern der 
Ehre teilhaft geworden, als Vaterlandsverteidiger die 
Waffe tragen zu dürfen, als der Vorstand der israeliti- 
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:schen Kiiltnsgemeinde M ü n c h e n eines Tages fol- 
:gende Zuschrift erhielt : ,,Se. Majestät der König haben 
in einem unterm ölten Octobef abhin Allerhöchst 
•eigenhändig unterzeichneten Rescripte diesseitiger 
Stelle den angenehmen Auftrag erteilt, den jüdischen 
Einwohnern von München Allerhöchst Ihre Zufrieden- 
heit mit dem Betragen ihrer bei dem Bürgermilitair 
<lienenden Glaubensgenossen, bei der Weihe der den^i 
Bürgermilitair allergnädigst verliehenen Fahneni, zu 
•erkennen zu geben. Diese das brave Benehmen dieser 
Glaubensgenossen des mosaischen Gesetzes so sehr und 
ausgezeichnet ehrende Allerhöchste Gnade Sr. Majestät 
<les Königs wird hiemit dtm Abr. U h 1 f e 1 d e r er- 
<)ffnet, um selbe der hier wohnenden Gemeinde des isr. 
Glaubens bekannt zu machen. Uebrigens wird dem- 
-selben bekannt gemacht, dass von diesem Allerhöchsten 
Belobungsrescripte der kommandirende Offizier des 
liiesigen Bürgermilitairs ebenfalls in Kenntnis gesetzt 
Avurde. Am 9. November 1808. Kgl. Generalkommis- 
sariat des Isarkreises. Freiherr v. Weich s".^ 

Unterdess waren die (kitachten, welche die Unter- 
lage und das ßeratungsmaterial bieten sollten zur 
-einheitlichen Regelung der Verhältnisse der israeliti- 
schen Landesuntertanen, von den verschiedenen Kreis- 
legierungsstellen eingelaufen und wurden von den 
höchsten Staatsbehörden in Erwägung gezogen.^ Ob 
■diejenigen, deren Schicksal und Zukunft dadurch be- 
stimmt werden sollte, eine Ahnung davon hatten, in 
welcher Richtung der Wind in den oberen Regionen 

s Sulaniith 1808 S. 350. 

» AusfühiHeh ilarülier H e i in bf rge r: Die HtaalHkirehen- 
rrchtlidu' Stclluiijr der Israeliten in liayern S. 11 ff. Ans einem 
«<»lehen (i.A. ist das noeh heute «»vwhritzte Werk von Ar et in: 
C^esehiehte der Juden in Hayern 1S()2 li(»rvor«je«ran<j:en. 
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sich bewegte? Die Gemeinden waren damals im all^ 
gcjmeinen noch wie mit Brettern vernagelt. Was^ 
draussen war, ausserhalb des Gemeindelebens, das war 
fiir sie eine terra incognita.. Gefragt wurden die Ge- 
meinden nicht nach ihren Wünschen, sie wurden als 
stummes Obje^kt der Gesetzgebung behandelt. Die 
Rabbiner lasen den Talmud und die Decisoren, aber 
nicht die Publikationen des amtlichen Regierungs- 
Organs. Wenn sie es gelesen hätten und wenn sie aus 
d^m Regierungsblatte vom Jahre 1809 erfahren hätten^ 
dass in dem dort veröffentlichten Religionsedikt nur 
von der Gleichberechtigung der c h r i s 1 1 i c he n Be- 
kenntnisse die Rede war (§ 28 — 29), wer weiss, ob 
sie bei der damals herrschenden Furcht vor der Mög- 
lichkeit destruktiver Wirkungen darüber sehr er- 
schrocken gewesen wären? Der erste Alarmschuss, 
der auch den jüdischen Gemeinden den Anbruch einer 
neuen Zeit mit Umgestaltung ihrer Verhältnisse an- 
■kündigte, drang im Jahre 1809 in die stille Klause des 
Rabbiners Salomon Kphn in F ü r t h.^^^ Durch ^in 
vom 3. Januar 1809 datiertes Schreiben des Kgl. bayer. 
Landgerichts erhielt derselbe nämlich unter HinweiS: 
auf eine Allerhöchste Verfügung vom 8. Dezember 
1808 (Regierungsblatt pag. 2803), nach welcher alle 
Einwohner der Stadt ohne Unterschied des Ranges 
oder der Religion und ohne Rücksicht auf seitherige 
Privilegien von nun an lediglich der Jurisdiktion des 
Stadtgerichtes unterworfen sein sollten, die Aufforde- 
rung, die laufenden Akten aller Prozesssacheh auszu- 
liefern und sich mit seinem Kollegium in Zukunft aller 



.10 Alles Naeli folgende, soweit keine andere Quelle angege- 
ben, ist den Akten des Vorstands des israelitischen Re^gionsvereinSy 
wie nian- damals die Kultusgemeinde von Fürth nannte, llep^ 
Tit. Ii Nr. 2, entnommen. - 
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Handlungen der streitigen und freiwilligen. Gerichts- 
barkeit zu enthalten. Dadurch war aus dem Gebäude 
der mittelalterlichen Verfassung der jüdischen Gemein- 
den ein Grundstein herausgebrochen und die Gemeinde 
Fürth, damals die Metropole der bayerischen Juden- 
heit, die schon unter preussischer Landeshoheit einen 
hartnäckigen Kampf um die Erhaltung des Privile- 
giums eines eximierten Gerichtsstandes geführt hatte, 
war nicht gesonnen, die gute alte Zeit ohne Sang und 
Klang zu Grabe tragen zu lassen. Sie wandte sich an 
den Gnadenthron der Kgl. Majestät einstweilen mit der 
Bitte um Erhaltung der freiwilligen Gerichts- 
barkeit des Rabbinats, während das altererbte Recht 
der Entscheidung auch in Prozess Sachen der Glau- 
bensgenossen untereinander preisgegeben wurde. Aus 
der P>egründung der bezüglichen Eingabe vom 27. Fe- 
bruar 1809 heben wir Folgendes hervor: 

„Wenn je bürgerliche Handlungen Res Sacrae sive 
Religiosae genannt zu werden verdienen, so sind sol- 
ches Vormundschaften,, welche der Jude ohne alles 
Entgelt und bloss in Hinsicht auf göttliche Verheis- 
sung und Belohnung jenseits des Grabes, mit wahrer 
Aufopferung zu übernehmen hat. Bekanntlich ist die 
jüdische Nation aus religiösen Gründen geneigt, Testa- 
mente zu machen. Männer, Weiber, selbt von sehr 
geringen Vermögen, hinterlassen gewöhnlich Testa- 
mente, die zum Teil auf älterliche Verordnuugen und 
Ehepacten sich beziehen, durchaus im Geiste der jüdi- 
schen Ritus und Stören ^^ abgefasst sind, und bei 
einem ehrbaren Gemeindsgliede verschlossen hinter- 
legt werden. Der Tod eines Israeliten muss auf 
der Stelle dem Monats Vorsteher angezeigt werden, 
dieser sendet *^ogleich die jüdischen Beglaubten in 
das Sterbehaus und lässt durch solche dief Erbschaft un- 
ter Siegel nehmen, um sie dem rechtmässigen Erben- 
zu sichern. 



n Star rr Dokument. 
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Ist ein Testament vorhanden, so niuss solches un- 
verzüglich dem Monats Vorsteher von dem l>epo- 
sitor überbracht werden. Das 1>stament wird sogfleich 
in Gegenwart des Ueberbringers eröffnet; Verfügun- 
gen, die auf das Hegräbnis Bezug haben und keinen 
Aufschub leiden, werden alsbald in Vollzug gesetzt. 
In der nächsten Session wird das Testament den sämt- 
lichen Gemeinds- Vorstehern in Original vorgelegt, in 
ein dazu bestimmtes Buch eingetragen, und dann dem 
Testamentsvollzieher oder dem anerkannten recht- 
mässigen Erben ausgeliefert. 

Sind Vormünder erforderlich, so werden solche 
vom Rabinergericht bestellt und verpflichtet. Sogleich 
müssen diese von der Erbschaft Einsicht nehmen und 
vor allem eruiren, ob Ausstände einzuziehen oder Zah- 
lungen zu leisten sind, damit der Kredit erhalten und 
U«glück verhütet werde. Hier zeigt sich die Wohl- 
tätigkeit der jüdischen Vormundschaften auf eine er- 
spriesliche WwJc." 

Insbesondere sei es im Interesse der ärmeren 
Volksklasse, die aus Mangel an Bildung und Mitteln 
eine ordentliche kaufmännische Buchführung nicht 
kennt, wünschenswert, das Rabbinat in der Lage zu 
erhalten, durch sofortige Intervention ihren Nachlass 
gegel>enen Falles vor dem Konkurs zu bewahren. ,,Wer 
die beschränkten Nahrungsquellen der Juden kennt 
und ein menschliches Herz hat, wird hierbei mehr 
empfinden, als wir zu sagen im Stande sind." Dazu 
kommt, da^s Erbverträge, Ehepakten und alle ein- 
schlägigen Urkunden nach mosaischem Gesetze mit 
Rücksicht auf die Flrläuterungen des Talmuds verfasst 
sein müssen und nur von jüdischen Schriftgelehrten 
beurteilt werden können. Wesentliche Veränderungen 
dieser Verhältnisse könnten leicht einen Gewissens- 
zwang herbeiführen, der von allen weisen Regenten 
verabvScheut wird. 
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'Dass auf diese Ar^nfÄ«ente und Wünsche der 
Fürther (^meinde Verwaltung Rückstctit genonrmeti 
und dadurch hinsichtlich der JikI«! bis auf weiteres 
«ein beschränkter Ausiiahniszustand voft -dem allg^emein 
geltenden Rechte zugelassen wurde, das i^ ein Beweis 
<ler grossen Vorsicht, mit welcher an höchstw Stelle 
•die jüdischen Verhältnisse damals behandelt witt^dcn. 
Nach einer Verordnung vom 13. April 18(H) soll <Jfe 
freiwillige Gerichtsbarkeit der Juden, wo sie bis dahin 
auf Grund der ihnen erteilten Konzessionen bestanden, 
bis zur endgültigen Regelung ihrer Verhältnisse als ein 
Provisorium beibehalten werden. ^^ 

Noch in demselben Jahre hatte die Vorstandschaft 
•der l^^ürther Gemeinde eine Veranlassung zur Erhebung 
einer neuen Beschwerde wegen eines noch schmerz- 
licheren Eingriffes in das Organ ihrer Verfassung. Auf 
Grund der ihr von der Domprobstei zu Bamberg 
am 2. März 1719 eingeräumten Privilegien war es näm- 
lich in die Kompetenz der (jemeindeverw^altung gege- 
ben, den Eintritt eines neuen Mitglieds in ihren festge- 
fügten Verband von dem Nachweis seiner sittlichen 
Qualifikation und seiner materiellen , Leistungsfähigkeit 
abhängig zu machen imd so das Eindringen minder- 
wertiger Elemente zu verhindern.' •'* Als nun aber 
unter Nichtachttmg dieser Prärogative und gegen den 
ausdrücklichen Willen der Gemeinde ein nicht gut be- 
leumundetes Individuum von dem Kgl. Generalkom- 
missariat des Pegnitzkreises zur Ansässigmachung in 
Fürth die Genehmigung erhielt, da zum erstenmale un- 
ter dem neuen Regime wurde die Befürchtung zum 



12 Döl 1 i n j::t' r a. a. O. S. XI t, He i m be r jre r a. a. O., 
1^. 32 An merk. 

in V er tri. Xenbttrger: Da 8 SolitiofTeeht (l<*r .fmlensc'haft. 
zu Fürth im 18. .fahrluindert. I. S. 17. 
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Ausdruck gebracht^ es könnte die mittelalterliche Ver~ 
fassung der Gemeinde umgestürzt und dadurch ihre 
Zukunft gefährdet werden. Aus der von dieser Furcht 
diktierten Eingabe vom 3. September 1809 wollen wir 
ein sprechendes Situationsbild hervortreten lassen :^^ 

„Schon in der grauen Vorzeit war die hiesige Ju- 
den-Gemeinde die zahlreichste in Teutschland. 

Mancherley — ganzen Nationen ungünstige Ereig^ 
nisse, der Zeit haben zwar die grössere Zahl derselben 
vermindert. Sie ist aber doch noch in dem gegenwär- 
tigen Augenblick die ansehnlichste imd bevölker.tste 
Juden-Gemeinde in Eurer Koenigl. Majestät Monar- 
chie: Sie zählet in sich gegen sechshundert Familien. 

Die Erhaltung bey ihrem — jenem der früheren 
Zeiten freylich nicht mehr ganz gleichen Wohlstand,. 
hat sie nächst dem Schutz ihrer allerhöchsten Landes- 
herrschaft, einer zweckmässig geordneten Verfassung^, 
der genauen und gewissenhaften Beobachtung und 
Ausübung der Bestimmimgen derselben, und vornehm- 
lich ihrer Betriebsamkeit im Commerz zu danken. Si<y 
zählet nemlich, was das letzte- betrifft, noch jetzo viele- 
angesehene und vermögliche Familien unter sich, die 
teils einen starken Aktiv- und Passiv-Handel mit hie- 
sigen Manufaktur- und mit Ausschnitt- und Spezerei- 
Waren, besonders auch mit Jubelen betreiben, teils den 
Wechselgeschäften obliegen, welche letztere in hiesiger 
Stadt ausschlüssig in ihren Händen sind. Auch rnit 
Spiegelglas Fabriken, welch« hiesiger Stadt grössten- 
teils in jüdische Händen sind, und dadurch eine starke 
Anzahl christlich und jüdische Familien ernährt wer- 
den. Die Fabrikanten versenden solche in fremde Land- 
schaften ilnd^andere Weltteile. 



14 Tn einer späteren Vorstelhmg der Gemeinde wird auf ihre- 
fiüheren;Eino;aben vom 16. September und 12. Oktober 1809 Be-* 
xup genommen; es scbeint al»er, dass diese letzteren identiselv 
ßind mit den erwrihnten Ein^jaben vom 27. Februar und 3. Sep» 
tember 1809. 
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Der schön in früheren Zeiten unter der Benennung 
»einer Hofmarkt bekannte Ort Fürth war ehemals sehr 
xmbedeutend. Derselbe konnte sich bei der Unfrucht- 
barkeit seiner Flurmarkung, aus seiner Unwichtigkeit 
um so weniger erheben, weil die ehemalige Einwohner 
iür den Handel und Wandel keinen Sinn hatten, oder 
wegen der Nähe der grossen Handelsstadt Nürnberg 
damit nicht aufkommen konnten. Kaum aber war die 
Jhiesige Juden-Gemeinde zu einer bedeutenden Anzahl 
angewachsen, so wurden auch die hiesigen christlichen 
Einwohner, teils durch die Manufacturen, teils durch 
den Handelsverkehr und teils durch die' Nahrungs- und 
andere Bedürfnisse der Judenschaft beschäftiget und 
l)ereichert, der Geist der Industrie in selbigen erweckt, 
und mit der Zunahme der Anzahl und der Wohlhaben- 
heit unserer Gemeinde gepflegt und ausgebildet, zu- 
;gleich eine grössere Anzahl von Christen hieher ge- 
zogen, und auf diese Weise die Bevölkerung und die 
Aufnahme des hiesigen Orts mit einem so gedeihlichen 
Erfolg befördert, dass in den neueren Zeiten der Ort 
Fürths sich aus seiner vormaligen Unbedeutenheit zu 
dem Rang einer ansehnlich bevölkerten Stadt empor- 
gehoben, nunmehr eine grosse Anzahl Künstler und 
Handwerker, auch viele Kaufleute christlicher Religion 
aufzuweisen und den Ruf eines bedeutenden Handels 
Platzes erlangt hat. 

Der Wohlstand der hiesigen Stadt ist demnach 
allerdings gegründet. Allein, derselbe stehet doch 
nicht so feste, dass er nicht durch eine oder die andere 
Begebenheit erschüttert werden könnte. 

Der erhabensten Weisheit Eurer Königl. Majestät 
Icann es ohnehin nicht entgehen, und es wird sich bey 
^iner allenfallsigen nähern Untersuchung ergeben 
müssen, dass gleichwie durch das Daseyn und durch 
•den Einfluss der Juden-Gemeinde allhier die hiesige 
Stadt zu ihrer dermaligen Grösse und Wohlhabenheit 
emporgestiegen ist, also auch die Erhaltung dieser Vor- 
züge mit der Erhaltung der hiesigen Juden-Gemeinde 
unzertrennlich verbunden sey, und dass folglich jeder 
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Abbruch, welcher dem Wohlst?.fid der Letzteren, zuge- 
fügt wird, dem Wohlstand der hiesigen Stadt den 
emi>findlichstett Stoss versetzen,^ und selbige zu ihrer 
ehemaligen Unbedeutcnheit zurückführen würde/' 

Aus diesen Gründen glaubt die Gemeinde von 

Fürth sich der angenehmen Hoffnung hingeben zu 

d«rfen, dass die Majestät des Königs sie derjenigen 

Rücksicht für würdig halten werde, „welche sie vermög^ 

ihrer allergetreuesten und allersubmissesten Anhäng- 
lichkeit an ihren allerhöchsten Monarchen, verniög der 
grossen Anzahl ihrer Glieder, vermög ihrer guten Ver- 
fassung, vermög ihrer gemeinnützlichen und wohltäti- 
gen Institute, und vermög der Wichtigkeit ihres aus- 
gebreiteten für den Staat selbst und für so viele ein- 
zelne Königliche Unterthanen und Gemeinden in hie- 
siger Gegend ausnehmend vorteilhaften Handels und" 
Wandels, allerdings zu verdienen sich schmeicheln darf,, 
und vermittelst welcher ihr die frohe Aussicht in 
eine heitere Zukunft eröffnet wird, die nach hergestell- 
tem Frieden ihren vorigen blühenden Zustand wie- 
der herbey zu führen verspricht." 



Auch diese Eingabe fand eine wohlwollende Auf- 
nahme, indem durch ein Rescript vom 8. October 1810 
in Aussicht gestellt wurde, dass „über die Verhältnisse 
der Fürther Judengemeinde überhaupt erst alsdann 
eine Entscheidung erfolgen könne , wenn die Aller- 
höchsten l Bestimmungen über die Verhältnisse der 
jüdischen l'ntertanen des Königreichs im allgemei- 
nen vorher gegangen sein werden/* 

Wie man aus Vorstehendem ersieht, befanden sich 
die Vertreter der Hauptgemeinde von liayern damals 
noch auf einem Standpunkte, von welchem aus sie 
rückwärts blickten in die Vergangenheit und nicht vor- 
wärts in die Zukunft. x\bcr es gab auch Solche, die 
auf einem höheren Aussichtspunkte standen und weiter 
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blickteii. Elkan Henle in Fürth, der schon anno 
18^ ancmym ein Schriftchen „über die Verbesserung 
des Judentums" ^^ hatte erscheinen lassen, war der 
Erste in Bayern, der über die Judenemanzipations- 
frage im Jahre 1811 eine Broschüre ^^ veröffentlichte^ 
di«^ er dem Minister Graf v. Montgelas widmete 
und in welcher er vom Standpimkte eines aufgeklärten 
Israeliten im apologetischen Sinne die Verhältnisse 
seiner Glaubensgenossen sowohl nach der religiösen 
als auch nach der politischen Seite zu beleuchten ver- 
suchte. Auf Grund dieser Schrift überreichte er dem 
Ministerium des Innern eine Reihe von Anträgen und 
Vorschlägen mit der Bitte, dass einer mit den bezüg- 
lichen Vorarbeiten zu 1)eauftragenden Kommission 
auch „einige erfahrene, für die vorhabende Veredelung 
eifrigst bemühte Israeliten beigegeben werden" mögen^ 
Von Korporationen war der Vorstand der israelitischen 
Kultusgemeinde München der erste im Königreich^ 
der sich ohne Vorbehalt auf den Boden der neuen Zeit 
stellte und die noch in den Ministerien schwebenden 
Verhandlungen und Beratungen durch eine zur aller- 
höchsten Stelle gerichtete Immediateingabe vom 
8. April 1812 zu beeinflussen versuchte, welche folgen- 
den Wortlaut hat : ^^ 



m „OtFoiibacli am Main" ist vieUeicht abHichtlich zur Irre- 

fnlniiniij aii«<e£rel)en, weil der zienilidi radikal denkende Verfasser 

sich niebt hervorzutreten ^\agte; es wurde später in der Zeit- 
schrift, Sulamitb 1808 S. Ml ff. abj^edruekt. 

lö Ueber die Verfassung der Juden im Könijiivieb liaiern und 
die Verbesserung? derselben zum Nutzen des Staates. Vergl. auch 
die spätere Schrift desselben Verfas*<ers: Die Stimme der Wahr- 
heit, Jt. Abteilung, S. 2. 

17 J)as Nachfolgende ist den Akten des israelitisihen Vereins- 
Vorsttindes in Fürth (Kep. Tit. II Nr. 155), die V<»rhUltnisse der 
israelitischen (Uaubensgenossen l)etr., entnommen. 
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'» „AUerdurchlauchtigster Grossmächtigster König! 
AllergnädigsteF König und Herr! Mit Ehrfurcht und 
kindlichem Vertrauen nähern wir uns dem erhabenen 
Throne Ew. Königlichen Majestät, um zu den Füssen 
desselben eine Bitte niederzulegen, deren allergnädig- 
ste Erfüllung uns schon der Geist der Zeit, noch mehr 
aber der liberale Charakter hoflfen lässt, welcher jede 
öffentliche Handlung der glorreichen Regierung Ew. 
Königlichen Majestät von jeher bezeichnet. 

Als Vorsteher und Deputierten der Israeliten- 
Gemeinde in der Haupt- und Residenzstadt glauben 
wir keinen Vorwurf zu verdienen, wenn wir zuerst es 
wagen, die Güte und Gerechtigkeit Ew. Königlichen 
Majestät um die Emanzipation unserer Glaubensge- 
nossen im ganzen Königreiche allerunterthänigst an- 
zuflehen und um den Genuss der staatsbürgerlichen 
Rechte allerdevotest zu bitten, indem wir zugleich die 
treueste und heiligste Erfüllung aller staatsbürgerli- 
chen Pflichten ohne Ausnahme geloben. Ob die Juden 
in Rücksicht ihrer Religion des Genusses der Bürger- 
rechte fähig und würdig sind? ob ihre Religion ihnen 
gestattet, sich den Gesetzen des Staates, da dieselben 
sich nur auf die Verhältnisse der Gesellschaft be- 
ziehen, vollkommen zu unterwerfen, und alle Bürger- 
pflichten ohne Ausnahme zu erfüllen, welche ebenfalls 
sich nur auf das Wohl der Bürger und des bürgerlichen 
Vereins beschränken? 

Diese Fragen sind theoretisch längst affirmative 
beantwortet, und diese affirmative Beantwortung seit 
mehreren Jahren auch praktisch in vielen Ländern be- 
währt und bestätigt worden. Ohne von neuem in weit- 
läufige theologische und philosophische Discussionen 
einzugehen, um eine Sache darzuthun, deren Existenz 
der Augenschein und die Erfahrung beweisen, und 
welche sonst nur von dem gemeinsten Obscurantismus 
oder von bösem Willen und der Verfolgungssucht in 
Zweifel gezogen werden könnte, berufen wir uns auf 
das, was seit mehreren Jahren in dieser Hinsicht wirk- 
lich geschehen ist. Die Antworten der Pariser Synode 
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auf die 12 ihr im Namen des Kaisers vorgelegten 
Fragen ^^ geben schon so, wie sie da sind, uns ohne 
weitere Entwickelung und vollständige systematische 
Auseinandersetzung eine genügende und befriedigende 
Auskunft über das ganze Verhältniss unserer Religion 
zum Staate und seinen Gesetzen, und jene Antworten 
haben gewiss den höchsten Grad der Authenticität, 
imd verdienen um so mehr sicheres Vertrauen, da die 
Synode selbst und das späterhin ihre Aussprüche be- 
stätigende tuid bekräftigende Sanhedrin, grossentheils 
aus den geachtetesten, gelehrtesten und orthodoxesten 
Rabinen zusammengesetzt war. 

In Frankreich geniessen die Juden seit vielen 
Jahren alle staatsbürgerliche Rechte und Freyheiten, 
indem sie zugleich allen bürgerlichen Pflichten Genüge 
leisten, tmd ganz den allgemeinen Gesetzen des Lan- 
des unterworfen sind. Der Staat und die Juden be- 
finden sich wohl dabey; und von keiner Seite wird ge- 
klagt, weder über die Beeinträchtigung des Staates 
durch die Jüdische Religion, noch über Be- 
drückung der Jüdischen Religion durch den Staat. 

In Holland, dessen jüdische Bürger im Allgemei- 
nen sowohl vom portugiesischen als vom pohlnisch- 
deutschen Ritus gewiss nicht einer übermässigen Cul- 
tur, eines ausgedehnten Libertinismus, oder gar der 
Ketzerey angeklagt werden können, sind die Juden 
ebenfalls mit ihrer Zufriedenheit den allgemeinen; Ge- 
setzen des Staates unterworfen und aktive Staatsbürger 
geworden, und zwar schon lange vor der Vereinigung 
jenes Landes mit Frankreich. Das Decret des ehe- 
maligen Königs von Holland vom! 12. September 1808 
nebst den dasselbe begleitenden Reglements ^^ wegen 
des Ober-Consistoriums und wegen der Kirchen-Admi- 
nistration der hochdeutschen Juden-Gemeinden wurden 
allgemein gut aufgenommen und von allen Seiten 



18 Siehe Das Svnhedrion unter Napoleon I. Von Dr. Sam. 
JBack (Prag 1879). ^ 

19 Vergl. Jost: Neuere Geschichte der Israeliten. IT. S. 97. 

Eckstein, Kampf um die Bmanzipation 2 
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pünktlich befolgt, ohne dass über Bedrückung des 
Staates oder der Religion irgend eine Klage geführt 
wurde. 

Auch in Westphalen ist in Rücksicht auf den 
staatsbürgerlichen Verein jeder Unterschied zwischen: 
den Bekennem einer positiven Religion verschwun-^ 
den. 20 

Die letzten Beschlüsse des Grossherzogs von 
Frankfurt sind in zu frischem Andenken, um mehr als 
einer blossen Erwähnung zu bedürfen.^i 

Seit ganz Kurzem sind auch in der Preussischen 
Monarchie die Juden für Staatsbürger erklärt, alle 
Rechte ihnen ohne Einschränkung ertheilt und aller 
Unterschied zwischen ihnen und anderen Glaubensge- 
nossen aufgehoben worden. 22 

In Dänemark ist, wie wir aus zuverlässigen Nach- 
richten wissen, eine totale Reform der bürgerlichen 
Verfassung der .Juden im Werke, die gleichfalls derui 
Zeitgeiste entsprechen soll.^^ 

Und in Baiern sollten wir zurückstehen? In dfe-- 
sem Lande, wo seit der Regeneration von Deutschland 
die Fackel der wahren Aufklärung und Toleranz am 
hellsten leuchtet; wo ein allgemein anerkannter und 
gesegneter Geist der Humanität und Seelengrösse alle 
Gesetze und Verordnungen der geliebtesten Regierung- 
belebt ; wo jeder Einwohner sich glücklich fühlt, unter 
dem glorreichen Zepter eines angebeteten Königs zu 
leben, wo ein kräftiges, verständiges, gutmütiges und 
biederes Volk, brüderlich mit verschied|enen Glaubens- 
genossen vereint, lange schon die intolerante Idee einer, 
in Beziehung auf den Staat allein herrschenden Kirche 
nicht mehr hegt; in P>aiern allein sollten die Israeliten 
als verstossene Kinder, als unbrauchbare Glieder des 
schöngeformten Staats-Körpers fortvegetiren, blos weil 
sie eine eigene Religion, einen eigenen Cultus haben? 



20 Vcrjrl. daselbst I. S. 287. 
2t Dasolbst S. 25. 
22 Daselbst S. 273. 
2a Daspl])st TT S. 7. 
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Nicht mög-lich ! Die Constitution ^* und mehrere 
frühere und spätere Gesetze und organische Edicte 
sprechen zu bestimmt vollkommene Religions^ und 
Gewissensfreyheit aus, als dass wir von dieser Seite 
etwas zu befürchten hätten. 

Den dritten Paragraphen des Edicts vom 24. März 
1809 hingegen -« _ Reggs. Blatt 1809 S. 898 — hoffen 
wir um so mehr als auf uns unanwendbar auslegen zu 
dürfen, alswirunsaufkeineWeiseinRück- 
sieht auf unsere R^ e 1 i g i o n s - G r u n d s ä t z e 
gewissen bürgerlichen Verbindlich- 
keiten entziehen wollen, sondern im Gegen- 
theil als treue Unterthanen bev dem Genüsse der bür- 
gerlichen Privat-Rechte und des Staatsbürgerrechtes 
alle bürgerliche Pflichten ohne Ausnahme und Ein- 
schränkung gleich allen anderen Unterthanen zu er- 
füllen bereit sind. 

Nur Missverstand und Mangel an gehöriger Ein- 
sieht und Sachkenntnis könnte manche Individuen 
oder Gemeinden unseres Glaubens bewegen, eine an- 
dere Sprache ils wir zu führen, im Allgemeinen ge- 
trauen wir uns aber dafür zu haften, dass unsere 
Glaubensgenossen im ganzen Königreiche unsi herzlich 
beystimmen, und mit gerührtestem Danke die aller- 
huldreichste Gewährung unserer Bitte erkennen wür- 
den. 

Wir ersterben in allertiefster Devotion Euer 
Königlichen Majestät alleruntertä.nigst gehorsamste 
Abraham U h 1 f e l d e r, V^orsteher. J. Hirsch P a p - 
p e n h e i m c r,^« Deputirter. Tsidor M a r x, Deputir- 
ter. J. F. N e u b u r g e r, Deputirter. Abr. W i h 1, 
Deputirter. München, den 8. April 1812.'' 

24 Vom 1. Mai 1808. 

2."! l)t^rs('ll)o lautet: „(JaubeiisoreiiosHOii, welche in Rücksicht 
auf ihre UelijjionM-Ciruiul.sätze gewissen bürgerlichen Verbindlich- 
keiten sich entziehen'', können nicht volle Teilnahme an Siaats- 
bürgerrechten lM»anspruchen. 

2(i If. S. Pappenheimer in München, der schon 1805 

2* 
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An diese Manifestation der Vertreter der haupt- 
städtischen Kultusgemeinde schlössen sich unter Füh- 
rung der Gemeinde Bamberg die Israeliten von 
Oberfranken an mit einer Eingabe, welche folgenden 
Wortlaut hat:27 

„Allerdurchlauchtigster, Grossmächtigster König, 
Allergnädigster König und Herr! Durchdrungen von 
der allerhöchsten Gnade und Landesväterlichen Liebe 
Euer K. Majestät, womit Allerhöchstderselbe das Wolil 
aller getreuen ünterthanen bey jeder Gelegenheit zu 
begründen und zu befördern stets hin gewohnt sind, 
wagen auch Wir Uns dem erhabensten Thron Euer 
K. Majestät zu nähern und eine allerunterthänigste 
Bitte niederzulegen, deren Gewährung schon längstens 
der einzige und sehnlichste Wunsch aller unserer 
Glaubensgenossen gewesen, und um deren allergnädig- 
ste Willfahrung bereits die in der Haupt- und Resi- 
denzstadt München befindliche Judenschaft Euere 
K. Majestät allerdemütigst angefleht haben. 

Die von unseren Glaubensgenossen in München 
eingereichte Vorstellung vom 8. April 1812 ist ganz die 
Herzenssprache aller übrigen Israeliten und insbeson- 
dere enthält dieselbe unser schon längst gesehntes Ver- 
langen, welches Wir schon früher Ew. K. Majestät in 
allertiefster Erniedrigung vorzulegen gewagt haben 
würden, wenn Wir nicht durch die Furcht, Allerhöchst:- 
dieselbe durch eine dergleichen Bitte lästig zu fallen, 
bisher abgehalten worden, uns diese allerdevoteste 
Kühnheit zu erlauben. 

Nur allein die von Ew. Kgl. Majestät durch die all- 
gemeine Gesetze ausgesprochene bekannte und mit 



über die Emanzipationsfrage mit einem auswärtigen Gelehrten 
korrespondierte, vergl. Klkan He nie: IJeber die Verfassung der 
Juden im Königreiche Bayern, S. 41, wird wohl ein Bruder des 
hier Genannten sein, über dessen Wirken das Vorwort zum 
Gebetbuch der Kultusgemeinde München von Jos. P e r 1 e s 
eine interessante Mitteilung enthält. 

27 Aus den Ptabbinatsakten von Bamberg. 
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unserem allerunterthänigsten Dank verehrt werdende 
humane und landesväterHche wohlthätige Gesinnungen, 
sowie auch die dadurch bewährte Grundsätze zu Ein- 
führung der Gewissens Freyheit lassen uns die trö- 
stende Beruhigung hegen, dass Allerhöchstdieselben 
Uns Allergnädigst zu erlauben geruhen werden, dass 
Wir uns mit der Bitte der Israelitischen Gemeinde zu 
München vereinigen und um die nemliche allerhöchste 
Huld und Gnade flehen .dürfen, zu deren Gewährung 
jene Gemeinde in München die schmeichelndste Hoff- 
nung hat. 

Sämtliche in derVorstellung vom 8. April 1812 aufge- 
stellte Gründe finden auch auf unsere im Mainkreiss 
befindliche Glaubensgenossen die vollkommenste An- 
wendung, dahero, um nicht durch Wiederholungen die 
allerhöchste Gedult Ew. K. Majestät zu ermüden, uns 
erlaubt seyn wird, sich darauf lediglich zu beziehen 
und uns jener Bittschrift durchgängig anzuschliessen. 

Wir haben uns von jeher beeifert, als treue Unter- 
thanen alle bürgerliche Pflichten ohne Ausnahme und 
Einschränkung gleich allen anderen Unterthanen zu 
erfüllen. 

Wir entrichten nicht nur alle herrschaftliche Ab- 
gaben, und tragen die übrige gemeine Lasten ohne 
Unterschied, sondern wir waren von der ersten Auf- 
forderung sogleich bereit und werden immer bereit- 
willig sein, unsere Söhne dem Dienst und der Verteidi- 
gung des Vaterlandes zu widmen, sofort dadurch eine 
unerschütterliche Treue, und wärmste Anhänglichkeit 
gegen den erhabensten aller Fürsten und gegen unser 
Vaterland mit Anstrengung aller Kräften zu beweisen, 
damit wir uns ebenfalls der allerhöchsten Gnade zum 
Genuss des bürgerlichen privat und der Staatsbürger- 
lichen Rechten würdig und theilbaftig machen. Euer 
K. Majestät legen wir daher unter nochmaliger Be- 
ziehung auf jene in der von der jüdischen Gemeinde zu 
München übergcbenen Vorstellung aufgestellten Grün- 
den die allerunterthänigste Bitte zur allerhöchsten 
Willfahrung dahin vor, um Uns gleich den anderen 
christlichen Glaubensgenossen als active Staatsbürger 
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aufzunehmen, und uns den Genuss der bürgerlichen 
Privat und der Staatsbürgerlichen Rechten unter der 
treuesten und heiligsten Angelobung zu Erfüllung aller 
Staatsbürgerlichen Pflichten ohne Ausnahme in aller- 
höchsten Gnaden verwilligcn zu wollen. Wir ersterben 
in alltiefster Erniedrigung Euer Königl. Majestät aller- 
Unterthätiigst treu gehorsamste. — Bamberg, den 
22. Jenner 1813.** 

Die Antwort auf diese Petitionen war die Ver- 
öffentlichung des berühmten Edikts vom 10. Juni 1813, 
welches, wiewohl es eine blosse Uebergangsstufe bil- 
den und lediglich ein Erziehungsgesetz sein sollte, fast 
ein halbes Jahrhundert lang die magna charta für das 
Verhältnis der israelitischen Glaubensgenossen zum 
Staate und zur bürgerlichen Gesellschaft gewesen ist.^* 

Es wäre freilich eine Ungerechtigkeit und Undank- 
barkeit, wenn man die Grösse des Fortschritts unter- 
schätzen würde, der mit dem Edikt zur Erhebung 
der Juden getan wurde. Aber es steht an der 
Grenzscheide zweier Zeiten und lässt darum un- 
entschieden die Merkmale von einander entgegen- 
gesetzten Anschauungen und Grundsätzen in den 
inneren Widersprüchen seiner 34 Paragraphen er- 
kennen. Zwei Seelen wohnen in seiner Brust, eine 



28 D ü 1 1 i 11 g e r, S. 1. Was die Quellen des Edikts an- 
belangt, vergl. man das. S. 14 ff., 200 ff., 250 und 254, ferner 
He nie: Uebcr die Verfassung, S. 30 ff. und Stimme der Wahr- 
heity II, S. 2. Im Vergleiche zu den schon früher publizierten 
Edikten von Baden und Preussen,, mit welchen es wenige Be- 
rührungspunkte hat, ist das bayerische Edikt ausserordentlich 
rückständig. (Vergl. Aktenstücke, die Verbesserung des bürger- 
lichen Zustands der Israeliten betr., von B u c h h o 1 z, 1815.) 
Frhr. v. L e r c h e n f e 1 d ^zeichnet in seiner CJeschlchte Bayerns 
unter Maximilian .loseph. S. CO, die an die Spitze des Edikts 
■gestellte Zusichenn>g völliger tjewissensfreiheit als eine S a t y r e. 
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mittelalterliche imd eine neuzeitliche Seele.-^ Kein 
AVunder, dass es niemanden befriedigte, weder die An- 
hänger des Alten, denen es zu viel genommen, noch 
<lie Anhänger des Neuen, denen es zu wenig gegeben. 
Kein Wunder, dass es einen Kampf entfesselte, der 
mit besonderer Schärfe gegen § 12 (u. 11^) des Edikts 
-gerichtet war, welche die Bestimmung enthalten : „Die 
Zahl der Judenfamilien an den Orten, wo sie dermalen 
bestehen, darf in der Regel nicht vermehrt, soll viel- 
mehr nach und nach vermindert werden, wenn sie zu 
gross ist**. ,,Die Ansässigmachung über die Zahl an 
denselben Orten, wo sich bereits Juden befinden, oder 
die Ansässigmachung in Orten, wo noch keine Juden 
sind, kann nur von der allerhöchsten Stelle und wird 
auch von derselben nur** an Fabrikanten oder Hand- 
"werker oder Ackerbautreibende bewilligt werden. Da- 
mit war die mittelalterliche Beschränkung der Juden 
auf eine bestimmte Anzahl und auf bestimmte Orte der 
Zulassung auch im neuen Staate sanktioniert und der 
Jude wie mit einem Bannfluch mit dem Makel seiner 
Geburt behaftet. An Stelle des ehemaligen Schutz- 
briefes trat die Matrikel, welche für jede anno 1813 
ortsansässige Familie bei der Kreisregierung einge- 
tragen wurde und vom Vater auf den Sohn sich ver- 
•erbte. Wollte der Sohn einen jungen Hausstand grün- 
den, so musste er auf den Tod seines Vaters warten. 
Wehe dem Unglücklichen, der so unvorsichtig gewesen 
Avar, als zweitgeborener Sohn auf die Welt zu kom- 
men ; er, konnte im besten Falle eine vakant werdende 
oder gewordene Matrikel, für welche an den glückli- 
chen Besitzer oft bis 1000 fl. bezahlt und an Taxen 



20 Ver^l. Haeii-le: (Jeschichte der .luden in Ansbatli, 8. 195, 
jund Eckstein: ! beitrüge zur (iesehiehte der Juden in Bayern 
J (Die bayerischen Parlamentarier jüdischen Ghiubens), S. 6). 
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30 Gulden entrichtet wurden, sich kaufen oder als 
Handwerker mit unsäglichen Scherereien und grossem 
Kostenaufwand sich um das Privilegium einer Aus- 
nahme bei der allerhöchsten Stelle bewerben. Man hat 
diese Bestimmung mit Recht eine pharaonische Mass- 
rcgel genannt. Es wurden zwar nicht die neugebore- 
nen Knaben in die Isar geworfen, aber die erwachse- 
nen Männer und Jungfrauen mussten erst graue Zöpfe 
sich wachsen lassen, ehe sie daran denken konnten^ 
hinter der Bahre eines verstorbenen Matrikelinhabers 
ihren Trauhimmel sich aufrichten zu lassen. Der § tz 
des Edikts war darum eine Axt der Vernichtung, die 
man legte an die Wurzel der jüdischen Gemeinden. 
Kein Wunder also, dass die Gemeinden gegen das 
Edikt im ganzen und gegen das sogenannte Matrikel- 
gesetz insbesondere einen 50jährigen Kampf führten^ 
der noch heute etwas Imponierendes hat, und in diesem 
Kampfe die Führung übernahm und behauptete mit 
unermüdlicher Energie der Vorstand der israelitischen 
Kultusgemeinde Fürth. 

Der Vorstand dieser durch die Anzahl ihrer Mit- 
glieder, durch das Ansehen ihrer gelehrten Schulen^ 
durch die Leistungsfähigkeit ihrer wohltätigen und ge- 
meinnützigen Anstalten, durch die Macht und den Un- 
ternehmungsgeist ihres wohlhabenden Kaufmanns- 
standes ausgezeichneten Gemeinde fühlte sich berufen 
und verpflichtet, seine Stimme zu erheben und zu er- 
klären, dass das Edikt in vielen Punkten nicht blos 
keine Verbesserung, sondern im Gegenteil eine Ver- 
schlechterung der Verhältnisse herbeizuführen geeig- 
net sei und eine schädigende Wirkung ausüben werde 
sowohl auf die idealen als auch auf die m a t e r i e 1- 
1 e n Interessen der Gemeinde, Bedenken, welche in 
einer ausführlichen vom 15. November 1813 datierten 
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Denkschrift vor den Stufen des Thrones niedergelegt 
wurden. Ueber die Bedeutung, welche damals die 
Fürther Gemeinde innerhalb der gesamten Glaubens- 
genossenschaft hatte, äussert sich die Denkschrift : ^^ 
„Wir besitzen in Fürth 

1. eine Universität, aus einem Ober-Rabiner und 
Sechs Untere Rabiner bestehend.^^ 

Ihr Ansehen im Auslande hat sich stets durch 
den Rang bewährt, welchen sie unmittelbar nach den 
hohen Schulen in Prag und Frankfurth behriotet, so 
dass sehr häufig unsere Rabiner an andere Orte be- 
rufen worden sind, die Gutachten unseres Oberrabiners 
aus andern angesehenen Plätzen begehrt worden, und 
immer viele jüdische Jünglinge aus den angesehensten 
Städten Deutschlands hier ihre Studien pflegen. 

Wenn dermalen die Zahl nicht so stark wie sonst 
ist, so liegt die Ursache wohl nur darin, dass den Jüng- 
lingen durch den Conscriptions-Verband die Entfer- 
nung von ihrem Geburtsort sehr erschwert wird. 

2. Einen Spital, bei welchem' ein Arzt, ein Chirurg 
und mehrere Diener angestellt und besoldet sind und 
wo nicht nur alle einheimischen Kranken, sondern 
auch die zu Fürth erkrankten Fremdlinge Unterhalt 
und Pflege finden. 



30 (»eineimleakien Rcp. Tit. II Nr. 2. Juristischer Berater 
der Gemeinde war damals Dr. v. Holzsehur in Nürnberg, Vorsteher 
der Gemeinde waren: Seligm. ^fos. Nathan und Bar. Berolzheimer. 

3 1 Der preiissische Minister Hardenberg äusserte in seiner 
1797 entworfenen l>enks.ehrift über die fränkischMi Fürstentümer: 
„Die Juden, welche vorzüglich in Fürth sehr zahlreich sind, haben 
.... in Fürth einen Landrabbiner, auch eine Art von jüdischer 
Univcrsitjit. Bey der itzt vorseyenden Prüfung ihrer Pi'ivilegien 
wird es nöthig sein, dahin zu sehen, dass auch ihre kirchliche 
Verfassung eigentlich und dem Wohle des Ganzen gemäss ein- 
gerichtet werde". (Hohen zoller i sehe Forschungen, Bd. I, S. 74; 
vergl. auch S. 40 — 41, wo Hardenberg die Notwendigkeit einer 
VerWssenuiir des bürjjferlichen Zustands der Juden l)etont.) 
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l\. lieber diesem Spital haben wir noch zwei Ver- 
pflegungshäiiser für arme Kranke, a) vom männlichen, 
1>) weiblichen Gevsechlecht, eingerichtet. Mit welchem 
Eifer diese Institute, imter thätiger l'nterstützung und 
Beihülfe der vorzüglichsten Familien betrieben werden, 
wie viel Unglückliche schon ihnen ihre Rettung ver- 
danken — darüber provociren wir auf Bericht des 
Königlichen Stadt-Gerichts-Arztes. 

4. Ein jüdisches Armen-Institut zur Versorgung 
armer Juden der Gemeinde, und im zureichenden Fall 
auch Fremder. 

5. Lin Waisenhaus, worinn mehr als 2() arme 
Waisenkinder mit Speisen, Kleider, Lehre und der- 
gleichen versorgt werden. 

(). Ein Institut, woraus im Winter alle armen jüdi- 
schen Hausväter ein gewisses Quantum Brennholz 
erhalten. Alle diese Anstalten verdanken ihre Exi- 
stenz und Erhaltung blos freiwilligen wohlthätigen 
Beiträgen des In- und Auslandes." 

Wenn nun aber, wie der § BO des Edikts will., der 
Wirkungskreis des Rabbineramtes von nun an auf die 
blos kirchlichen Verhältnisse beschränkt bleiben 
und die Ausübung aller Akte auch der freiwilligen Ge- 
richtspflege verboten werden soll, so bedeudet das bei 
der eigentümlichen Verzweigung der mosaischen und 
talmudischen (Gesetzgebung auch in die Sphäre des 
Weltlichen nicht blos einen Eingriff in die Gewissens- 
freiheit, sondern auch eine Bedrohung von materiellen 
Interessen besonders der ärmeren Volksklasse. Denn 

„Ein Jude gewinnt durch seine Aufnahme nicht 
etwa blos das Recht des Aufenthalts, sondern er ist der 
Genossenschaft, und diese ihm, für sich und seine 
Nachkömmlinge so verkettet, dass er nicht als blosses 
Individuum, sondern als Glied der Gattung betrachtet 
wird, für welches die Gattung wie für einen Lebens- 
teil zu sorgen hat, — und welcher es so lange ange- 
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hört, als nicht der Mann der moralischen Achtung 
xtnd des Landesherrlichen Schutzes sich unwürdig ge- 
macht hat. Diese Idee liegt unserem Vormundschafts-, 
der Behandlung aller und jeder Verlassenschaftswesen, 
wobei die Unterstützung der Waisen, nicht nur der 
Witwen, so wichtig ist, unserer Armenversorgung, und 
mehreren wohlthätigen Anstalten zum Grunde, sie 
entspringt wesentlich aus unseren Religions-Grund- 
sätzen und die Verwaltung solcher Gegenstände ist, 
weil die Principien derselben im Detail der Handha- 
bung häufig tmser Glaubens Bündnis berühren, und die 
genaueste Kenntnis der indivituelen Verhältnisse vor- 
aussetzen, welche niemand anders in solche Maasse l>e- 
sitzen kann, wesentlich in den Händen unserer Vor- 
steher. Was zimächst aus dem Sittengesetz entspringt, 
kann ohne diesen Einfluss nicht heilsam bestehen^ und 
jede humane Regierung, welche den Kindern des Mo- 
saischen Gesetzes Toleranz gewährt, wird dem jüdi- 
schen Sittengesetz seine Kraft in den heiligsten Ver- 
hältnissen nicht entziehen." 

Aber nicht blos in Angelegenheiten, welche mit 

xier Religion zusammenhängen, sondern auch und vor 

allem in Beziehung auf rein bürgerliche Verhältnisse 

^ibt es in den Bestimmungen des Edikts insbesondere 

^ i n e Gefahr, von welcher die Zukunft der Gemeinde 

aufs äusserste bedroht erscheint. 

„Der 12. § des Edikts bestimmt: ,J3ie Zahl der 
Juden familien an den Orten, wo sie dermahlen be- 
stehen, darf in der Regel nicht vermehrt, soll vielmehr 
nach und nach vermindert werden, wenn sie zu gross 
ist/* Schmerzlich ist uns diese Regel, theils um des- 
willen, weil wir bisher im Zuwachs oder Abnehmen 
itnserer Genossenschaft ein untrügliches Anzeichen 
von Steigen und Fallen unseres Wohlstandes, sowie 
jenes der ganzen Stadt beobachtet haben, mithin wir 
in dem Gebot Eurer Kgl. Majestät den Stillstand un- 
seres Wohlstandes, und da in keinem Organismus ein 
anhaltender Stillstand möglich ist, sogar den Unter- 
gang unseres Glückes zu erblicken glauben ; anderer- 
iseits können wir die l>etrübnis nicht verhehlen, aus 



~ 28 — 

dieser Allerhöchsten Bestimmung' bei der gemeinen 
Volksklasse die Missdeiitung einer absoluten Schäd- 
lichkeit schöpfen, Druck und Verachtung folgen zu 
sehen/' 

Eine Erschütterung der Existenz der israelitischen 
Gemeindeangehörigen muss aber unfehlbar den Wohl- 
stand der ganzen Stadt erschüttern und ihre ganze Zu- 
kunft in Frage stellen. 

„Wenn die Erfahrung von allen Städten, in wel- 
chen Juden Schutz fanden, beweist, dass die Handlung 
und Speculationen einen grösseren Schwung' erlangte 
und wenn hieraus allenthalben grösserer Geld-Umlauf,, 
vermehrte Bevölkerung, NahrUngs-Stoff und Stütze 
für Kunst, Wissenschaft und Erfindungen entsprungen 
ist, wenn selbst auf den angesensten Handelsplätzen,, 
wie zu Amsterdam und Hamburg, der Einfluss der jü- 
dischen Banquiers auf die Geschäfte so stark ist, dass 
der Curs leidet, und man uns z. B. schreibt, dass wegen 
jüdischen Feiertagen die Börsen-Geschäften gering 
waren, so ist die gleichförmige Erscheinung in Fürth 
gewis eine kräftige Empfehlung für eine Genossen- 
schaft, welche mit dem allerehrerbietigsten Gesuch um 
Schützung der Grundlagen ihrer Erhaltung den wohl- 
wollenden Absichten Euerer Kgl. Majestät für das 
allgemeine Wohl Allerhöchst dero Unterthanen zu ent- 
sprechen strebt. Man wird es nicht nur als eine glück- 
liche Erscheinung für den Staat betrachten müssen^ 
dass eine unbedeutende unbekannte Hofmark zu einem 
weltbekannten und mit ganz Europa nicht nur, sondern 
selbst mit fremden Welttheilen in Verbindung* stehen- 
den Handelsplat? geworden ist, sondern man wird 
selbst das unmöglich scheinende als verwirklicht an- 
staunen, dass das Aufstreben von Fleiss und Specula- 
tion zu einem solchen Grad gelingen konnte, dass die 
Nähe einer weltberühmten Handels- und Fabrikenstadt, 
die junge Pflanzung- nicht erstickte, dass. vielmehr hier 
stete Vergrösserung mit der dortigen Abnahme con- 
trastirte, dass die Seelenzahl zu Fürth zur Hälfte der 
Volkszahl in dem sechsmal grösseren Nürnberg ge- 
stiegen, dass die Preise der Häuser in der kleinen 
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Stadt Fürth weit über jene in der Stadt Nürnberg sich 
erhoben haben, und nehme man diese vorzüglich aus 
unserer Genossenschaft hervorgegangene Handels-In- 
-dustrie, hinweg, was wird aus allen diesen Manufactu- 
risten, Fabrikarbeitern werden, die durch unsere Spe- 
culation den Absatz für den Fleiss ihrer Hände suchen 
müssen, was wird das Schicksal aller jener Gewerbs- 
leute werden, welche von der Consumtion von 600 Ju- 
den-Familien leben, und wie kann ein mitten in einer 
Sandsteppe liegender Ort subsistieren, welcher ohne 
den Kunstfleiss und den Handel fast keine .Ressour<;e 
mehr hat?" 32 

In Rücksicht auf die geschilderten Verhältnisse 
und unter Beziehung auf das oben Seite 14 erwähnte 
Reskript vom 8. Oktober 1810^ nach welchem „über 
die Verhältnisse der Fürther Judengemeinde überhaupt 
erst alsdann eine Entscheidung erfolgen könne, wenn 
die allerhöchsten Bestimmungen über die Verhältnisse 
der jüdischen Unterthanen des Königreichs vorher 
gegangen sein werden", bittet die Gemeinde um Er- 
haltung ihrer ehemaligen Verfassung. 



32 Dass dieses Raisonnement keineswegs so tibertrieben ist, 
wie es den Anschein hat, erfährt man von D o h m, der in seinem 
1783 erschienenen II. Band seines Werkes über die bürgerliche Ver- 
besserung der Juden, S. 113, hervorhebt, Fürth sei durch die 
Tätigkeit seiner jüdischen Bevölkerung einer der volkreichsten 
und nahrhaftesten Plätze der Gegend und übertreffe manche der 
Reichsstädte, die ehemals wegen ihrer Industrie und ihres Reich- 
tums berühmt gewesen. Ebenso äusserte Prof. L i p s aus E r- 
langen in seinem 1819 erschienenen Werke (Ueber die künf- 
tige Stellung der Juden in den deutschen Bundesstaaten, S. 9) : 
„Der Verfall des einst so blühenden Nürnberg datirt sich 
gerade von dem Augenblicke an, wo es die Juden vertrieb, wie 
der Flor der benachbarten Städte Fürth, Schwabach etc. im 
Gegenteil dadurch begründet wiu-de, dass sie diese Verfolgten 
aufnahmen. Wo Juden sich befinden, herrscht Tätigkeit, Regsam- 
keit, Leben, und wo» keines ist, schaffen sie Leben." 
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Mit anderen Worten: die Fürther wünschen auch 
nach Veröffentlichung des Edikts, eines Verfassungs- 
gesetzes, eine unerhörte Ausnahmestellung im König- 
reich. Und das Unerhörte geschah. Graf v, M o n t- 
gelas verfügte auf allerhöchsten Befehl am 12. Ja- 
nuar 1814: „Einstweilen ist mit der Vollziehung des 
Edikts gegen die supplicirende Judengemeinde in An- 
sehung aller der bisherigen Gemeinde Verfassung ent- 
gegenstehenden Bestimmungen Instand zu halten". 
Erst nach jahrelangen Verhandlungen wurde durch 
EntSchliessung vom 5. August 1820 verfügt, dass die 
Bestimmungen des Edikts vom Jahre 1813 auch auf 
die Kultusgemeinde der Stadt Fürth, jedoch unter 
Rücksichtnahme auf den derzeitigen Status der Ge- 
meinde, ihre volle Anwendung finden soUen.^^ 



'i'i \>i«,H. Ihij^o Jiarbeck: (««'schichte der Juth'ii in Fürth. 
und Nfirnherjr. S. 88 — 89, und V r « n m ü 1 I e r : ( IJnonik der 
Btadt Fürth, S. 203. 



11. 

llas iBdikt und die Verfassung. 



Unterdess war die Verfasstnigsurkunde des Kö- 
nigreichs Bayern vom 2G. Mai 1818 ins Leben getreten. 
Am ersten Jahrestage ihrer Veröffentlichung wurde 
sie in einer vor versammeltem Landtag vom Staats- 
minister Frhr. v. Lerchenfeld gehaltenen An- 
sprache mit einem Tempel verglichen, der die Be- 
stimmung habe, alle Bürger des Staates* um den Altar 
des Vaterlandes zu vereinen.^ Aber wir müssen hin- 
zufügen, die Inschrift des Tempels lautete nicht, wie 
sie lauten sollte : „Mein Haus soll ein Tempel genannt 
sein für alle Völker V* Denn die Israeliten des König- 
reichs blieben von diesem Tempel des Friedens und der 
gesetzlichen Freiheit ausgeschlossen. Für sie bliehi 
der Grundsatz bestehen : Gleichheit der Pflichten bei 
Ungleichheit der Rechte mit den andersgläubigen Un- 
tertanen des Staates. 2 Mit welchem Schmerze und mit 
welcher Enttäuschung die von aller Welt mit Jubel 



1 Landtags Verhandlungen 1810, IVI. 8, S. 3()2. 

2 Vergl. Titel IV § 9 der Verfassungsuvkunde. Die Juden 
der Pfalz waren insofern vor ihren rechtsrheinisehen Olauljens- 
brttdern l^vorzugt, als ihnen der Oenuss der staatsbürgerlieheu 
Rechte, welche sie ehedem unter französischer Herrschaft im 
Rheinkreise genossen, mit Ausnahme der Wahlfähigkeit zui* 
Ständeversammlung, auch fernerhin verbürgt wurde, ein Vorzugs 
welcher aber in späteren Jahren der lleaktion auf dem Wege der 
Verwaltung nach ^löglichkeit korrigiert winde. Vergl. S i n a i^ 
Zeitschrift von A u b, 1840, S. 34 und 50. 
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begrüsste Vcröflentliclning der Verfassungsiirkunde 
von den Israeliten aufgenommen wurde, das lässt sich 
heutzutage nur ahnen. Aber es war ein fruchtbarer 
Schmerz, denn aus ihm entstand in den bayerischen 
Kultusgemeinden das Bewusstsein der Verpflichtung, 
zu Kampf und Abwehr die Kräfte zu vereinigen, aber- 
mals und abermals die Stimme zu erheben für die 
Ehre ihres Religionsbekenntnisses und auf verfassungs- 
mässigem Wege ihr Recht zu erbitten und zu fordern. 
An dieser Stelle verdient es aber hervorgehoben 
zu werden, dass die Staatsregierung von ihrer Seite zu- 
nächst bestrebt gewesen, auf dem Wege der Verwalt- 
tung den Israeliten eine schützende Hand zu bieten. 
Als im Jahre 1818^ bei der Neuwahl des Magistrats 
tind Bürgerausschusses der Stadt Fürth kein einziges 
Mitglied der jüdischen Gemeinde gewählt wurde, trotz- 
dem dieselbe ein Fünftel der Gesamtbevölkerung aus- 
machte und unter dem alten Regime seit Jahrhunderten 
auf Grund verbriefter Rechte zwei Abgeordnete aus 
ihrer Mitte zur Stadtvertretung entsandt hatte, reichte 
die Kultusgemeinde eine Beschwerde ein und stellte 
den Antrag, dass die Zahl der Magistratsräte und der 
Gemeindebevollmächtigten erhöht werde und die da- 
nach zu ergänzenden Stellen mit Juden besetzt werden 
mögen.^ Auf diese Beschwerde die Antwort ist in fol- 
gendem an die Kreisregierung gerichteten Reskript vom 
5. Oktober 1818 enthalten: 



3 Nach Gemeindeedikt und Gemeindewahlordnung vom Jahre 
1818 waren die Juden, soweit sie nicht vom Nothandel lebten, 
in den Kommunalverbänden gleichberechtigt. Vergl. Go tthelf: 
Hißtor. dogmatische Darstellung, S. 100. 

4 Danach ist H ä n 1 e : Juden in Ansbach, S. 165 unten zu 
berichtigen (vergl. noch DöUinger, VI, S, 78). — Das Nach- 
folgende ist den Akten der Kultusgemeinde Fürth, Rep. Tit. II 
Nr. 4, entnommen. 
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„Wenn gleich seine Maiestät der König die Wahl- 
freiheit der Gemeindeglieder zu Fürth in keiner Rück- 
sicht zu beschränken gedenken, und daher auch nicht 
geneigt sind, auf die obigen Anträge der Judenschaft 
daselbst einzugehen, so ist gleichwohl allerhöchst den- 
selben befremdend aufgefallen, dass bey den Wahl- 
Verhandlungen auch nicht ein Einziger der israeliti- 
schen Einwohner, welche sich doch durch ihre Anzahl, 
Vermögensverhältnisse, Betriebsamkeit und Bildung 
vortheilhaft auszeichnen, und mit der Christengemeinde 
daselbst in den vielseitigen r>erührungen stehen, in. 
Wahlvorschlag gekommen sey. Allerhöchstdieselben 
lassen daher die Regierung auf dieses befremdende Ver- 
fahren zu dem Ende aufmerksam machen, um nicht 
■nur die einkommenden Wahlverhandlungen ihrer be- 
sonderen Aufmerksamkeit und sorgfältigen Prüfung 
zu unterziehen, sondern auch mit dem ganzen Nach- 
druck ihrer Amtsgewalt dahin zu wirken, dass bey dem 
Eintritt des neu gewählten Magistrates in seine Funk- 
•tionen. der Behandlung der Angelegenheiten der israe- 
litischen Einwohner zu Fürth jede pflichtmässige Rück- 
sicht gewidmet, jede Zurücksetzung oder partheiische 
Vernachlässigung sorgfältig entfernt, und zu disfalsi- 
gen gegründeten Beschwerden keine \^eranlassung ge- 
geben werde . . . ." 

Es ist „Der Wille seiner Maiestät des Königs, dass 
so bald der neu gewählte Magistrat in Wirksamkeit 
treten wird, derselbe nachdrücklich angewiesen werde, 
in allen Fällen, wo es sich um jüdischen Schutz- und 
Ansässigmachungs-Bewilligungen oder um solche Ge- 
TÄeinde-Angelegenheiten handelt, welche zunächst das 
Interesse der israelitischen Einwohner in vorzüglichem 
Grade berühren, jederzeit einige der angesehensten und 
fähigsten Mitglieder der Judenschaft mit ihren Erinne- 
rungen zu vernehmen." 

Den Dank für die in dieser Allerhöchsten Resolu- 
tion geäusserte Gesinnung drücken die Fürther Israe- 
liten mit folgenden Worten aus: „Dass die Religion, 
das Heiligtum der Herzen, keine Scheidewand bilde, 

Eckstein, Kampf um die Emanzipation. 3 
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Avelche Kürger von Bürg^ern, König und Unterthan tren- 
nen könnte, — ist eine nie genug zu verehrende Ten- 
denz der in so vieler Rücksicht glorreichen und thaten- 
vollen Regierung Ew. K. Majestät, und wir erkennerr 
es als die heiligste Pflicht, diese hohe Herrschertugend 
durch sorgfältige Pflege des Gemeinsinns zu erwie- 
dern." 

„Es ist unläugbar, dass Regenten die Mittler 
zwischen Gott und Menschheit ausmachen, und unter 
den Regenten stehen Ew. K. Majestät sicher auf der 
höchsten Stufe. 

So wie Gott die Schöpfung nicht zu seiner Ver- 
herrlichung bedurfte, und nur das Wohl der Ge- 
schöpfe seinen AVillen ausmacht, ebenso suchen Ew. 
K. Majestät nur durch Beglückung Ihrer Völker ohne 
Ausnahme, Allerhöchst Ihre glorreiche Regierung zu 
verherrlichen. 

O ! dass die Völker es nur auch so begreifen, 
fühlten und darnach handelten! Sie würden sich als- 
dann alle brüderlich umarmen, nach dem göttlichen * 
Sinne ihres allgeliebten Landes Vaters glücklich sein- 
und der Unterschied der Religion würde alsdann nur 
an den' Formen in den Bethhäussern bemerkbar seyn,. 
und gewiss wären die Israeliten die Ersten, welche 
ihren christlichen Mitbrüdern den Bruderkuss auf- 
richtig darböten." 

Dieser Bruderkuss konnte aber noch lange Zeit 
nicht gegeben werden. Die Zuschrift der Gemeinde 
hatte mit taktvoller Anspielung die damalige Stim- 
mung des Volkes richtig gezeichnet. Aus der Mitte 
der Bevölkerung erhoben sich damals gehässige, von 
gemeinem Brotneid eingeflüsterte Stimmen und ver- 
schafften sich auch Gehör bei dem damals zum ersten- 
male versammelten Landtag. Diesen Einflüssen aber 
traten zunt erstenmale in korporativer Geschlossenheit 
entgegen die Kultusgemeinden des Landes. 

Nachdem der Vorstand der israelitischen Kultus- 
gemeinde von M ü n c h e n bereits mit einer Eingabe 
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vom 29. Mäl-z 1819, die sich in der Hauptsache auf 
den Güterhandel (§ 1(> des Edikts) bezog, zur Aller- 
höchsten Stelle sich gewandt hatte,^'^ versammelten sich 
•Anfang- April 1819 zahlreiche Vertreter des bayeri- 
schen Judentums in der-Haüptstadt des Landes, um bei 
den Mitgliedern des Landtags und der Regierung dafür 
zu wirken, dass die gebliebene Lücke am Baue der 
Verfassung sobald als möglich ausgefüllt werden möge, 
und auf Grund der Beratungen dieser ersten Notabein- 
versammlung verfasste S. W. Rosenfeld, später 
Distriktsrabbiner in B a m b e r g, ein beredter Anw^alt 
und unermüdlicher Vorkämpfer seiner Gaubensgenos- 
sen, eine durch den Druck verbreitete „Denkschrift an 
die hohe Stände Versammlung, die Lage der Israeliten 
und ihre bürgerliche Verfassung betreffend" (Mün- 
chen, 15. April 1819).^ Dadurch war die Frage der 
Judenemanzipation auf die Tagesordnung der öffent- 
lichen Meinung gesetzt. Auch christliche Stimmen 
ergriffen das Wort. Ein katholischer Geistlicher und 
ein protestantischer Professor veröffentlichten zugun- 
sten der Juden verfasste Broschüren."^ Und diese Agi- 
tation hatte den Erfolg, dass schon der erste Landtag 

r> Ich habe diese Eingabe nicht erlangen können und weiss 
darum nicht, ob dieselbe mit der von Gotthelf: Histor. dog- 
inatisi'he Darstellung, S. 81, erwähnten identisch ist. 

6 Vergl. ^lönat.HSchrift für (beschichte und Wissenschaft des 
Judentums, •l.S(>:^, S. 200 ff., wo aber gegen die auf S. 209 von 
dem Schwiegersohn RosenfeUrs erzählte Anekdote einzuübenden 
ist, dass Graf Montgelas seit 1817 nicht mehr ^Minister . war, ferner 
Achawa, Jahrbuch 18G5, S. 117 und 18G6, S. 15 ff., Jost, Neuere 
Geschichte der Israeliten, 1, S. 113 ff. und Kayserling: Bibl. 
jmlischer Kanzelredner, I, S. 114 ff. 

7 Xaver v. Schniid: Patriotische Wünsche und Vorschläge 
zur bürgerlichen Verbesserung der Israeliten, 1810. Prof. Lips 
in Erlangen: l'cber die künftige Stellnng der .luden in den 
deutst-hej» IUindesstaat<«n, ISIO. 
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am 11. Mai eine vorzunehmende Revision des Edikts 
beantragte und der König diesem Antrag mit dem im 
Landtagsabschied vom 22. Jiili 1819 geäusserten Ver- 
sprechen zustimmte: Das Ministerium des Innern, 
wird sich mit der „ohnediess schon frü he r beab- 
sichtigten" Revision unverzüglich beschäf- 
tigen und der nächsten Ständeversammlung einen um- 
fassenden Gesetz-Entwurf vorlegen.^ 

Diese Verheissung des Königs wurde von d^n 
Studenten in W ü r z b u r g mit einem pöbelhaften 
Hep-Hep-Geschrei beantwortet, mit wüsten Strassen- 
sze'nen, welche in mehreren Städten Frankens sich 
wiederholten und die Verkündigung des Standrechts 
notwendig machten.® Der Schrecken der damals er- 
lebten Exzesse des Strassenantisemitismus zitterte den 
Juden noch lange in den Gliedern und erst im Novem- 
ber 1821 fanden sie den Mut, eine zweite Notabeinver- 
sammlung in München zusammentreten zu lassen, 
welche auf Grund des bei d'cr Be^ratung geführten 
Tagebuchs durch ihre Bevollmächtigten, *Isr. Hirsch 
Pappenheimer und Ed. Mar x,^^ die Vorsteher 
der Kultusgemeinde in München, eine Denkschrift vom 
20. Dezember 1821 vor den Stufen des Thrones nieder- 
legen Hess, in welcher es einleitend heisst:ii„Die sämt- 

8 Die Absicht einer Revision wird zum erstenmale in einer 
M.-E. vom Jahre 1817 geäussert. DölHnger, S. 26, § 16. 

9 Graetz: Geschichte der Juden, XI, S. 357 u. a. 

10 Wird von G r a s e r in seiner übrigens von Irrtümern und 
Vorui-teilon wimmehiden Schrift: Das Judentum und seine Re- 
form (Bayreuth 1828), S. 66, mit rühmenden Worten hervorge- 
hoben. AVrgl. noch T a u s s i g, Geschichte der Juden in Bayern, 
I, S. 69. 

11 Das Nachfolgende aus Akten des israelitischen Vereins- 
Vorstands, wie man früher die Verwaltung der Kultusgemeinde 
nannte, in Fürth, R^p. Tit. II Nr. 15. 
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liehen Israeliten, durchdrungen vom Dankgefühle 
wegen der bereits gelösten Fesseln und gleich besegelt 
von der reinsten Begierde, sich der allerhöchsten Gnadie 
ganz würdig zu machen, glauben, dass nur durch eine 
vollkommene Gleichstellung in Hinsicht 
der Rechte wie Pflichten der grosse Zweck, ihre Zivi- 
lisation, erreicht werden könne." Nach ausführlicher 
Schilderung der dermaligen Lage des Judentums in 
Bayern und nach Aufzählung ihrer Beschwerden bitten 
die Bekenner desselben : 

„Dass im allgemeinen alle jene Gesetze, Gebräuche 
und Abgaben, welche für die Israeliten beschwerend 
bestehen, nur ihre Herabwürdigung bezielen, und die 
eigentliche Scheidewand zwischen dem Christen und 
dem Israeliten bilden, sie mögen aus den Zeiten der 
Finsternis herstammen, oder den neueren Vorurteilen 
ihr Daseyn verdanken, insbesondere auch in öffent- 
lichen Verhandlungen die Benennungen Jud und 
Schutzjud allergnädigst aufgehoben" werden mögen. 

Denn „die vielen Ausnahmegesetze, die vielen Ge- 
wohnheiten, die mancherlei lokale Kleinlichkeiten, wo- 
durch der Israelit, während er alle Pflichten mit seinem 
Christlichen Mitbürger theilt, blos desswegen, weil er 
Israelit ist, zurückgesetzt wird, rauben auch dem 
rechtlichsten Mann das öffentliche, wie das Privatzu- 
trauen, verewigen die ohnehin schon zu viele Jahr- 
iderte angedauerte Gehässigkeiten, und setzen sich 
auf i«mnier der Kultur entgegen — in der damit be- 
gründeten Verachtung liegt es vorzüglich, dass dem 
Israeliten in keiner Gemeinde auch nur die geringste 
bürgerliche function anvertraut wird, dass selbst man- 
cher Christliche Handelsmann, dass mancher Hand- 
werksmeister keinen israelitischen Comis, keinen israe- 
litischen Gesellen behalten will — und all dies nur, weil 
der Israelite kein Christ, sondern ein Israelit ist." 

Die Israeliten sind nun keineswegs gesonnten; wie 
Fatalisten tatenlos ihrem Schicksal entgegenzusehen, 
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sie haben vielmehr die Absicht, eine Art von Kultur- 
verein ins Leben zu rufen und an der Erhebung der 
Glaubensg^eqossen zu arbeiten. 

„Wir sind vollkommen überzeugt, dass die Ver- 
besserung unseres Schicksals aus unserer Mitte hervor- 
gehen müsse, damit sind auch alle, welche für und wie- 
der uns gesprochen oder geschrieben haben, einig. — 
Wir sind bereit, grosse Opfer zu bringen, diese weF4ön 
aber nur fruchten, wenn wir selbst tätig mitwirken 
können. Die ganze Versammlung ist über die Noth- 
wendigkeit eines fondes und einer Verwaltung einig, 
sie kennt die Dringenheit der Bedürfnisse, die absolute 
Nothwendigkeit, Rabbiner und R e 1 i g i o n s - 
L e h r e r zu bilden, Unterstützungen zu verabreichen ; 
sie wird auch über die Erhebung der Beyträge und die 
ganze Verwendung einig werden, wenn ihr nur von 
allerhöchsten Orten die Gränzen bezeichnet werden 
wollen." 12 

Eine Antwort auf diesen Notschrei des Gesamt- 
judentums von Bayern ist nicht bekannt. Es genügt 
aber, aus einer schon vom 2. November 1821 datierten, 
durch Härte und Schroffheit auffallenden Verfügung 
des Ministerinms an die Regierung des Isarkreises zu 
erfahren, dass es an höchster Stelle missfällig aulge- 
nommen worden sein soll, dass die Juden in der er- 
wähnten, unter Aufsicht eines Polizeikommissars ab- 
gehaltenen Versammlung von Vertrauensmänp<t-n 
Gegenstände zur Beratung genommen und Beschlüsse 
zu weiteren Anträgen gefasst, „welche mit der Verfas- 
sungs-Urkunde nicht zu vereinbaren sind"; es könne 
durchaus nicht zugegeben werden, „dass sich die Ju- 
denschaft als eine Corporation betrachte und dass die 
daher zusammentretenden Israeliten als die Repräsen- 

12 Danach ist das Urteil, welches Jost I S. 131 oben aus- 
spricht, zum mindesten einzuschränken. 
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tanten derselben handeln oder Gegenstände der obbe- 
zeichneten Art in Beratung nehmen". ^^ 

Nach dem Gesagten wird es wohl Niemandem 
mehr überraschend gekommen sein, dass die Regie- 
rung im Mai 1822 auf von Seiten des Präsidiums der 
Abgeordnetenk?immer gestellte Anfrage die bereits in 
Aussicht gestellte Vorlage einse Gesetzentwurfes zur 
Revision des Judenedikts für noch nicht z e i t g e - 
xn ä s s erklärte, mit dem Hinzufügen, dass den Israe- 
liten vorerst noch Wege genug offen stünden, in der 
"begonnenen Bildung fortzuschreiten und immer, zahl- 
reicher in das bürgerliche Geschäftsleben einzutreten. 
So hatte die Macht tiefeingewurzelter Vorurteile sich 
-einstweilen stärker erwiesen als die Macht der Ver- 
nunft und die Forderung der Gerechtigkeit. Des Volkes 
Stimme war nicht Gottes Stimme.^^ 



13 Döllinger, VI, S. 190. 

14 Die in der Kammer {refallenen Aeiisserungen der Gehässig- 
Iceit bekämpfte 8. W. K o s e n f e 1 d mit einem gedruckten 
„Memoire an die hohe Ständeversammluug'' (Mtinjchen 1822). Ein 
Zeitbild entwirft W. N e y. (ler zur Zeit der Befreiungskriege seine 
Studien verlassen Imtte, um als Jude dem Kufe zu den Waffen 
ÄU folgen, in seiner Schrift: IWmerkungen über die gegen wilrt igen 
Verhältnisse der Israeliten in Baiern. 1822. 



III. 

Die Emanzipations-Bestrelsiingen 
von 1831-1837. 



Zehn Jahre flössen dahin im Zeitstrome, bis die 
bayerischen Juden die Zeit wieder für gekommen hiel- 
ten, abermals mit einem Appell an die Gerechtigkeit 
des Staates hervorzutreten, zehn Jahre stiller und ge- 
räuschloser Arbeit der vom Staate ihrem Schicksat 
überlassenen Gemeinden und Familien an der inneren 
Erhebung, an der Selbstemanzipation des Judentums.^ 
Mitte Mai 18B1 w^urde im grösseren Verwaltungsaus- 
schuss der Kultusgemeinde Fürth über eine Anre- 
gung beraten, welche von den Vorständen der Gemein- 
den von Ansbach und W ü r z b u r g zu gleicher 
Zeit eingelaufen war, und beschlossen, in Gemeinschaft 
mit der Kultusverwaltung von Ansbach eine von Dr. 
Kreitmeyr in Nürnberg zu entwerfende Petition, betr» 
die Emanzipation der israelitischen Glaubensgenossen^ 
an die baverische Ständekammer zu richten. In dieser 
Petition heisst es i^ 



1 Isr. Hirsch Pappenheimer in München hatte 1827 
tleni Ministerium einen Vorschlag zur Organisation des Gemeinde- 
wesens mit Konsi st orial Verfassung unterbreitet (vergl. Heimber- 
ger, S. 17), gegen welchen Elkan He nie, obwohl er selbst aU 
Erster schon im Jahre 1811 mit diesem Projekt hervorgetreten 
war („Uelw»r die Verfassung der Juden im Königreich Baiern*^ 
S. 32), in einer interessanten Schrift (Die Stimme der Wahrheit, 
Fürth 1827) scharf polemisierte, indem er jetzt die Errichtung 
eines T^ndrabbinats in INI ü n c h e n und einer jüdisch - theolo» 
gischen Hochschule in Fürth befürwortete. 

2 Alles Xachfolge«<le ist, soweit keine andere Quelle ange^ 



- 41 — 

„Fünfzigtausend Einwohner des Reichs, welche 
mit den christlichen Glaubensgenossen und Staatsbür- 
gern ganz gleiche Lasten tragen und alle Staatsbürger- 
pflichten erfüllen, entbehren nocli immer des Genusses 
nicht nur der Staatsbürgerrechte, . sondern sogar der 
wichtigsten, heiligsten und an sich unverletzbaren 
Menschen-Rechte, blos darum, weil sie zu einer Con- 
fession sich bekennen, welche die Mutter der christ- 
lichen ist, ungeachtet beide Confessionen das Gebot 
der Liebe predigen und ungeachtet die auch von den 
jüdischen Glaubensgenossen beschworene Verfas- 
sungsurkunde vom Jahre 1818 nicht nur Freiheit der 
Gewissen, sondern auch gleiches Recht der Enigebor- 
nen und Gleichheit der Gesetze und vor dem Gesetze 
proclamirt. 

Fünfzigtausend Einwohner des Reichs seufzen un- 
ter dem schweren Drucke harter und ungerechter Aus- 
nahmegesetze, deren Abänderung und Aufhebung seit 
12 Tahren feierlich zugesichert und seither oft aber ver- 
geblich von der Staatsregierung erfleht worden ist." 

Nach Aufzählung aller noch bestehenden Aus- 
nahmegesetze heisst es dann unter Bezugnahme auf 
die Bestimmung der Matrikelzahl für die Judenfamilien 
(§ 12—13 des Edikts): 

„Ein unveräusserliches unverletzbares Menschen- 
recht ist es, ein Vaterland zu haben, seine Geistes- und 
Körperkräfte frei zu gebrauchen, Eigenthum zu be- 
sitzen, sich ansässig zu machen und zu verehelichen, 
im Ehestande Kinder zu erzeugen und erziehen und 
diesen selbst ein Vaterland, einen eigenen Herd und 
den gesicherten Besitz und Genuss der Menschen- 
rech4^ zu hinterlassen. 

Wo es aber geboten ist, die Zahl der Familien zu 
vermintlern, wo ihre Vermehrung verboten und die An- 
sässigmachung auf eine gewisse Anzahl und auf einige' 
Orte beschränkt, übrigens aber untersagt ist, da haben 



geben, den Akten des israelitischen Vereinsvorstaiids (Rep. Tit. 
n Nr. l.> und 10) in Fürth entnommen. 
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unsere Kinder kein Vaterland, kein Eigcjnthuni, feinen 
Erwerb, da sind sie verurteilt, ehelas zu bleiben, J^qf 
Vater- und Menschenrechte zu verzichten und phisisch 
lind sittlich zu Grunde zu gehen." 

Und doch könne die Armee es bestätigen, dasa die 
Juden im Kampfe für König und Vaterland im Kriegs- 
wie im Friedensdienste hinter ihren christlichen Kame- 
raden nicht zurückgeblieben, ebenso wie die Komimu- 
nalbehörden und Kreisregierungen es bezeugen müs- 
sen, dass die Juden nicht' bloss ihre bürgerlichen Pflich- 
ten erfüllen, sondern auch allen Aufforderungen z\i 
gemeinnützigen Veranstaltungen und freiwilligen Un- 
terstützungen bereitwillig entgegenkommen und hierin 
nicht selten den andern Bürgern mit gutem Beispiele 
vorangehen. Und da die Juden überdies ohne Ruhm- 
redigkeit auf die grossen Fortschritte hinweis.en kön- 
nen, die sie in jeder Beziehung gemacht, so sei es die 
Pflicht der Staatsregierung und der Stände, den so 
lange verzögerten Akt der Gerechtigkeit endlich zu 
vollziehen.^ 

Diese Petition fand emen vorbereiteten Boden 'und 
eine empfängliche Stimmung in der Kammer der Ab- 
geordneten. Die Stürme der Julirevolution, die vom 
französischen Westen herübergebraust kamen, hatten 
auch in Deutschland die Luft gereinigt. Von welcher 
Wärme durchweht und von welcher Begeisterung ge- 
tragen die Verhandlungen der bayerischen Abgeordne- 
tenkammer vom Jahre 1831 über die Judenfrage waren, 
das schildert mit einer Sprache, die mehr Poesie ist als 



3 We J5ingabe ist in der vortrefflichen Sclirift eines christ- 
lichen Verfassers: „Ueber die Emanzipation der Juden in Bayern" 
(München 1839), S. 68 fT. abgedruckt, woselbst auch, S. 62 flf., 
die Vorstellung der Israeliten des Untermainkreises d. d. Würz- 
burg, 6. Mai 1831. 
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Prosa, (iabriel R i ^ s s e r, der hf redteste Anws^U der 
<leut sehen Juden, der diesen Verhandlungen in seinen 
Schriften ein Ehr^ndenkmal gestiftet hat.^ Einstim- 
mig votierte damals die Kammer einen Antrag auf |^e- 
vision des Judenedikts und der Landtagsabschied vpun 
29. Dezember 1831 sprach die Zustimqumg aus mit den 
^^prten : „Wir wer<^en eiqe uqifassende Revision fj#r 
über die Verhältnisse der israelitischen Gilaubensgenos- 
sen bestehenden Gesetze und Verordnungen vorneh- 



men." 



Bei der Einlösung dieser königlichen VerheissMiig 
ging die Regierung mit echt deutscher Gründlichkeit 
vor. Sie veranstaltete eine alle Einzelheiten umfas- 
sende Statistik a) der allgemeinen und bürgerlichen, 
b) der Religions- und Unterrichtsverhältnisse der Is- 
raeliten. Sogar nach den Glauhensfprmeln und Syqa- 
gogenordnungen wurde geforscht und gefragt. Utiii 
darüber vergingen wieder zwei Jahre.^* 

Ende 183^^ erhielt der Kaufmann J. J. B r a n d e i a 
in Fürth vom Appellationsgerichtsadvokaten Dr. 
H e s s e 1 aus München folgende Zuschrift : 

„Euer Wohlgeboren! Die besondere Ilochachtui^g, 
•die ich geg.en so viele ausgezeichiipte Israeliten hege, 
welche ich nicht nur in Fürth, sondern auch zum Tlieile 
schon hier kennen zu lernen die Ehre hatte und wor- 
unter ich vorzugsweise Sie und Ihre beyden Herren 
Söhne zähle, veranlasste in mir — ohne allsonstige 



4 (;esaiuuielto Schriften, 11, S. 373 ff. 

5 ]tIiii.sichiU('h der Glauben^formeln hielt sich Kabbiner Pr. 
L o e Av i in Ffirth an die Orundartikel von Jos. A 1 b o, die JPJn- 
richtun^ einer jlsraelitsichen Oberkircheijljtehörde h^idt derselbe 4*- 
majs noch für unzeitgepiUss. dagegen spricht er sich für periodi- 
sche Tagung einer „J^ynhedrial-^^ynp<le" aus. — Pie Matrikelz^hl In 
Fürth war damals, abgeselien von »ichtjiumerierten Brötdjlin- 
gc*n, 53(i. 
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Veranlassung-^ den Entschluss, die Emanzipation der 
Israeliten bey der nächsten 'Ständeversammlung- in'Be^ 
wegung zu bringen, hierauf gerichtete motivirte An- 
träge zu stellen und diese Gleichstellung Ihrer Glau- 
bensgenossen mit den übrigen Staatsangehörigen mög- 
lichst zu bewirken. 

Ohne vorhergehende Einwilligung und Rück- 
sprache mit einigen israelitischen Gemeinden halte ich 
mich jedoch nicht für berechtigt, Schritte zu thun ; viel- 
mehr wünsche ich, dass dieselben allenfallsige Wün- 
sche und Anträge mitteilen und auch bestimmen möch- 
ten, in welcher Art die Einreichung erfolgen, ob näm- 
lich die Vorstellung von den Israeliten selbst oder von 
einem Abgeordneten oder von mir selbst ausgehen 
soll ; wobey ich jedoch nochmals bemerke, dass alle 
meine Arbeiten ohne geringstes Interesse erfolgen, da 
ich in keinem Falle irgend eine Vergütung hiefür an- 
nehmen würde. Ich hätte mich deshalb sogleich an 
die dortigen Tit. Vorstände gewendet und Sie selbst 
nicht belästigt; allein da ich nicht weiss, wer gegen- 
wärtig die Mitglieder sind, und da ich voraussetze^ 
dass sich jedenfalls einer Ihrer Herren Söhne darunter 
befinden wird, Sie sich aber alle um die Sache interes- 
sieren werden, so habe ich nicht unterlassen können, 
mich an Sie, verehrter, alter Freund ! zu wenden und 
sehe auch entweder einer schriftlichen Benachrichti- 
gung oder einer mündlichen Mitteilung durch denjeni- 
gen Ihrer Herrn Söhne, der zur nächsten Dult hieher 
kommt, entgegen. Sobald ich von der dortigen israe- 
litischen Gemeinde Nachricht erhalte, werde ich auch 
mit der hiesigen, resp. mit ihrem geehrten Vorstande, 
Herrn Kommerzienrat Marx Rücksprache nehmen und' 
dann gemeinschaftlich das Weitere bewirken. 

Noch muss ich bemerken, dass, wie Sie vielleicht 
wissen werden, vor einigen Monaten beabsichtigt 
werden wollte, eine Versammlung, von Israeliten zum 
Behuf e von Vorschlägen im besagten BetreflFe dahier 
von Staatswegen zu bewerkstelligen, allein nach er- 
haltener Kenntnis ist dieses Vorhaben wieder aufge- 
geben und soll der Zusammentritt unterbleiben. Ob 
nun aber das Ministerium in der Sache selbst etwasr 



thim wird, muss die Folge lehren ; doch wird es immer 
^ut seyn, wenn auch von anderer Seite etwas geschieht. 
Indem' ich wünsche, recht gute Nachrichten über Ihre 
Gesundheit zu erhalten, bitte ich Sie, mich Ihren 
Herren Söhnen zu empfehlen und die Versicherung der 
ausgezeichneten Hochachtung zu genehmigen, mit der 
ich bin Euer Wohlgeboren ergebenster 

Dr. Hesse 1/* 

Für die in dieser Zuschrift bekundeten Gesinnungen 
drückte die Verwaltung der Fürther Kultusgemeinde 
den gebührenden Dank aus, „überzeugt, dass sich von 
Ihrer uns wohlbekannten, gewandten und siegreichen 
Feder nur erspriessliche Resultate für das Heil Ihrer 
Klienten erwarten lassen". Zur Sache selbst aber 
möchte man einstweilen noch auf die Erfüllung der 
Icöniglichen Verheissung warten, ehe weitere Schritte 
unternommen werden, welche sonst als ein Zeichen des 
Misstrauens in die Loyalität der Regierung angesehen 
Averden könnten. Im übrigen ist man davon durch- 
-drungen, dass nichts die politische imd religiöse Re- 
generation der israelitischen Glaubensgenossen bewir- 
ken könne als die völlige Gleichstellung des Judentums 
mit den Staatsreligionen. 

Bald darauf wurde auch von jüdischer Seite Alarm 
geblasen, wie aus folgendem an den israelitischen Ver- 
einsvorstand in Fürth gerichteten Schreiben des Ba- 
rons Hirsch, dei* damals im Interesse seiner Glau- 
bensgenossen in München eine lebhafte Tätigkeit 
•entfaltete, ersichtlich : 

„ P. P. Seit einem Zeiträume von fast 20 Jahren 
•erkannten und erkennen wir die Notwendigkeit, unser 
ganzes Bestreben dahin zu richten, dem Staate, in dem 
wrir leben, dem wir unser Daseyn wie unsere Erhal- 
tung zu verdanken haben, unsere Anerkennung alles 
Guten und Zweckmässigen in Beziehung auf unsere 
Verhältnisse, am Tag zu legen. Seit ebenso lange hat 
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die väterliche Fürsorge der allerhöchsten Stelle man- 
dies schwierige Pröbieitl unsrerer pfecäifen Stellung im 
Staate glücklich g'eföst, und uns die Hoffilung züflies- 
s^ lassen, eitler bessern Zuktirtft entgegensehen zu 
dürfen. Erst seit kurzem zeigteh sich Symptome er- 
schwerender und fast drückender Regierungsmaximen^ 
ohne deren Quelle dder Veranlasstatig nur zu ahnen, 
viel weniger zu erkennen. Was das Peinigende dieses^ 
Zustandes noch vermehren musste, war die unmittel- 
bar vorher erregte Hoffnung, durch Zusammenberu- 
fung verschiedener Deputirten unserer Glaubensgenos- 
sen ans allen Kreisen, um unsere Beschwerden zu ver- 
nehmen, deren Grund oder Ungrund zu untersuchea 
und dadurch unsere Verhältnisse ermessen, regeln 
und eine bessere Stellung herbeiführen zu können. 
Dass» dies alles unterblieb, ist notorisch, warum« es un- 
terblieb, ist bis jetzt noch Problem und gefährdet un- 
sere leider ohnehin erschwerte Existenz. 

Wer dieses mit mir anerkennet, wer den erbärm- 
lichen Zustand so vieler Tausende unserer armen Mit- 
brüder mit mir fühlet, wird keinen Anstand nehmen, 
sich mit mir zu vereinigen, um unsere und unserer 
Nachkommen Existenz zu sichern, nicht weniger um 
unsere Achtung als Menschen und Staatsbürger zu er- 
langen. Das Resultat meiner Bemühung, um derent- 
willen ich jetzt hier bin, ist nun wenigstens so weit 
gediehen, dass ich eben den Auftrag erhielt, unsere Be- 
schwerden einzureichen, zu welchem Endzweck ich in 
diesem Augenblicke an sämmtlichen Kreisen den An- 
trag stelle, binnen jetzt und 8 Tagen, ein jeder der- 
selben einen Deputirten mit ihren Beschwerden hierher 
zu senden, um gemeinschaftlich wirken zu können. 
Beeilen Sie sich, meine Herrn, die in ihrem Kreise 
vorliegenden I>eschwerden, woran es leider nirgend 
fehlet, zu sammeln, und womöglich mit speziellen Fak- 
ten zu begleiten. Verlieren Sie keine Zeit und fürch- 
ten Sie keine Anstrengung, um den günstigen Augen- 
blick nicht ungenützt verstreichen zu lassen. 

Auch wird es gut sein, wenn Sie den ungefähren 
Ihhalt des Gegenwärtigen den Landgemeinden mitteilen 
und auf. das höchst notwendige gemeinschaftliche Zu- 
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saninienwirken aufmerksam machen wollen. Wir sind 
in die Not weäidigkeit, versetzt, aHes aufzufeietfen, um 
etwas zu erlangen. 

Jedenfalls wollen wir hoffen, dass der Himmel un- 
sere Anstrengungen mit seinem Segen begünstigen und 
uns zu einem erwünschten Ziele führen wolle, womit 
ich die Ehre habe zu seyn Meine Herrn ergebenster 
München, den 9. Januar 1834. Jacob v. Hirse h." ^ 

Dieser Aufruf des Barons Hirsch verursachte 
grosse Freude in den Gemeinden. Der Fürther Ver- 
einsvorstand dankte dem Baron für sein rastloses Stre-^ 
ben, das Los seiner Glaubensgenossen zu verbessern^ 
und fugte hinzu: „Solange Israel solche Männer wie 
Ew. Hochwohlgeboren in seiner Mitte zählt, Männer,. 
die Thatkraft mit gutem Willen, Einsicht mit hohem 
Ansehen, Erfahrung mit gediegener Bildung paaren ,^ 
darf der Israelit an einer vortheilhaften Umgestaltung 
seines Looses, an der Erscheinung besserer Tage nicht 
verzweifeln, vielmehr sich den schönsten Hoffnungen 
für die Zukunft hingeben." 

Mit der Vertretung der Gemeinde Fürth bei der 
durch Baron Hirsch veranlassten Deputiertenver- 
sammlung wurde das Vorstandsmitglied Phil. Heil- 
bronn beaufragt und für ihn eine eingehende Instruk- 
tion ausgearbeitet, welche nach Aufzählung und Be- 
gründung der sämtlichen Beschwerdepunkte in dem 
Wunsche gipfelt, den Grundsatz uneingeschränkter 
Gleichheit auch im Verhältnis des Judentums als Re- 



6 Ueber densollien und seine Familie vergl. Geseliichtliehe Mit- 
teilungen über die israelitische Gemeinde Wilrzburg von Jak. 
Weissbart, S. 9 ff. Israelitische Annalen, 1841, S. 117. Jak. 
V. Hirs^'h hatte 1813 auf seine Kosten 7o Mann für den Be- 
freiungskrieg ausgerüstet, 1816 erhielt er den erblichen Adel mit 
dem Privileg, dass die im Edikt enthaltenen Beschränkungen und 
Ausnahmebestimmungen auf ihn und seine Xaehkmnmen keiue 
Anwendung finden sollen. 
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ligion zum Staate an massgebender Stelle zur gesetz- 
lichen Sanktion zu empfehlen. Auf dem Gebiete der 
„Kirchen- und Schulangelegenheiten" stellte Rabbiner 
Dr. L o e w i noch ein Buquet von Wünschen des Juden- 
tums zusammen, aus welchen wir hervorheben wollen: 
1. „Dass der jüdischen Kirchengesellschaft die Rechte 
öffentlicher Korporationen zugestanden werden 
sollten"; dass also 2. die Rabbiner und Lehrer die 
Rechte öffentlicher Beamten geniessen mögen ; 
9. „ein nicht geringer Missstand stellt sich ferner dar- 
aus dar, dass, während einige Regierungen mit dem 
löblichsten Eifer auf die Besetzung der Rabbinatsstel- 
len durch gesetzlich befähigte Subjecte und zwar mit 
den glücklichsten Erfolgen gedrungen haben, andere 
Regierungen aber diese wichtige Obliegenheit für die 
religiöse und moralische Erziehung der israelitischen 
Religionsgenossenschaft unbegreiflicher Weise unbe- 
achtet gelassen haben"; 11. „die Organisirung einer 
jüdisch-theologischen Anstalt oder resp. die Creirung 
einer solchen Facultät an einer der Landes-Universi- 
täten dürfte als wesentliches Bedürfnis für die Bildung 
künftiger jüdischer Seelsorger in Antrag gestellt wer- 
den". 

Die geplante Versammlung von jüdischen Abge- 
ordneten in der Hauptstadt des Landes fand im Fe- 
bruar 1834 statt und eine die Beschwerden und 
Wünsche der Israeliten zusammenfassende Bittschrift 
wurde Allerhöchsten Ortes überreicht. Ueber den Er- 
folg dieser Schrift äussert sich ein Schreiben des Für- 
ther Vereinsvorstandes: „Viele Umstände berechtigen 
uns zu der Annahme, dass das Loos unserer Glaubens- 
genossen in Bayern baldigst eine wesentliche Ver- 
besserung erfahren werde und dass wir einer besseren 
Zukunft entgegen sehen." Die Erfüllung dieser Hoff- 
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■nungen sollte aber trotz der günstigen Stimmung, 
welche auch bei der Ständeversammlung vom Jahre 
1834 zum Ausdruck gelangte, noch lange Zeit auf sich 
Avarten lassen. 

Aus der oben erwähnten Enquete, welche die Re- 
gierung im Jahre 1832 über die Verhältnisse der israe- 
litischen Gemeinden vorgenommen, hatte sich hin- 
sichtlich der „Glaubensformeln" eine Verschiedenheit 
ergeben, welche, weil sie objektiv wenigstens in den 
offiziellen Kirchen nicht anzutreffen, das Befremden 
■der Regierung erregte. Die Freunde einer Reform des 
Judentums und die Anhänger der Grundsätze der Sta- 
bilität standen sich damals in der Sturm- und Drang- 
periode schroffer gegenüber als es heute der Fall ist. 
Die Regierung legte sich darum die Frage vor : was ist 
•denn nun eigentlich Judentum? gibt es denn verschie- 
dene Judentümer? und verfiel auf den unglücklichen 
Gedanken, durch eine nach dem Muster d^r prote- 
stantischen Kirche angelegte Verfassung mit einer 
Oberkirchenbehörde als Spitze gewissermassen ein 
königlich bayerisches Judentum zu organisieren. Die 
Absicht der Regierung war entschieden löblich. Aber 
mit dem' Kern der zu lösenden Frage, welche eine poli- 
tische oder besser eine blosse Rechtsfrage war, stand 
•die innerreligiöse Frage in keinem kausalen Zusammen- 
hang. Durch die Verknüpfung aber von inneren und 
äusseren Fragen wurde ein Fehler gemacht, und darum 
nannten wir die Absicht der Regierung, den Israeliten 
•eine Kirchenverfassung zu geben, um sie dadurch reifer 
zu machen für den Empfang der politischen Rechte, 
«inen unglücklichen Gedanken. 

Das bewiesen überzeugend die Verhandlungen der 
jüdischen Kreissynoden, welche auf Einladung der Re- 

Eckstcin, Kampf iitn die Kmanzipation. 4 
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gierung im ersten Viertel des Jahres 188G stattfanden T 
Zu welchen Ergebnissen musste eine Synode führen^ 
wenn als Vertreter der ein Muster sein wollenden Ge- 
meinde Fürth von der Majorität der Mitglieder der 
Talmudlehrer Heidegger und der „Handelsmann'V 
wie der bekannte Talmudgelehrte despektierlich in 
den Schriftstücken der Behörden genannt wird, Wolf 
Lippmann Hamburg er, der rücksichtsloseste Geg-^ 
ner und X^erfolger des (iemeinderabbiners Dr. L o e w i,. 
gewählt wurden ? ^ 

Die Verhandlungen der Kreissynoden waren für 
die Regierung nicht ermutigend genug , um auf 
der betretenen l^ahn weiter vorzugehen, und ver- 
liefen daher resultatlos im Sande. Ohne den Ver- 
such gemacht zu haben, die bei den Kreis- 
Synoden hervorgetretenen Gegensätze vielleicht 
durch eine (ieneral-Synode zum Ausgleich 
bringen zu lassen, ging die Staatsregierung über die 
ganze Frage zur Tagesordnung über. Wieder sahen 
sich die Gemeinden auf sich selbst angewiesen und 
wieder nahmen sie den alten Faden auf. Am 26. Januar 
181^7 schreibt der Vorstand der Kultusgemeinde An s- 



7 Vei«rl. aiisfiilnlich bei .lost: Noiiore (iosohiclite der Israe- 
liten, 1, S. i;U ff., Rose 11 fei d in seiner Zeitselirift „Das Klili- 
horn", 18:i(), Aul) in seiner Zeitselirift „Sinai", 184G, S. 293 ff.,. 
A e h a w a. Jalnbueli ISCm. S. 127 ff. und H e i in b e r nr t» r: Die 
staatskirelienreelitlielie Stellung der Israeliten in Bayern, 8. 18, 
wo aueli über die weiteren Wrliandlun^en betreffs der «geplanten 
Einfülirun«^ einer israelitischen Synodalverfassun^ naelizulesen ist. 
Das letzte derarti«;« Projekt wurde weni<rstens für die Pfalz von 
Kabbiner Dr. (J r ü n e b a u in in \j a n d a u vertreten in seiner 
Sehrift: Israiditisclie (Jeiueinde. S\ naj»;o«»e und Seluile in' der baier. 
Pfalz. ISCJl. 

i> Krst naeli drinjrliclu.r N'orstellunjr erhielt die Verwaltun«; 
der (»eineinde «lureh M.-K. das IJeeht. extra statuin einen Abjre- 
ordneten ans ihrer Mitte — 11. 11. l'l Istein — naeli .\nsbaeh 
zur Synode zu i'iit senden. 
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b a c h an den israelitischen Vereins- Vorstand in 
Fürth: „Bey de,r nahe bevorstehenden Eröffnung 
unserer Landesstände niuss in jedem für das allgemeine 
Wohl fühlenden Israeliten der innige Wunsch rege 
werden, dass alldort endlich einmal mit Ernst etwas 
zur Verbesserung der Verhältnisse unserer Glaubens- 
genossen geschehen möge." Zu diesem Zwecke wird 
die Absendung einer Bittschrift in Anregung gebracht. 
Der Vereins- Vorstand war aber dieser Anregung be- 
reits zuvorgekommen und hatte von Dr. Z e h 1 e r in 
Fürth den Entwurf einer an das Kgl. Kabinett zu rich- 
tenden Denkschrift ausarbeiten lassen, welche von den 
Vorständen der l)eiden. Gemeinden Fürth und Ansbach 
unterzeichnet wurde. Diese Denkschrift, ein Akten- 
stück von geradezu monumentaler Grösse des Um- 
fangs und Schönheit der Form, geht aus vom 
Edikt des Jahres 1818 und fährt dann fort: 

,A\ enn gleich jenes erste organische (icsetz über 
den Rechtszustand unserer (jlaubensgenossen in 
Bayern den Druck, welcher seit Jahrhunderten auf 
denselben gelastet hatte, nur milderte, nicht gänzlich 
hob, wenn gleich auch dieses P-dict uns blos einen be- 
schränkten (lenuss von Privatrechten gewährte, alle 
eigentlichen Staatsbürgerrechte hingegen fortwährend 
uns entzog: so waren wir dennoch weit davon entfernt, 
der allerhöchsten Regentenweisheit, welche dasselbe 
diktirt hatte, unsere allcrehrfurchtsvollste Anerken- 
nung, sowie den Tribut unserer innigsten Dankbarkeit 
zu versagen. 

Wir wusstcn uns wohl zu bescheiden, dass, nach 
unserem damaligen sittlichen und religiösen Zustande, 
eine vollständige C]leichstcllung mit den übrigen 
vStaatsbürgern uns noch nicht zu Theil werden konnte; 
wir fühlten, dass es nun an uns läge, die dargebotenen 
Mittel zur Bewerkstelligung unserer bürgerlichen 
Wiedergeburt gewissenhaft und eifrigst zu benützen, 
um uns auf solche Weise für den künftigen Genuss 

4* 
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vollständiger Staatsbürgerrechte vorzubereiten und 
dereinst der Wohlthat einer völligen Emanzipation 
würdig zu machen, — ihre Segnungen zu verdienen, 
wir gaben uns aber, auch der beseligenden Hoffnung 
hin, nach überstandener Prüfung, in alle, uns noch vor- 
enthaltenen, unverjährbaren Menschen- und Bürger- 
rechte eingesetzt zu werden. 

„Koenigliche Majestät! Seit jener, in den Annalen 
unserer Regeneration höchst denkwürdigen Periode 
sind nun bald vierundzwanzig Jahre verflossen, und 
wir können jetzt, wohl ohne Anmassung, das Zeugnis 
für uns in Anspruch nehmen,- dass wir, — sowie die 
überwiegende Mehrzahl der ganzen Israelitischen Be- 
völkerung des Königreichs, diesen Zeitraum redlich 
dazu angewendet haben, uns einer Verbesserung un- 
serer Rechtsverhältnisse wert zu zeigen. 

Fern sey es von uns, durch blendende Declamatio- 
nen, durch pomphafte Phrasen diese unsere Behaup- 
tungen unterstützen zu wollen." 

Der damalige Kulturzustand wird nun ausführlich 
geschildert. Aber was nützt alle Kultur und aller Fort- 
schritt ? 

„Koenigliche Majestät! Wie soll es uns möglich 
werden, die Achtung und das Zutrauen unserer. christ- 
lichen Mitbürger zu erringen, wenn noch fernerhin der 
Bannfluch des § 12 des Gesetzes vom Jahre 1813 auf 
uns lastet, — wenn die Legislation von vorn herein 
unsere Verminderung, unsere indirecte, teilweise Aus- 
rottung durch Versagung oder Beschränkung der Ver- 
ehelichung und Ansässigmachung, als obersten Grund- 
satz aufstellt, und uns so in den Augen unserer Mit- 
bürger von der Geburt an brandmarkt, wenn wir un- 
serer Religion wegen gleichsam geächtet und immer — 
bey Erfüllung aller jPflichten, — nach besonderen, 
mitunter entehrenden Gesetzen und Verordnungen be- 
handelt werden? Und doch verliert das Leben des 
Menschen mit dem Verlust der Ehre, der Achtung, des 
Zutrauens und der bürgerlichen Freiheit seinen schön- 
sten Reiz und die mächtigste Stütze aller bürgerlichen 
Tugenden !" 
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Die schädlichen Folgen des M^trikelgesetzes wer- 
den ausführlich besprochen und es wird hervorgehoben, 
dass die erledigten Matrikel fast immer nur von Pro- 
fessionisten besetzt werden, während der rechtlichste 
Kaufmann und wohlhabendste Partikulier nirgends eine 
Niederlassung finden kann und das jüdische Kapital 
ins Ausland wandern muss. Selbst diejenigen, die sich 
den ordentlichen Gewerben zugewendet, sehen sich 
durch die Hemmnisse des Gesetzes in ihren Aussichten 
und Hoffnungen getäuscht und betrogen. 

„Doch noch weit betrübender, als jenes der Ge- 
werb- und Ackerbautreibenden, ist das Schicksal der- 
jenigen unserer Glaubensgenossen, welche sich den 
Künsten und Wissenschaften ergeben haben ; — und 
doch kann blos erst dadurch, dass eine verhältnismäs- 
sige Anzahl unserer Glaubensgenossen auf dem Wege 
der geistigen Ausbildung fortschreitet, unsere Regene- 
ration' die wahre geistige und sittliche Weihe erhalten, 
während ein nicht selten notgedrungenes, succesives 
Ablösen, israelitischer Literaten und Künstler von der 
Gesamtheit ihrer Glaubensgenossen nachtheilig auf die 
Ausbildung der Letzteren zurück wirkt, und dem 
Fanatismus, sowie den Verfinsterern, die leider überall 
im Dunklen schleichen und der wahren Aufklärung ent- 
gegen zu wirken suchen, Veranlassung gibt, alle ihre 
Kräfte zur Unterdrückung jedes wissenschaftlichen 
Strebens unter ihren Glaubensgenossen aufzubieten. 

Zur Ehre des Jahrhunderts hatte uns der § 32 des 
mehrerwähnten Edikts den Zutritt zu allen höheren 
Lehranstalten ausdrücklich gestattet. Doch über die 
Aussichten jener, die von dieser humanen Bewilligung 
Gebrauch gemacht, und die Hörsäle der Wissenschaft, 
sowie die Werkstätten der Künstler besucht haben,, 
wallt noch ein undurchdringlicher Schleyer nieder. 

Sollte der Gesetzgeber blos bezweckt haben, uns 
lediglich Gelegenheit zur theoretischen Ausbildung zu 
-geben, die wir aber nie in der Praxis verwirklichen 
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sollten? — die Gelegenheit, theoretische Kenntnisse 
zu erwerben, war nns ja auch früher nicht entzogen; 
nur der Weg war uns verschlossen, sie im Leben gel- 
tend zu machen. 

Oder sollte es nicht vielmehr seine erhabene Ten- 
denz gewesen seyn, denjenigen Israeliten, welche die 
Weihe der Wissenschaft und Kunst erhalten, und auf 
dieser Bahn ihre sittliche Emancipation vollendet 
haben, auch an allen Menschenrechten grossmütig An- 
teil nehmen zu lassen? 

Diese beiden Fragen sind es, deren Lösung über 
Wohl und Wehe vieler israelitischer Jünglinge, die sich 
der Wissenschaft oder der Kunst gewidmet, und zum 
Theil auch ihren Cursus ])ereits vollendet haben, zum 
Theil erst vollenden, entscheiden wird. 

Bis jetzt ist durch die Dunkelheit, welche hinsicht- 
lich dieser Gesetzes-Bestimmung herrscht, noch kein 
aufklärender, belebender Lichtstrahl gedrungen. 

Einige israelitische Jünglinge, welche sich der Arz- 
neikunde beflissen, haben wohl von Unterbehörden die 
Erlaubnis zu deren Ausübung erhalten, — was indes- 
sen zu allen Zeiten und in allen Ländern den Juden 
vergönnt war. 

Die übrigen, welche ein anderes Fachstudium er- 
griffen haben, konnten nicht zur Ausübung ihrer Be- 
rufs-Wissenschaft gelangen, und sie ringen zum Teil 
mit dem drückendsten Mangel. 

Nur Eine Ausnahme ist desfalls durch Anstellung 
eines Rechtsanwalts israelitischer Religion bis jetzt 
zur öffentlichen Kunde gelangt;^ sie war leider zu- 
gleich die Veranlassung, alle übrigen Rcchtskanditaten 
mosaischer Confession bis auf weiteres von dem Ac- 
ceSse und von der Advokatur durch allerhöchsten Ca- 
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binets-Erlass auszuschliessen und der Verzweiflung 
nahe zu bringen.^ ^* 

Noch hat die bey weitem grössere Zahl der israe- 
litischen Studirenden durch ihre wissenschaftliche Aus- 
bildung nichts weiter erzielt, als dass sie für das Ge- 
fühl ihrer Nichtigkeit um so empfänglicher geworden 
sind, solches blos um so schmerzlicher empfinden. Und 
doch haben sich dieselben bei der Wahl ihres Berufes 
nichts weiter vorzuwerfen, als dass sie den natürlichen 
Schluss gezogen, wem die Mittel vergönnt seyen, dem 
sey auch der Zweck nicht versagt ; doch sind es gerade 
sie, denen es die schwersten Opfer gekostet, bis sie zu 
Ihrem Berufe sich befähigt ; doch sind es gerade sie, 
welche — obe^leich ihrer intellektuellen und morali- 
sehen Bildung gemäss ein besseres Los verdienend — 
durch das Gesetz am meisten beschränkt und verletzt 
sind, und hinsichtlich der Erreichung ihres Lebens- 
Zweckes dem gemeinsten Handwerker nachstehen, in- 
dem ihnen jede Hoffnung zu irgend einem standesge- 
mässen Unterkommen benommen ist !" 

Nach Aufzählung der Beschwerdepunkte und 
Wünsche im Einzelnen, unter welchen auch der 
Wunsch nach Verleihung der Rechte öffentlicher Cor- 
porationen an die israelitischen Kirchengemeinden wie- 
<lerkehrt, verbunden mit einem geschichtlichen Rück- 
blick auf die Akte der Gesetzgebung, in welchen die 
Lsraeliten immer nur als Ausnahms-Artikel behandelt 
wurden, schlicsst die Denkschrift mit folgenden Sätzen: 
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„Sollte nach so vielen Leiden und Prüfungen, nach 
so empfindlichen Opfern dennoch auch der gegenwärtig 
bereits zusammengetretene Landtag vorüber gehen^ 
ohne dass im Wege der Legislation unseren so oft vor« 
getragenen Beschwerden Abhilfe zu Theil würde, — 
sollte auch diesmal keine unserer Hoffnungen zur 
Wahrheit werden ; selbst der Mutigste müsste alsdann 
verzagen, Verzweiflung müsste alsdann die so lange 
Dahingehaltenen erfassen, mit gebrochenen Herzen 
müssten dann wir es uns eingestehen, dass wir kein für 
Erhörung unserer so sehr begründeten Klagen 
empfängliches Vaterland hätten, und dass denjenigen 
unserer Glaubensbrüder, die sich des unverkümmerten: 
Genusses der unverjährbaren Menschen- und Staats- 
bürgerrechte erfreuen wollten, nur das höchst bekla- 
genswerthe Aukunftsmittel erübrige, Eines der theuer- 
sten Güter jedes fühlenden Menschen — die ange- 
stammte Heimat aufzugeben. Schon bietet sich auch 
uns in der That eine hierauf zielende, früher nie ge- 
kannte Erscheinung dar, — schon sehen wir die Aus- 
wanderungslust auch unter den Israeliten Bayern's 
Wurzel fassen ; es verlässt seit einigen Jahren mit 
jedem beginnenden Frühlinge eine nicht geringe An- 
zahl israelitischer Glaubensgenosseji Bayern, — ihr 
seitheriges Vaterland, um nach einem entfernten Welt- 
theile zu ziehen. 

Es sind dic:^ nicht Abentheuerer, es ist solches- 
keines Wegs der Auswurf der bürgerlichen Gesell- 
schaft; es sind rüstige junge Männer, Professionisten 
und solide Geschäftsleute, die Jahre lang um ihre Nie- 
derlassung sich beworben, dabey aber Geld und Zeit 
umsonst verschwendet haben, weil eben keine Ma- 
trikel-Stdle vacant gewesen, oder ihnen sonst ihr Con- 
fessionsverhältnis im Wege gestanden. 

An der Hand ihrer -Bräute wollen sie nun jenseits 
des Ozeans ihr Fortkommen versuchen, unter einer 
weniger einengenden Legislation einen eigenen Herrf 
gründen. 

Mit jedem Jahre mehrt sich die Zahl israelitischer 
Auswanderer, die sich dermal nicht mehr auf ledige 
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Individuen beschränkt, sondern auch bereits angesie- 
delte Familien umfasst. 

Was würde aber, wenn nach und nach der wohl- 
habende, der betriebsame Theil unserer (ilaubensge- 
nossenschaft sein Heil in der Ferne suchen müsste, das 
Loos der Zurückbleibenden sein? 

Doch wir haben nicht nötig, diese betrübende Schil- 
derung weiter zu verfolgen ; denn die Gerechtigkeits- 
liebe und tiefe Regenten-Weisheit Ew. Koeniglichen 
Majestät gewähren uns die sicherste Bürgschaft, dass 
wir diesmal keine Fehlbitte thun, dass wir eine zeit- 
gemässe Verbesserung unseres Rechtszustandes von 
dem gegenwärtig versammelten Landtag zu gewärti- 
gen haben. — 

Von dem innigsten Vertrauen auf jene allbekann- 
ten Regenten-Tugenden Ew. Koeniglichen Majestät 
durchdrungen, nahen wir daher Allerhöchstderen Thron 
und wagen es, die allerunterthänigste F>itte auszuspre- 
chen : es möge die Ausarbeitung eines dem Geiste der 
Verfassung und der fortgeschrittenen Bildung der Is- 
raeliten entsprechenden Gesetzentwurfes dem Mini- 
sterium befohlen werden." 

Ueber die Aufnahme, welche diese am 18. März 
an das Kabinett abgesandte Denkschrift an Allerhöch- 
ster Stelle gefunden, äussert sich ein SchreU)en des 
Fürther Vereinsvorstandes auf Grund zuverlässiger 
Nachrichten dahin, dass der Monarch, nachdem er die- 
selbe selbst gelesen, sich sehr beifällig geäussert und 
insbesondere der Chef des Kabinettpersonals sich sehr 
vorteilhaft über dieselbe ausgesprochen habe. 

An die Ständekammer wollte man sich in dieser 
Angelegenheit vorerst nicht wenden, weil man nach 
den gemachten Erfahrungen von einem solchen Schritte 
sich keine greifbaren Erfolge versprechen zu dürfen 
glaubte. Dagegen wandte sich der Vereins-Vorstand 
an eines der einflussreichsten Mitglieder der Kammer, 
an Herrn Dr. v. FI o r n t h a 1 aus Bamberg, der ja 
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ehemals als (Glaubensgenosse die Talmudschule in 
Fürth besucht hatte,^^ mit folgendem Anschreiben 
vom 5; April : 

„Ew. Hochwohlgeboren haben sich gelegentlich 
geäussert, dass Sie, falls die bürgerlichen Verhältnisse 
der Israeliten Bayerns während des gegenwärtig ver- 
sammelten Landtages zur Sprache kommen sollten, 
für die Sache der Menschlichkeit und Gerechtigkeit 
Ihre Stimme miterheben würden. 

Hey Ew. Hochwohlgeboren einflussreicher Stel- 
lung in der Kammer der Abgeordneten könnte Hoch- 
deren Votum nicht verfehlen, den so begründeten Be- 
schwerden dieser gedrückten Staatsbürgerklasse end- 
lich Erhörung zu verschaffen und die Staatsregierung, 
von den ständischen Kammern abermals gemahnt, 
würde schwerlich ferneren Anstand nehmen, den schon 
so oft verheissenen Gesetzes-Entwurf zur Vorlage zu 
bringen.*' 

Unter Hinweis auf eine diesem Schreiben beige- 
legte Abschrift der oben erwähnten Denkschrift spricht 
dasselbe den Wunsch aus: 

„Möchten Ew. Hochwohlgeboren durch die darin 
erörterten Argumente von Neuem in Ihrer Ueberzeu- 
gung von der Gerechtigkeit unserer Forderungen be- 
befestigt werden und im Verein mit Hochdero Collegen 
in der Kammer der Abgeordneten ihre Mitwirkung zur 
Erreichung des vorgesteckten Zieles gewähren. Ihre 
allgemein bekannten r>ürgertugenden würden durch 
eine solche l^^ürs])rache in dun Augen jedes wahren 
Menschenfreundes sicherlich einen neuen Zuwachs er- 
halten.*' 

Auch in anderen Gemeinden regte es sich zu glei- 
cher Zeit mit besonderer Lebhaftigkeit. Der dänische 
Kommerzienrat Eduard M a r x, ein Mann von einfluss- 
reicher Stellung in M ü n c h e n, schreibt unterm 
5. März 18P>7: 
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„Durch bewiissten sehr einflussreichen hohen 
Staatsmann erhielt ich gestern bei einer Privat-Audienz 
die erfreuliche \ ersicherung, dass man gar nicht an- 
stehen wird, von dieser Seite Alles zu unserem 
Besten beizutragen. Man ertheilte mir deshalb den 
wohlmeinenden Rath, dass ich eine mit mehreren Un- 
terschriften versehene, im Namen und im Auftrag un- 
serer sämmtlichen vaterländischen (ilaubensbrüder di- 
rekt an Se. Majestät unsern allergnädigsten König 
bei Gelegenheit des gegenwärtigen Landtages gerich- 
tete Vorstellung einreichen soll, damit man durch die- 
sen Schritt sich veranlasst findet, das Weitere vorzu- 
bereiten und vorzulegen.*' 

Infolge dieser Anregung kursierten Emanzipations- 
Bittschriften in den Kultusgemeinden der sämtlichen' 
Kreise des Königreichs. Die nachfolgende Einga'De 
des Rabbiners S. W. R o s e n f e 1 d in Bamberg, 
welche auf eine bereits abgelieferte Bittschrift seiner 
Gemeinde l>ezug nimmt^ darf in Rücksicht auf die Per- 
son ihres Verfassers ein besonderes Intersse bean- 
beanspruchen :^2 

„Allerdurchlauchtigstcr etc. ! Beauftragt von der I3-. 
raelitischen Kirchengemeinde der Stadt Bamberg, wagt 
es der allerunterthänigst Unterzeichnete, dem erhabe- 
nen Throne Euerer Koeniglichen Majestät mit folgen- 
der submissestea Darstellung und Bitte sich zu nähern. 

Es ist nicht zu verkennen, dass das Allerhöchste 
Königliche Edikt vom lOten Juni 1818, die Verhältnisse 
der Israelitischen Glaubensgenossen im Königreiche 
Bayern betreffend, sehr viel Gutes und Zweckmässiges 
in AbsÄ:ht auf die bürgerliche und religiöse Kultur der 
Israeliten enthalte. Ebenso wenig aber dürfte zu ver- 
kennen sein, dass dasselbe manche sehr drückende Be- 
stimmungen' in sich fasst, die um so fühlbarer werden, 
als die Königlichen Behörden in dem Verständnisse 
und der Anwendung derselben die strengste nachthei- 
ligste Deutung annehmen und handhaben. Dass das 
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Nichtvorhandensein jener belästigenden Bestimmungen, 
selbst im Interesse des Gesamtstaates wünschenswerth 
wäre, dürfte kaum zu bezweifeln sein. Da sie aber 
einmal vorhanden sind, so dürfte es der Billigkeit und 
namentlich auch dem Schlussworte jenes Königlichen 
Ediktes gemäss sein, sie nach dem möglichst mildesten 
schonendsten Sinne zu deuten und zu handhaben ; diess 
ist aber leider der Fall bei Weitem nicht, es wird die 
Deutung immer von der herbsten bittersten Seite auf- 
gefasst und angewendet. Auf solche Weise werden die 
Israelitischen Unterthanen Euerer Koeniglichen Maje- 
stät ganz entmuthigt, und die nicht unbedeutenden 
Fortschritte, die dieselben in Hoffnung auf ein Besser- 
werden auf dem Wege der bürgerlichen und sittlichen 
Kultur gethan, beginnen leider in Stockung zu gera- 
then, was dem Menschenfreunde einen traurigen Blick 
in die Zukunft darbieten muss. Gross sind die Bedräng- 
nisse der Juden, und nur der kann sie wissen und den 
steten Schmerz, den sie hervorbringen, ermessen, der 
in Mitte der Juden lebt. Ueberall Zurückdrängung, 
Zurückstossung, gesetzliche Zurückstossung in dem 
gemeinsten bürgerlichen Verkehr, so wie in der höhe- 
ren Sphäre der geistigen Wirksamkeit. Durch diese 
gesetzliche Zurückgestossenheit sinken sie noth- 
wendig in der Achtung und Liebe ihrer christlichea 
Mitbrüder, denen sie sich freundlich und brüderlich 
nähern möchten, und haben auch von dieser Seite im 
täglichen Leben die bittersten Zurücksetzungen und' 
Kränkungen zu erfahren, ein Liebel, das in der That 
schmerzlicher ist, als alle matereriellen Nachtheile,, 
und das von dem bei Weitem grösseren Theile der 
Juden tief eefühlt und bitterlich empfunden wird; und 
doch sind die Juden jetzt nimmer die des Jahrelr 1813, 
und stehen auch hinsichtlich der Liebe und Treue 
gegen ihren allverehrten Landesvater — mit edlem 
Selbstfeewusstsein darf ich es sagen — keinem anderen 
Unterthanen Euerer Koeniglichen Majestät nach, und' 
verdienten sicher auch, in anderen Hinsichten keines so 
bitter-en I-ooses. Sie haben ihre Schwächen und Feh- 
ler, sind aber keines Wegs lasterJaaften nud verbreche- 
rischen Sinnes, und sie würden sich täglich mehr ver- 
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edlen und in Tugend und Sittlichkeit erheben, wenn 
die eben bewegten Umstände nicht so schädlich rück- 
wirkten. Die erwähnten belästigenden Bestimmungen 
sind namentlich in den §§ 12, 16, 17, 18 und 30 des alle- 
gitten Allerhöchsten Ediktes enthalten. Ich nehme 
hinsichtlich der näheren Detaillirung dieser Punkte 
allerunterthänigsten Bezug auf die Euerer Koenigli- 
chen Majestät von den Deputirten der Israelitischen 
Kirchengemeinde zu Bamberg vor Kurzem überreichte 
allerunterthänigste Eingabe, und füge nur noch als 
Beispiel, wie überstrenge man jene Bestimmungen aus- 
zuführen sucht, den Umstand an, dass nach einer unterm 
20ten Mai 1. J. von der Königlichen Regierung des 
Obermainkreises erlassenen, im Intelligenzblatte Nr. 62 
enthaltenen Verfügung, eine Matrikel als erloschen zu 
erklären sey, wenn binnen 3 Monaten nach ihrer Er- 
ledigung dieselbe nicht wieder besetzt ist, eine Bestim- 
mung, die in dem allegirten Königlichen Edikte gar 
nicht enthalten ist und in ihrer Ausübung sehr nach- 
theilig werden könnte. 

Königliche Majestät! In getroster Zuversicht auf 
die Liebe, womit Eure Koenigliche Majestät gewohnt 
sind, allerhöchst Ihre Unterthanen ohne Unterschied 
des Glaubens zu umfassen, wagt es der allerunterthä- 
nigst l^nterzeichnete, die Erbarmung und Gnade 
Euerer Koeniglichen Majestät fussfälligst anzuflehen 
und allerunterthänigst zu bitten : 

Euere Koenigliche Majestät wollen in Allerhöch- 
sten< Gnaden geruhen, das Drückende und Be- 
lästigende der erwähnten Paragraphen durch eine 
weise, humane, mit dem Bürgerwohle der Israeli- 
tischen Unterthanen Euerer Koeniglichen Majestät ver- 
einbare Interpretation Allerhuldreichst hinwegzu- 
schaffen, sowie überhaupt einen milderen Geist in Ab- 
sicht auf die Angelegenheiten der Juden und ihre Be- 
handlungsweise Allerhöchst Ihren Kreis- und Unter- 
behörden Allergnädigst anzubefehlen. 

Möge unter den unsterblichen Werken der glor- 
reichen Regierung Euerer Koeniglichen Majestät auch 
das Werk der Befreiung Allerhöchstihrer getreuen Is- 
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raeliti sehen Untert hauen von dem schwer auf ihnen 
lastenden Drucke der früheren (besetze sich erheben, 
auf dass der gefeierte Name unseres grossen Königs, 
imseres Vaters und liebreichen Beschützers auch hierin 
anderen Herrschern und Völkern mit der Allerhöchst- 
dessen eigenen Kraft vorleuchte und das Reich des 
Heiles und des (lOttesfriedens auf Krden vermehrt 
werde." 

Auf den Rat eines ungenannten Gönners lud der 
Vorstand der Kultusgemeinde von M ü n c h e n durch 
Anschreiben vom 29. Mai 1SI]7 die Gemeinden Augs- 
burg, B a m b e r g, Fürt h und W ü r z b u r g ein^ 
durch besondere Deputationen auch noch mündlich in 
einer zu erwirkenden Audienz ihre Wünsche denr 
König zu l'^üssen zu legen, indem zugleich hervorgeho- 
ben wurde, „dass die Gegenwart von Gelehrten oder 
Mitgliedern des industriellen (iewerl)estandes bei der 
Deputation höchsten Ortes jedenfalls nicht ungnädig 
angesehen werden würde.** Hierauf wurden zur Vertre- 
tung: der israelitischen (Gemeinde von 1^^ ü r t h die 
Herren (ilasfabrikbesitzer Herrmann L e w^ i n und Dr. 
med. Wolfg. AI a c k abgeordnet, während im Auftrag 
der Gemeinde von B a m b e r g der Rabbiner Rosen- 
feld nach München reiste. Beim Empfange der De- 
pntati(^n der Ciemeinde von München überreichte die- 
selbe folgende Ansprache: '•* 

vAllerdurchlauchtigster ! Da Euere Königliche 
Majestät den allerunterthänigst unterzeichneten Abge- 
ordneten der israelitischen Kultusgemeinde Ihrer 
Haupt- und Residenzstadt, welche sich Euerer Koenig- 
lichen Majestät erhabenem Throne Allerehrfurchts- 
vollst nahen wollten, um Allerhöchst Ihrem Vaterher- 
zen die Lage und l>itten der Israeliten Bayerns darzu- 
legen, zu gestatten geruht haben, dieses in einer eige- 



t.t Aus den IJabbiiiatsaktcii von Bniiiher^'. Die Al>s(hrift 1iTi*rt 
<liV Scliiiflzü^ic voll S. W. Uoscnfcld. 
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nen allerehrfnrchtsvollen Eingabe tun zu dürfen, so 
bringen wir in unbegrenztem Vertrauen auf Euerer 
Koeniglichen Majestät Gerechtigkeitsliebe und Gnaden, 
welche den begründeten Beschwerden eines Jeden Ihrer 
U^itertlianen vollständige und rasclie Abhilfe- zu gewäh- 
ren gewohnt ist, und unter Bezugnahme auf unsere 
Allerunterthänigste Vorstellung vom 3iten v. M. in 
tiefster Unterwürfigkeit vor Euerer Majestät die aller- 
ehrfurchtsv^ollstc Bitte: Euere Koenigliche Majestät 
wollen das Flehen Allerhöchst Ihrer getreuen Israeli- 
tischen Landeskinder nicht unerhört von sich weisen 
und wollen Allerhuldvollst anzubefehlen geruhen, dass 
zur Abhilfe unserer gerechten Klagen das Geeignete 
von Allerhöchst Ihrem Staats-Ministerium des Innern 
verfügt werde. In Allertiefster Ehrfurcht und Unter- 
würfigkeit ersterben Euerer Koeniglichen Majestät 
allerunterthänigst treugehorsamste Abgeordnete der 
Israelitischen Kultusgemeinde in München : Eduard 
Marx, K. bayer. Hofjuwelier und K. dän. Kommerzien- 
rath, Ignaz Heinrich Breslau. München, den 22ten Juni 
1837. Uebergeben den 23. Juni 1837." 

Die Abgeordneten der verschiedenen Kultusge- 
meinden, die von Sr. Majestät einzeln empfangen wur- 
den, machten ausserdem ihre Aufwartung beim ersten 
Kabinettsbeamten und beim Staatsminister des In- 
nern.^"* Und welchen Erfolg hatten alle diese Schritte? 
Darüber berichtet eine Zuschrift des Vereinsvorstandes 
von Fürt h an den Vorstand der Kultusgemeinde von 
Ansbach vom 27. Juni mit folgenden Worten : 

„Das Ergebnis derselben eignet sich blos zur münd- 
lichen confidentiellen Mittheilung und kann füglich 
hier nicht weiter besprochen werden. 

Immerhin ist die bewerkstelligte Abordnung einer 
Deputation schon darum nicht erfolglos zu nennen, 



14 EntscliiiMlon falsch ist soiuuli «lio Mittoilun«; eines Korre- 
Bpondonten der Zeitung des Jiideiitnnis vom dahie 18.37, S. 272, 
dass einer Imputation die naehj^esnelite Audienz beim Kinii«^ ver- 
weijifert worden sei. 
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weil solche Gewissheit über die wahre Sachlage, welche 
der israelitischen Kultus-Administration zu München 
bisher so ziemlich ein Geheimnis gewesen zu seyn 
scheint, verschafft hat. 

Auch ist einige Hoffnung dadurch erweckt worden, 
durch instructive Vorschriften die Anwendung der be- 
stehenden Exceptionsgesetze einigermassen gemildert 
zu sehen, und stehet hierüber allerhöchster Erlass ge- 
machter Zusicherung gemäss zu erwarten. 

Unter diesen Verhältnissen werden wir vorder- 
hand keine weiteren Schritte in der fraglichen Ange- 
legenheit unternehmen und können Ihnen nur den wohl- 
gemeinten Rath ertheilen, auch Ihrer Seits alles zu 
vermeiden, was unnöthiges Aufsehen hierin verursachen 
oder öffentliche Discussionen über unsere staatsbürger- 
lichen Verhältnisse provoziren könnte, vielmehr gleich 
uns in dem Bewusstseyn Beruhigung zu finden, für 
jetzt nach Kräften alles gethan. zu haben, was eine er- 
spriessliche Umgestaltung der über unsere Rechtsver- 
hältnisse vorhandenen Gesetzes-Normen erwarten liess, 
und fernere Massnahmen einer günstigeren Constella- 
tion vorzubehalten." 

Was war geschehen? Woher gegen alles Erwarten 
dies Fiasco, das zwischen den Zeilen dieses Schreibens 
hervorschaut? Warum dieses Sinkenlassen des Mutes 
und dieses Preisgeben der Hoffnungen ? Es ist offenbar, 
dass ein Sinneswandel binnen kurzer Zeit in den mass- 
gebendsten Kreisen eingetreten war im Zusammenhang 
mit der Wendung, welche damals hinsichtlich der all- 
gemein politischen Richtung durch die Berufung des 
Ministers Abel am 1. November 1837 auch äusserlich 
manifestiert wurde. Unter dem veränderten Kurs, 
nach welchem das Staatsschiff von nun an gelenkt 
werden sollte, hatten die Israeliten freilich am wenig- 
sten etwas zu hoffen. Unter solchen Umständen konnte 
das nachfolgende Schreiben des Dr. L o e w i lediglich 
ad acta gelegt werden : 
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„Bad Weilbach, den 22. Juni 1837. Wohllöblicher 
Vereinsvorstand! Verehrtesten Freunde! Ich bin 
heute früh mit dreien meiner CoUegen hieher gekom- 
men, um dem hier anwesenden Herrn Baron Anschel 
V. Rothschild meine Aufwartung zu machen. Wir 
wurden sehr gut aufgenommen und sind auch heute 
Mittag zu Tisch geladen. Bei dieser Gelegenheit habe 
ich auch um seine Verwendung für unsere bayerischen 
bürgerlichen Angelegenheiten nachgesucht und der- 
selbe gab mir den Auftrag, zu veranlassen, dass von 
Seite unseres Vorstandes in Verbindung mit Herrn 
Joel V. Hirsch ein Brief an ihn gerichtet werde, worin 
er, in Rücksicht auf seine bekannte Stellung zu Seiner 
Mayestät dem Könige gebeten werde, sich für unsere 
Sache allerhöchsten Ortes zu verwenden. Der Brief 
soll kurz gefasst seyn, auch die Auswanderung nach 
Amerika berühren und so eingerichtet seyn, dass er 
Seiner Mayestät *dem Könige vorgelegt werden könne. 
Beschleunigen Sie diese Sache nach Kräften und 
schicken Sie ihn an Herrn J. v. Hirsch, unter Mitthei- 
lung aller obigen ITmstände. Sollte wider Erwarten 
Herr J. v. Hirsch die Mitunterschrift verweigern, so 
lassen Sie dennoch ungesäumt den Brief an Herrn von 
Rothschild abgehen. Ich schreibe dies in grösster Eile 
lind bemerke Ihnen, dass ich morgen meine Reise in 
die Rheingegenden antreten und sobald als möglich 
zurückkommen werde. ^•'^ Mit Hochachtung und Werth- 
schätzung Ihr Freund 

Dr. L o e w i." 



. isRothschild war für die Verdienste, die das Haus sich 
"bei Gründung ber bayerischen Hypotheken- und Wechselbank und 
durch Förderung des Ludwig-Kanalunternehmens erworben, zum 
bayerischen Hofbankier ernannt worden. 



Eckstein, Kampf um^die Emanzipation. 5 



IV. 

Durcli die Aera Abel bis zum Völkerfrühlin^ 

0837 1848), 



Die Aera, welche in der inneri)olitischen (leschichte 
Bayerns mit dem Namen des Ministers Abel bezeich- 
net zu werden pflegt, war für die Israeliten eine Zeit 

• 

dumpfer Resignation, eine Zeit des Duldens und 
Schweigens. Der Kirchenstreit nahm* die Aufmerk- 
samkeit der Regierung und der Stände vollkommen in 
Anspruch, die Protestanten klagten über Zurückset- 
zung und Vergewaltigung, woher sollten da die Ji'Jen 
den Mut nehmen, zu reden und zu klagen? Es war 
eine Xacht ohne Hoffnungsstrahl. 

Während also in den äusseren Verhältnissen nach 
wie vor nichts zum Bessern und manches zum Schlim- 
mem sich änderte,^ wandte die Regierung den inneren 
Verhältnissen der Israeliten einige Aufmerksamkeit zu. 
In welchem Sinne und in welcher Richtung, das wird 
am besten durch zwei Aktenstücke illustriert, die wir 
hiermit der Vergessenheit entreissen wollen. Das erste 
derselben, ein Anerkennungsschreiben der kgl. Regie- 
rung für die Wirksamkeit des bekanntlich freisinnigen 
Theologen Dr. A u b in B a y r e u t h, das den Rabbi- 
nern des Königreichs bekannt gegeben wurde, lautet 



1 Ver<rl. Acbawa lK<»o S. UM. Wie eine Ironie klin^ft es, daiss 
1840 den .Juden der Lunipenlmndel unt^'rKngt wnrde. 
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wie ein Xachklanj^^ des Geistes, der vor der Aera des 
Ministers Abel der herrschende gewesen. Es hat fol- 
genden Wortlaut :- 

„Staats-Ministeriuni des Innern. Das unterfertigte 
Staats-Ministerium hat aus der wieder zurückfolgenden 
Beilage des Berichts der k. Regierung des Obermain- 
kreises, Kammer des Innern, vom (>. vor. Mts., das« in 
seiner mehrfachen Richtung und Beziehung wohl be- 
messene r)estreben wahrgenommen, welches der Rab- 
biner Dr. A u b zu Bavreuth im Vereine mit mehreren 

ml 

anderen israelitischen Gottesgelehrten, insbesondere 
auch des Auslandes, zur Läuterung der israelitischen 
Religion sbegriffe und Sitten von Vorurtheilen und 
Missbräuchen, sowie zur Verbreitung gediegener Auf- 
klärung unter seinen (ilaubensgenossen mittelst Be- 
lehrung in wissenschaftlichen, gemeinf asslichen Auf- 
sätzen und Zeitschriften sich vorgesetzt hat. 

Die Königliche Kreisregierung, Kammer des In- 
nern, wird daher beauftragt, demselben desfalls die be- 
sondere Anerkennung des unterfertigte^ Staatsmini- 
steriums auszudrücken, und ihn nicht nur zur Fort- 
setzung dieser Bestrebungen zu ermuntern, sondern 
auch auf jede geeignete Art in so lange zu unterstüt- 
zen, als diese lliätigkeit, wie nicht zu bezweifeln, in 
streng gesetzlichem Sinne sich äussern ward. Mün- 
chen, den 9. Dezember 18;^." 

Es müssen wohl sehr wichtige Bedenken und 
starke Einflüsse gewesen sein, welche die Regierung 
veranlassten, einige Wochen später ihre Anerkennung 
der fortschrittlichen Bestrebungen, die sich damals 
'\\\\ bayerischen Judentum regten, wieder unter Be- 
kanntgabe an die Rabbinate ausdrücklich zu wider- 
rufen. Das Dementi hat folgenden Wortlaut: 

„Ministerium des Innern. Zur I>eseitigung jeder 
irrigen Deutung, wenn solche versucht werden sollte, 

2 Alh's Nachtoljr^'iHlo, s<)w*«it keine aiuleie Quelle angegeben, 
iKt den Akten des isiaelitiselien Verein«- Vorstandes in Fürth 
(]{ep. Tit. II Xr. lU und 17) entnommen. 
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über den Sinn und die Absicht der Ministerial-Ent- 
schliessung vom 9. Dezember des vorigen Jahres im 
untenbemerkten Betreffe, wird der Kgl. Regierung von 
Oberfranken, Kammer des Innern, bemerkt : 

1. Wenn in der gedachten Entschliessung dem 
wohlbemessenen Streben des Rabbiners Dr. Aub in 
Bayreuth, zur Läuterung der israelitischen Religions- 
begriffe und Sitten von Vorurteilen und Missbräuchen 
durch entsprechende Belehrung beizutragen, das An- 
erkenntniss des unterfertigten Königlichen Ministe- 
riums ausgedrückt worden ist, so kann es einem Zwei- 
fel wohl nicht unterliegen, dass unter dieser Läuterung 
keine andere verstanden sey, als jene, welche entfernt 
von einer Alles verflachenden rationalistischen Kritik 
der israelitischen Grundlehren und Ceremonial-Satzun- 
gen, vielmehr die Reinhaltung der überlieferten mo- 
saischen Lehre und die Aufrechterhaltung des An- 
sehens ihrer Satzungen, sowie die Entfernung einge- 
schlichener, dieser Lehre fremder Vorurtheile und 
Missbräuche zu ihrem ausschliessenden Zwecke hat. 
Ebenso kann ?s 2. bei der bekannten Persönlichkeit 
und dem positiven Streben des erwähnten Rabbiners 
Dr. Aub ^ einem Zweifel nicht unterliegen, dass durch 
den Ausdruck „Verbreitung gediegener Aufklärung 
unter seinen Glaubensgenossen** nur der Standpunkt 
höherer sittlicher und religiöser Bildung überhaupt an- 
gedeutet, hiedurch aber von selbst der so verderblichen 
Neologie und dem hieraus nothwendig folgenden reli- 
giösen Indifferentismus entgegengetreten wurde. Die 
Königliche Regierung von Oberfranken, Kammer des 
Innern, wird entsprechende Sot^ge dafür zu tragen 
wissen, dass, wenn von irgend einer Seite der Wortlaut 
einzelner Ausdrücke in jener Entschliessung vom 
9. Dezember vorigen Jahres etwa zur Beschönisfung 
verkehrter Richtungen, irriger oder absichtlicher Weise 



3 Im Prospekt und im Einfülirungsartikel seiner Zeitschrift 
„Sinai" sprach sieh Aub für das Streben nach „Vermittehmg 
in der Ent Wickelung" aus. Er hat sich jedoch selbst entwickelt 
(vergl. Jost: Neuere Geschichte der Israeliten. III. S. 179 — 180). 
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benützt werden wollte, eine solche Absicht entschieden 
und mit allem Nachdrucke zurückp^ewiesen werde. 
München, den 19. Februar 188cS.-* 

Wenn wir uns nunmehr wieder zu den Emanzipa- 
tion sbestrebunpren wenden, so ist zunächst die schüch- 
terne Anregung hervorzuheben, welche durch Rund- 
schreiben vom 18. Februar 1810 von den damals je 
100 Familien zählenden Gemeindeti Altenkund- 
Stadt und B u r g k u n d s t a d t ausging, dahin 
lautend, es mögen von den Gemeinden des Königreichs 
auf verfassungsgemässem Wege geeignete Schritte 
unternommen werden, nicht um die Emanzipation her- 
beizuführen, ,,denn wer wollte sich in diesen Zeiten mit 
seinen Hoffnimgen so weit versteigen?*^ sondern imi 
wenio^stens die drückendsten imd schändlichsten Aus- 
nahmsgesetze zu beseitigen. ,,Wir glaid)en, heisst es 
in dem Rundschreiben, dass die bayerischen Israeliten 
das Jhrige bei der Regierung versucht haben, und wir 



4 l'iiter lU'ziijjnalnnc auf dieses Aiisscliieibon wurde vom 
Ministerium des Iiniern unterm 23. Oktober 1838 den ]Vragistra- 
teii etc. eröfliiet, ..dass.Se. Majestät der Ki'mijjf für die zu be- 
setzenden Habl)inate nur ^rnndlieh {rebildete und zuj^leich den 
äeliteu m<)sais<lien (JU\id)enslehre-u und (Vrenmnialsatzungen treu 
an}iän«iende, niebt verderbliclier Xeolo^ie buldi^ende Kandidaten 
f o r t a n liestellt und; resp. bestätijjet Avissen wollen'\ Die 
Kreisre^rierun«; tiit^te die Instruktion liinzu, dass die Vorscbläge 
zur Pesetzun«; von erledi«;ten Kabbinatsstellen mit einer zuver- 
lässigen Auskunft über die .,relio:ir»se (iesinnunp;" des vor^resebla- 
{(enen Kandidaten zu Ijei^leiten sind. (Veröl. .Tost a. a. O. I. 
S. 144, Israelitisebe Annalen. 1839. S. ol.) Von diesem CJeist ge- 
leitet, wurde 1844 den baveriseben IJabblnern die Teilnabme an der 
Habl)iner-\ ersamnilung in Hraunsebweig von der Regierung ver- 
boten. Die ganze Angelegenbeit wurde von. A u b, wie es sebeint, 
mit a 1) s i <• b t 1 i eb e m ^Iissverstän<lnis der Tntentionen der 
Kgl. Regierung in einer Scbrift: ..R.etraelitungen und Widerlegun- 
gen" 18:]9 bebandelt. (Vergl. Aebawa, Jabrbneb 18(>5 S. 132.) 
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alle wissen, mit welchem Erfolge, wir glauben daher 
ferner, dass es jetzt an den Israeliten sei, ohne klag- 
bar gegen die Regierung aufzutreten und mit möglich- 
ster Schonung derselben, den erlaubten Weg der Pe- 
tition bei der Kammer einzuschlagen, um unsere 
Sache aufs Tapet zu bringen und vielleicht zu beför- 
dern.'* Der Vorstand von Fürth verhielt sich aber 
gegenüber dieser Anregung vollständig ablehnend, weil 
solche I]estrebungen eine Aussicht auf Erfolg umso 
weniger erblicken liessen, als die Verwaltungsmass- 
regeln der Regierung damals sogar die Tendenz ver- 
rieten, das Judentum womöglich auf ein noch tieferes 
Niveau herabzudrücken, während der innere Zwiespalt 
und der religiöse Hader, der innerhalb der (lemeinden 
herrschte, jedem Höherstehenden und T>esserdenkenden 
die Hoffnung auf eine lichtvolle Zukunft vollends sin- 
ken Hess.'' 

Erst im Jahre 1845 regte es sich wieder in grösse- 
ren und kleineren Gemeinden.** Ein unter Vorsitz des 
Barons J o e 1 Jak. v. Hirsch in W ü r z b u r g tagen- 
der Ausschuss verbreitete unterm 9. Oktober 1845 fol- 
gendes Zirkular : 

,,Aus den öffentlichen Blättern wurde uns bekannt, 
dass die allerhöchste Stelle beabsichtige, bei der näch- 
sten Ständeversammlung ein Gesetz bezüglich der Ver- 
hältnisse der Israeliten des Königreichs vorzulegen, 
und dass in A u g s bürg mit obrigkeitlicher Bewilli- 
gung die Israeliten jenes Kreises zur Abfassung einer 
Petition in diesem Betreffe zusammengetreten sind. 

Da vorauszusehen ist, dass solche Schritte nur förder- 



r» \'ero;l. du* UtMle des Al){i[eordneteii ])r. DölUngcr in der Sit- 
zun«:( des J^audtujfs vom 7. Mai 184r». 

6 llabbincr Iv o s e n f e l d in 1? a ni b e r g iiaite bereits 1843 
eine Voistelliinj» an die Kammer „die Verbesserung des tleehtszu- 
stands der Israeliten iM'tr." gelangen lassen. 
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lieh für die gute Sache sein können, so haben wir un- 
serer Seits um gleiche 1 Bewilligung bei der Kgl. Re- 
gierung zu Würzburg nachgesucht.'* "* 

Die Gerüchte aber, von denen in diesem Zirkular 
die Rede ist, als wollte die Regierung endlich etwas für 
die Juden tun, waren durchaus unbegründet. Im Ge- 
genteil, mehrere damals erfolgte \^erordnungen in Be- 
treff des Handels der Juden mit Landesprodukten und 
Lebensmitteln trugen durchaus nicht das Gepräge einer 
wohlwollenden Absicht.^ Nichtsdestoweniger oder 
vielleicht gerade deshalb hielt die Administration der 
hauptstädtischen Kultusgemeinde die Zeit für gekom- 
men, wieder einmal die Lage und \ erhältnisse der 
Israeliten vor dem Landtage zur Sprache zu bringen, 
und setzte von dieser Absicht den israelitischen Ver- 
eins- Vorstand in Fürth durch folgende Zuschrift vom 
10. November 1845 in Kenntnis: 

„Indem wir auf luiser unterm 8ten dieses Monats 
an verehrl. V^ereins- Vorstand gerichtetes Schreiben Be- 
zugnehmen, beehren wir uns, Ihnen hiermit ergebenst 
anzuzeigen, dass sich die V^crwaltungs-Körper der hie- 
sigen israelitischen (Gemeinde darüber schlüssig ge- 
macht haben, dass es angemessen seyn dürfte, die Ver- 
hältnisse der bayerischen Israeliten der demnächst ein- 
zuberufenden Kammer der Abgeordneten in einer ge- 



7 Die tenipeiament volle IVtitioii der Israeliten von l'nter- 
franken und A.seliaffenbiir«; an die II. Kanuiier trä«jt 32 Unter- 
seluiften von Deputierten und wurde durch Ihuek vervielfältiget. 

H Verfiel. Ziem lieh: J)ie israelitisehe Kultusjjenieinde Xürn- 
berg, S. 3, Annierk. 1; ferner (lotthelf: Die tleehtsverhält- 
nisse dei' Juden iu Bayern. S. 17)0 flf. und S. 16.3. Hervorzuheben 
ist ferner, dass nach einer jNIinisterial Verordnung; der (Jeschiehts- 
unterri^-ht an den (iyninasien jjesondert naeh Konfessionen durch 
die Geistlichen erteilt werden sollte, während es den Juden frei- 
jirestellt wiu'de, die katholische oder die protestantische Welt- 
jjeschichte zu lernen. 
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eigneten Vorstellung zu schildern und deren Vermitte- 
lung zur endlichen Verbesserung unserer Lage zu er- 
bitten. 

Eine solche Vorstellung dürfte nach unserm Dafür- 
halten in der Weise abgefasst werden, dass dieselbe^ 
ohne einen vorgängigen Zusammentritt oder Berathung 
nothwendig zu machen, von sämmtlichen oder wenig- 
stens einem grossen Theile der israelitischen Gemein- 
den des Königreiches, je nach deren Belieben, unter- 
zeichnet werden könnte. 

An dem Beitritt mehrerer bedeutender Gemeinden 
ist nicht zu zweifeln, da uns bereits mehrere Anträge 
zu gemeinschaftlichem Wirken zugekommen sind. — 

Die hiesigen Gemeinde-Verwaltungs-Organe ver- 
einigen sich in dem Vertrauen, dass die Abfassung der 
bezüglichen V^orstellung unter Ihrer verehrlichen Lei- 
tung den beiden bei dortigem Kultus-Vereine angestell- 
ten Juristen jüdischen Glaubens, Herren Dr. Ber- 
liner und Dr. Feist mit der Zuversicht einer inni- 
gen Beherzigung unserer drückenden Lage zu übertra- 
gen seyn dürfte, und dieselben halten sich so sehr 
überzeugt, dass jene Schrift den gegenwärtigen Zeitbe- 
dürfnissen entsprechend ausfallen werde , dass sie 
keinen Anstand nehmen, ihre Mitunterschriften der- 
selben im Voraus schon zuzusichern, und deren Ent- 
wurf nur in der Absicht vor der Herstellung der Rein- 
schrift zu erhalten wünschen, um denselben etwa eini- 
gen Kammer-Mitgliedern, deren Unterstützung unserer 
Sache zu erbitten seyn dürfte, zur vorherigen Einsicht 
vorlegen zu können. 

Sobald Sie uns Ihr Einverständnis mit unserer An- 
sicht, sowie die Uebernahme der Redaction jener Vor- 
stellung von Seiten der gedachten beiden Herren Juri- 
sten mitgetheilt haben werden, werden wir uns unver- 
zögcrt damit beschäftigen, die Vorstände der israeli- 
tischen Gemeinden in den Kreis-Hauptstädten, deren 
sich, wie bemerkt, bereits einige an uns gewandt haben, 
zur Mitunterzeichnung einzuladen und dieselben gleich- 
zeitig zu veranlassen, auch die übrigen Gemeinden ihres 
Kreises von unserer Absicht zu verständigen und auch 
diesen die Mitunterzeichnimg freizustellen. — 
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Da die Eröffnung der Stände-Kammern sehr nahe 
bevorsteht, so sehen wir, um jene VorsteUung so zeit- 
lich wie möglich zur Vorlage zu bringen, Ihren dess- 
fallsigen gefälligen Mittheilungen in möglichster Bälde 
entgegen, um den zur x\usarbeitung gedachten Elabo- 
rates ohnehin erforderlichen Zeitraum zur Erlassung 
jener Beitritts-Einladungen benützen zu können. Hoch- 
achtungsvollst zeichnen 

Lippmann AI a r x, David Xeustätte r." 

Der Vereins-Vorstand hielt es aber in Rücksicht 
darauf, dass Alassenpetitionen eher schädlich als nütz- 
lich wirken könnten, für ratsamer, lediglich mit dem 
eigenen Namen unterzeichnet eine Petition an die 
Ständeversammlung abzusenden, welche das Datum 
des IG. Dezember 1845 trägt. Aus dieser durch den 
Druck vervielfältigten, durch Wärme und Formschön- 
heit ausgezeichneten Petition wollen wir nur den 
Schluss hervorheben : 

,,Wer 'ernstlich glauben möchte, dass von unserer 
staatsbürgerlichen Gleichstellung Gefahr für unsere 
christlichen Mitbürger zu befürchten, wahrlich, der 
würde unserem 'J^alente, unseren Fähigkeiten, unseren 
Leistungen eine allzu grosse Achtung zollen, unsere 
Kräfte sehr überschätzen, und den eigenen Werth zur 
Ungebühr verkennen ! — 

Hohe Kammer der Abgeordneten ! Die Sache der 
religiösen und bürgerlichen Freiheit hat jetzt auch in 
Bezug auf die Israeliten aller Orten aufrichtige, warme 
Vertheidiger gew^onnen ; — die zunächst Betheiligiten 
sind es nicht mehr allein, welche ihre Stimme dafür 
zu erheben wagen, auch viele christliche Menschen- 
freunde, ja ganze Corporationen haben solche zum Ge- 
genstande reifen Nachdenkens und selbständiger Peti- 
tionen bei den landständischen Versammlungen ge- 
macht. 

Was in jener Hinsicht von einigen der bedeutend- 
sten Städte in Rheinpreussen geschehen, welche An- 
träge von dort aus an den rheinischen Provinzial-Land- 
tag gelangt, welche Aufnahme solche im Schosse die- 
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ser Versammlung^ gefunden und welche Beschlüsse sie 
zu Stande gebracht, solch' alles ist noch zu neu. um 
mehr als blosser Erwähnung vonnöthen zu haben. 

Die Vorgänge, die Debatten in der jüngsten wür- 
tembergischen Ständeversammlung, wo die Angele- 
genheit der Israeliten so kräftige Fürsprecher gefunden, 
sind gewiss auch von den Gliedern der hohen Kammer 
der Abgeordneten Bayern's der verdienten Aufmerk- 
samkeit gewürdigt worden. 

Im Norden Deutschlands bietet sich den Philan- 

tropen jetzt das erhebende Schauspiel dar, dass die bür- 

. gerlichen Ritterguts])esitzer in der landständischen 

Versammlung eine Motion wegen (ileichstellung ihrer 

israelitischen Mitbürger vorbringen. 

Wenn wir uns dem W^rtrauen hingeben, dass sol- 
che Beispiele auch in der Versammlung der bayerischen 
V^olks Vertreter Anklang finden, dass auch dort unsere 
religiösen und staatsbürgerlichen Interessen geneigter 
Fürsprache sich zu erfreuen haben werden, so werden 
wir uns in solchem Vertrauen gewiss nicht getäuscht 
sehen. 

Dafür bürgen uns die gefeierten parlamentarischen 
Xamen, welche das Verzeichnis der Kammermitglieder 
nachweiset, bürget die freimüthige und humane Hal- 
tung, welche Bayerns Kammer der Abgeordneten stets 
an den Tag gelegt.'* — 

Zugleich mit dieser Petition an die Kammer rich- 
tete der Vereins-Vorstand eine Bittschrift unmittelbar 
an das Kal)inett des Königs, welche folgenden Wort- 
laut hat : 

,,Eine zahlreiche Klasse der Cnterthanen Ew. Ala- 
jestät, — sechzigtausend l>ekenner des mosaischen 
Glaubens, — sieht seit Dezennien stets mit den ge- 
mischtesten Gefühlen der Eröffnung eines Landtages 
entgegen. Die schönsten Erwartungen sind es bald, 
welche mit der innigsten Freude erfüllen ; bald sind 
es bange Besorgnisse, es möchte die Blume lange ge- 
hegter Hoffnungen abermals dahinwelken, die in nahe 
Aussicht gestellte Verwirklichung gerechter Wünsche 
wiederum auf längere Zeit entrückt werden. 
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Eine Massre^cl der (lerechtigkeit und Humanität 
— die bürgerliche (ileichstcllung der Israeliten Bayerns, 
ward schon in der ersten Ständeversamnilung- von den 
beiden Kammern der Herathung unterstellt und in dem 
Landtagsabschiede die tröstliche Zusicherung ertheilt, 
wie zur Erfüllung des Wunsches und Antrages der 
Stände die schon früher beabsichtigte Revision der über 
die V^erhältniss<? der jüdischen (Glaubensgenossen be- 
stehenden X'erordnungen unverzüglich betätigt wer- 
den und ein umfassender (Gesetzentwurf hierüber an 
die nächste Ständeversammlung gelangen solle. 

Zwfilf Jahre waren verflossen, drei Landtage waren 
vorübergegangen und die beachtenswerthe Stmime des 
\ olkes hat sich durch dessen verfassungsmässige Or- 
gane — die Stände des Reichs — im J^hre 1881 aber- 
mals geoflPeid:)art, sie ist laut geworden in einer Weise, 
die jeden Philantropen mit wahrer Rührung bewegte, 
die I>rust eines jeden Menschenfreundes höher schla- 
.c;en machte. Den Ständeabschied vom 2\). Dezember 
1881 begrüssten auch die treuen israelitischen Unter- 
thanen Ew. Majestät mit den freundlichsten Erwar- 
tungen. Die darin niedergelegte Königliche Verheis- 
sung berechtigte dieselben zu dem beruhigenden V^er- 
trauen, von dem schweren Drucke harter und ungerech- 
ter Ausnahmegesetze — Geburten der X'orurtheile und 
religiöser Unduldsamkeit — befreit, in den Genuss der 
wichtigsten, heiligsten und an sich unverletzbaren 
Menschenrechte eingesetzt, zu den staatsbürgerlichen 
Rechten zugelassen zu werden. 

Nach einem w^eiteren Zeiträume von 14 JahreiV 
glauben wir neuerdings, unsere beklagenswerthen Ver- 
liältnisse anregen, mit der dringendsten P>itte für eine 
\'erbesserung unserer traurigen Lage dem erhabenen 
Throne unseres allergnädigsten Landesvaters allerehr- 
furchtsvolNt nahen zu dürfen. 

Königliche Majestät! Wir haben in einer 82jähri- 
gen Zeitperiode - - seit Emanirung des Erziehungs- 
gesetzes vom Jahre 1811-) — redlich dahingestrebt, uns 
einer besseren Cicstaltung unserer Rechtsverhältnisse 
würdig zu machen ; w'\r dürfen ohne Anmassung das 
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Zeugnis für uns in Anspruch nehmen, in der religiösen, 
moralischen, intellektuellen und bürgerlichen Bildung 
grosse Fortschritte gemacht, hinter unseren Mitbür- 
gern christlichen Glaubensbekenntnisses nicht zurück- 
geblieben zu seyn. Diese Beruhigung ist es^ welche 
uns in der Nacht eines widrigen Schicksals, unter den 
schweren Prüfungen einer wahrlich unverdienten Zu- 
rücksetzung aufrecht erhalten, und diese Beruhigung 
können wir auch aus den — durch den Mund seiner 
Vertreter kund gegebenen Gesinnungen der biederen 
Bayern schöpfen, — sie sprechen beredter für uns, als 
alle Worte und Tatsachen. 

Verzweifeln müssten wir jedoch an dem endlichen 
Gelingen unseres Strebens, drückende • Besorgniss 
müsste uns A-füllen, dass auch der gegenwärtige 
Landtag vorübergehen werde, ohne unsere Lage besser 
gestaltet zu sehen, dürften wir uns nicht erhebenden 
Muthes anlehnen an das Königliche Wort unseres all- 
geliebtesten Monarchen, das eine umfassende Revision 
der „über die Verhältnisse der israelitischen Glaubens- 
genossen bestehenden Gesetze und Verordnungen aller- 
huldvollst zugesichert, und dem in dem ständischen 
Gesamtbeschlusse vom Jahre 1881 vorgelegten Antrage 
die sorgfältigste Berücksichtigung verspricht." 

Von der kindlichen Zuversicht seiner allergnädig- 
sten Erfüllung belebt imd von der Ueberzeugung 
durchdrungen, dass unsere Anliegen in Uebcreinstim- 
mung gehen werden mit dem Gesetze, das die aller- 
höchste Weisheit und Gerechtigkeit Ew. Majestät an 
die Stände des Reiches gelangen zu lassen geruhen 
wird : haben wir unsere Wünsche und Anträge in 
einer — an die Kammer der Abgeordneten gerichteten 
Vorstellung zusammengefasst und wir dürfen getrost 
hoffen, dass die Stimmimg des Volkes durch das Organ 
seiner Vertreter damit im Einklänge stehen, die auf- 
gerufene vermittelnde Fürsprache uns und unserer 
Glaubensgenossenschaft nicht entgehen werde. 

Geruhen Ew. Majestät ein Exemplar dieser Vor- 
stellung der allerhuldvoUsten Aufmerksamkeit und Be- 
rücksichtigung zu würdigen. 
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Möchte dann nach den vorübergegangenen Stür- 
men einer langjährigen, harten Prüfung auch den Israe- 
liten Bayern's der humane und wissenschaftliche Geist 
des abgelaufenen und des gegenwärtigen Jahrhunderts 
zur Wohlthat, zur Wahrheit werden ; — möge die 
Sonne der Königlichen Gnade, die sich allen beglück- 
ten Unterthanen Ew. Majestät zu erschliessen gewohnt 
ist, auch denen sich eröffnen, die in Treue, Anhäng- 
lichkeit und Liebe für König und Vaterland mit ihre« 
Mitbürgern anderer Confession wetteifern ; — möge der 
erhabene Monarch, AUerhöchstdessen hohe Regen- 
tentugenden so viele Hochthaten bekunden, die lor- 
beerunikränzte Krone auch mit dem edlen Lorbeer der 
Milde und Gnade, mit dem unverwelklichen Blatte der 
Gerechtigkeit für Allerhöchst seine Unterthanen israe- 
litischen Glaubensbekenntnisses allerhuldvollst umge- 
ben. In Vertretung der zahlreichsten israelitischen 
Gemeinde des Königsreichs wagen wir es nun, die 
allerunterthänigste Bitte auszusprechen : 

Ew. Majestät mögen geruhen, einen auf den Grund- 
satz der vollkommenen staatsbürgerlichen Gleichstel- 
lung der Israeliten basirten Gesetzesentwurf dem ge- 
genwärtig versammelten Landtage zur Berathung und 
Schlussfassung allergnädigst vorlegen zu lassen. 

Wir ersterben in allertiefster Ehrfurcht und Un- 
terthänigkeit Ew. Majestät allerunterthänigst treuge- 
horsamste Vorstände des israelitischen Religions- Ver- 
eins der Stadt Fürth. Fürth, den 16. Dezember 1845." 

Ein Exemplar der an die Kammer gerichteten Pe- 
tition sandte der Vereins- Vorstand auch an den Baron 
Rothschild in Frankfurt mit der Bitte, seinen 
Einfluss zugunsten der Glaubensgenossen in Bayern 
bei den höchsten Landesstellen wirken lassen zu wol- 
len. Darauf erfolgte die nachstehende Antwort: 

„An die Verehrlichen Vorstände des Israelitischen 
Religions- Vereins zu Fürth. Frankfurt a. M., den 
10. März, 1846. Ihr sehr schätzbares Schreiben nebst 
der beigefügten Druckschrift habe ich richtig in 
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Empfang zu nehmen die Ehre gehabt und indem ich 
Ihnen für Ihre freundliche Aufmerksamkeit bestens 
danke, beeile ich mich Ihnen mitzutheilen, dass ich 
nicht ermangelt habe, alsbald an den Kgl. Minister des 
Innern, Herrn v. Abel Exellenz zu schreiben, um die 
Angelegenheit Ihrer Gemeinde nach besten Kräften zu 
hevorworten und zu empfehlen. Möge der Himmel 
nur seinen besten Segen hierzu geben und Ihre 
Schritte mit dem gewünschten Erfolg gekrönt werden. 
Mit besonderer Hochachtung verbleibe ich inzwischen 



u 



Ihr sehr ergebener A. ]>aron Rothschild 

Obwohl der Vereins-\^orstand von Eürth von 
Massenpetitionen eine eher schädigende Wirkung be- 
fürchtet hatte, wurden nicht weniger als 20 Petitionen 
von fast sämtlichen Gemeinden des Königreiches der 
Kammer der Abgeordneten zugesandt.-* r3ie Petition 
der Kultusgcmeinde von B a y r e u t h und Umgegend 
wurde von Dr. Morgenstern,^'* damals Rechts- 
praktikant in Ijamberg, dem späteren Landtagsabge- 
ordneten, entworfen und von Dr. A u b, Rabbiner in 
Bayreuth, ausgearbeitet. In Rücksicht auf die be- 
kannten Namen ihrer Verfasser sei noch der Schluss 
dieser vom 80. Januar 184r) datierten Petition hier mit- 
iTcteilt :'^ 



!> IJabbiiier K o s <• u f e 1 d sandte <1. d. Hamburg 18. Februar 
lH4(i eine scharf sinni<ze uiid «^'eharnisebte ..Heselnverde an die 
bolie Stände-\'ersaniinliuig des KTmif^reielis Bayern über Verle.t- 
ziinpr eines VQrfassunj^sniässifren Kecbtes inf()lf]^e nnrielitiji^er Aiif- 
lassiinjr eines Passus im § 30 des Edikts vom 10. Juni 1813" 
((Jeihuekt l^amberg bei .1. (!. Schmidt 1840). Von Kabbiner 

l)r. Adler in Iv i s s i n <f e n wurde ein unter dem Titel ,.Die 
l»iii<j:erliehe Stellunjr der Juden in Hayern" (Miineben 1840) «jje- 
druektes Memorandum der Kammer vorgelej^t. 

10 Wrjjl. Eckstein: Beiträffe zur (»es<'hichte der Juden in 
I5j»yern. I. S. 17 0*. Mor^r^nstern hatte auch tlie Petition der Land- 
j*ir*meinden v<)n Mittelfranken austj:earl)eitet. 

11 Sie ist abjrednickt in ..Sinai** 1840 S. 108 it. 
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„In unserem Vaterlande aber ist der Jude noch sa 
vielfach zurückgesetzt und beschränkt in dem staats- 
bürgerlichen Leben. Und wahrlich, wir stehen unsern 
Glaubensbrüdern in anderen Ländern an moralischem 
Werthe nicht nach. Ja trotz aller bestehenden Be- 
schränkungen und Ausnahmegesetze, welche doch 
allemal, wie das die christlichen Bewohner der Türkei 
beweisen, zu Demoralisirung der Unterdrückten führen, 
befindet sich der Jude in Bayern auf keiner geringeren 
Stufe der Sittlichkeit, als sein christlicher Mitbürger, 
Mögen einzelne l^eamte in ihrem falschen Eifer und 
Judenhasse nachtheilige Berichte gegen die jüdischen 
Einwohner machen : eine unpartheiische Untersuchung 
würde bestättigen, wie wahr unsere Angabe im Allge- 
meinen sey. Nur hüte man sich nach alter Gewohnheit, 
das \ ergehen eines einzelnen Juden der ganzen 
Glaubensgemeinschaft zum Verbrechen anzurechnen. 
Denn leider müssen wir zu Staaten und Einzelnen mit 
den Worten xler Schrift (4. Mos. 1(),22) sagen: Wenn 
Ein Mann sündigt, willst du über die ganze (lemeinde 
zürnen ? 

Wie die einzelnen r>etrügereien Eines Juden Allen 
zum Vorwurf gemacht werden, so werden die extra- 
vagirenden Ansichten Weniger Allen zum Verbrechen 
angerechnet. 

Wenn P2in Jude dem Radikalismus in Staat und 
Kirche das Wort redet, so klagt man Alle an, und die 
vielen L'n schuldigen müssen büssen für Einen Schuldi- 
gen. 

W^eil hie und da ein Jude im Handel nicht reell 
sich zeigt, verbietet man Allen bestimmte Gewerbe ! 

Weil Viele Lust zum Handel haben, darum soll 
nicht Einer dem Staatsdienste sich widmen ! 

Während bei allen Confessionen wie billig nur die 
objective Handlung des sich Vergehenden bestraft 
wird, sollen die Juden subjectiv auf eine prophylakti- 
sche Weise bestraft sein, damit Niemand unter ihnen 
sieh vergehe. 

Man lasse uns Gerechtigkeit widerfahren, und der 
Staat, wie der Einzelne findet sich wohl dabei, wie xla^ 
von die genannten Staaten den r>eweis liefern. 
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Auch theoretisch, d. h. nach den Grundsätzen un- 
serer Glaubenslehre, steht unserer Emanzipation kein 
Hinderniss im Wege. 

Die Lehren unserer heiligen Schrift schreiben uns 
die strengste Liebe, wie gegen Gott so gegen alle un- 
sere Nebenmenschen, sogar gegen unsere Feinde vor, 
wie denn der Stifter der christlichen Religion selbst 
diese Liebe als das Hauptgesetz des alten Bundes be- 
trachtete. 

Auch der Talmud, so weit er religiöser Natur ist, 
widerspricht diesem Prinzipe nicht. Man gehe in un- 
sere Schulen oder Synagogen und höre den Unterricht 
der Jugend oder die Belehrung der Erwachsenen : 
überall wird die reinste Menschenliebe eingeschärft 
und gepredigt. Unser Leben selbst entspricht im All- 
gemeinen dieser Vorschrift, denn nirgends wird der 
Jude seine mildtliätige Hand seinem armen christlichen 
Mitbruder verschliessön. Kurz, wir erkennen in allen 
Menschen unsere Brüder, sehen in dem Lande unseres 
Wohnsitzes unser Vaterland, hegen die höchste Ehr- 
furcht gegen dessen Oberhaupt, leisten den strengsten 
Gehorsam dessen Gesetzen, und haben nur die eine 
gerechte Klage, dass wir dennoch wie Fremdlinge, wie 
Verurtheilte angesehen und behandelt seien, und haben 
nur den einen frommen Wunsch, dass das Vaterland 
uns als seine wahren wSöhne aufnehme, und nicht als 
blosse Schützlinge uns dulde, auf dass wir in keiner 
Hinsicht gestört oder gehemmt seyen, für das Wohl 
des Vaterlandes und unser eigenes Wohl zu wirken, 
wie das unsere Religion uns zur Pflicht macht. 

An Ihr Herz, hohe Stände des Reiches, legen 
GO 000 Einwohner diese fromme Bitte, dass Sie als 
Vertreter unserer gerechten Wünsche dieses devoteste 
Gesuch vor dem Throne unseres gerechten und weisen 
Lahdesväters begutachtend niederlegen wollen. Wir 
hegen die Zuversicht, dass unser glorreicher König 
diese ehrfurchtsvolle Bitte wohlwoHend und huldreichst 
aufzunehmen geruhen werde, und dass Sie, hohe Stände 
des Reiches, Ihr Ohr unserer Bitte nicht verschliessen 
werden, sondern als eine schöne Pflicht Ihres hohen 
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Berufes erkennen mögen, eine so grosse Zahl Ihrer Mit- 
bürger aus dem Staube der Unterdrückung in die Zahl 
und Rechte der übrigen Einwohner aufgenommen zu 
baben. 

Mit inniger Dankbarkeit werden wir des Tages ge- 
denken, an welchem dieses Wort der Erlösung unsere 
schmerzlichen; Fesseln bricht, so wie wir stets mit den 
besten Wünschen für das Wohl unseres Vaterlandes, 
dessen Regenten, Regierung und Volks-Vertreter be- 
seelt sind. 

Wolle Gott Ihr Wirken segnen, dass es Gedeihen 
bringe dem ganzen Lande!" 

Ueber d^en mutmasslichen Erfolg dieser Petitionen 
schmeichelte man sich diesmal mit den besten Hoff- 
nungen, da es zur allgemeinen Kunde gelangt war, 
■dass in der Kammer die lebhaftesten Sympathien für 
die Sache der religiösen und bürgerlichen Freiheit sich 
zeigten. Insbesondere verlautete, dass die pfälzischen 
Abgeordneten einstimmig für die ungeschmälerte 
Emanzipation in die Schranken treten und die ein- 
flussreichsten Stimmen sich ihnen anschliessen wür- 
den. ^^ Der Dekan Bauer, ein edler Geistlicher aus 
Bamberg, hatte sich die Petition der mittelfränki- 
schen Landgemeinden angeeignet mit dem Verspre- 
chen, solche nach Kräften unterstützen zu wollen. 
Ebenso w^urde eine freundliche Stellungnahme der 
Kammer der Reichsräte prognostiziert. Der König 
•empfing Mitte März eine aus den Herren v. Hirsch, 
J. Obermeier und L. Marx bestehende Deputa- 



12 Auch viele christlielie Gemeinden in Städten und Dörfern 
-der Pfalz petitionierten für die Emanzipation" (Sinai 1846 S. 60 
und 66). Sämtliche Abgeordnete der Pfalz mit einer Ausnahme 
stellten in der Kammer den Antrag zur Aufhebung des von Na- 
poleon erlassenen Dekrets vom 17. März 1808, na^h welchem jeder 
liandeltreibende Jude mit einem Moralitätspätent ausgerüstet sein 
musste. (Das. S. 42 und Gotthelf a. a. O., S. 133 ff.) 
E ek 8 1 e i n , KAmpf um die EmanzipAtion. 6 
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tion, um aus ihren Händen ein Memoire entgegen zti 
nehmen. Man brauchte also diesmal wenigstens nicht 
gegen den Strom der öffentlichen Meinung zu schwim- 
men. Nur aus der Oberpfalz kamen wie jedesmal bei 
solcher Gelegenheit aus christlichen Gemeinden, wo gar 
keine Ji^^len wohnten, einige Angstrufe an die Kammer 
wegen zu befürchtender Verstopfung der Nahrungs- 
quellen der Philister durch die Israeliten. 

Die Hoffnungen, mit denen man in jüdischen Krei- 
sen den Verhandlungen der Kammer entgegengesehen 
hatte, erwiesen sich zwar als gerechtfertigt und den- 
noch wurden sie enttäuscht. Auf liberaler wie auf 
orthodoxer Seite sprach man mit Wärme zugunsten der 
Juden, wobei sich besonders die protestantischen Geist- 
lichen, die in der Kammer sassen, durch Liberalität 
der Anschauungen und Aeusserungen bemerklich 
machten. ^"^ Dagegen hat der Abgeordnete Dr. D ö 1 - 
1 i n g e r,^-^ den süssen Honig aber auch den verletzen- 
den Stachel der Rede im Munde, mit einem akademi- 
schen Vortrag, in welchem er ein durch dunkle 
Brillengläser gesehenes Kulturbild des zeitgenössi- 
schen Judentums entwarf, die Stimmung der Kammer 
zu Ungunsten der Juden stark beeinflusst, so dass' die- 



i.'t ])er Dt'kan B a u <» r ans 1^ a in b e r ^ sa^te: ..Ks niaj» 
Spliärt'u «ifebcn, wo man mir «^fomeine .luden kennt. Ich lebe in 
einer anden-n Sj)liUre. Teh habe Männer dieser Nation kenneit 
gelernt, die vermoore ihres C'liarakters wie vermöjre ihrer oreistifr«*!! 
Bildung der liöchsten Ehre und Achtinig würdig sind." — Die 
Kultusgemeinde BamlM^rg überreichte ihm . für sein Wirken eine 
DankadiTsse. 

14 Ihm erwiderte A u b mit einem Sendschreiben., von wel- 
chem nur ein erster Artikel im Sinai 184(i Nr. 21 erschienen ist. 
S<*hr>ner und treffender Distriktsrabbiner (Jutmann in Nr. 2(>. 
Vergl. übrigens Döllinger's Biogiaphie von .1. Friedricli II. 207 IT. 
Drei Jahre später hatte Döllinger bereits seine AnsFchten geän- 
dert (das. in. 40 ff.). 
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selbe am 7. Mai 184G sich zwar für eine gründliche 
und zeitgemässe Revision des Edikts und für die Be- 
seitigung der gegen Israeliten in zivilreclitlicher und 
prozessualer Beziehung noch bestehenden Ausnahme- 
gesetze aussprach, dagegen von einer vollen Eman- 
zipation insbesondere in staatsbürgerlicher Beziehung 
kaum noch die Rede war. Die Regierung gab eine 
wohlwollende Erklärung ab und der Landtagsabschied 
vom 28. Mai 184(> (Abschnitt III § 41) bestätigte 
diese nichtssagende Erklärung mit den Worten.: ,,Wir 
haben vor, die Erage, ob und welche Abänderung der 
über die Verhältnisse der israelitischen Glau1)cnsgenos- 
sen in Unserem Königreiche bestehenden Gesetzge- 
bung zeitgemäss und ein Bedürfnis sei, in reife Er- 
wägung ziehen zu lassen." ^^ 

Die luden selbst hielten selbstverständlich nur 
eines für zeitgemäss und Bedürfnis, nämlich ihre be- 
dingungslose und uneingeschränkte Gleichstellung 
mit den anderen Konfessionen, und setzten den Kampf 
ums R^cht unverdrossen fort. Am 29. September 1847 
waren wieder Abgeordnete der Gemeinden aus dem 
Kreise von Unterfranken und Aschaffenburg unter dem 
Vorsitz des Barons Joel Jacob v. H i r s c h zur Beratung 
in W ü r z b u r g versammelt und es wurde beschlos- 
sen, den Rabbiner Dr. Adler (Kissingen) und Dr. 
jur. M a y e r s o h n nach München zu entsenden^ um 
vorläufig wenigstens eine mildere Anwendung der be- 
stehenden Bestimmungen zu erwirken. Josef K o h n, 
der erste israelitische Bürger von Nürnberg,^ ^ der auch 



t r» 1 Vber den Kiiulnick, ch'ii die Landtafjsverhandhm^en vom 
Jalne 1840 auf die jüdischen Kreide iiiaclitoii. vero:!. Zeitunjr des 
Judentums, Xr. 23. 

1« Verirl. Ziemlicli: Die israelitisehe Ivultnsjifemeinde Xürn- 
bei^r, S. 4. 

6* 
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früher schon ein warmes Interesse für die Angelegen- 
heit betätigt hatte, Hess eine Petition der niittelfränki- 
schen Gemeinden, an welcher sich aber Fürth aus Op- 
portunitätsgründen nicht beteiligen wollte, an die Stän- 
deversammlung ausarbeiten. Der Vorstand der Kul- 
tusgememde München Hess eine Vorstellung an die 
Kammer gelangen, welche mit der Bitte schloss: 
„durch Stellung geeigneter, dem Geiste der aufgeklär- 
ten Gegenwart entsprechender Anträge bei Seiner Ma- 
jestät dem Könige dahin zu wirken," dass dem. näch- 
sten Landtag eine bezügliche Gesetzes- Vorlage ge- 
macht werde. Diese Vorstellung wurde auch gleich in 
der T. Sitzung des kurzen Landtages vom Jahre 1847 
behandelt und von einem Regierungs- Vertreter mit der 
Erklärung erledigt, dass die Regierung dem Gegen- 
stand die volle Aufmerksamkeit widme, welche derselbe 
als Zeitfrage in Anspruch zu nehmen geeignet sei.^^ 

Wieder einmal Hess die Staatsregierung statisti- 
sches Material sammeln und Gutachten sowohl von den 
Behörden als auch von den Rabbinern einfordern.^^ 
Wie mfag wohl der Inhalt dieser Gutachten insbeson- 
dere der Unterbehörden, welche doch vielfach in der 
Lage waren, die Zustände der Gemeinden und das Ver- 
halten der Einzelnen nicht blos vom grünen Tisch aus 
zu beurteilen, gelautet haben? Das Gutachten des 



17 Kine selir wohlwollende Broschüre wurde von dem katho- 
lischen Pf arrep Stigelmayr aus Thanning bei München unter 
dem Titel veröffentlicht: „Die bürgerliche und staatsbürgerliche 
Gleichstellung äer Israeliten mit den übrigen Staatsbürgern vom 
Standpunkte der Menschlichkeit, des Staates und der christlichen 
Kirche aus betrachtet*'. 

18 Vergl. Zeitung des Judentums. 1847. Nr. 49. Ende 1847 
zählt Fürth 544 jüdische Familien nüt 2705 Seelen, dagegen 
wird März 1849 die Zahl auf 557 Familien mit ca. 3000 bis 
5000 Seelen angegeben. 
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l\f agistrats der alten Bischofstadt B a m b e r g verdient 
es, als Dokument des freien Geistes der Nachwelt zum 
Andenken überliefert zu werdend« Der Stadtmagi- 
strat, obwohl durchaus nicht blind für die den Juden 
damaliger Zeit noch anhaftenden Mängel und Schwä- 
chen, stellte sich ganz uneingeschränkt auf den Boden 
der neuen Zeit. Die Forderung der bürgerlichen imd 
staatsbürgerlichen Gleichheit und Freiheit der Juden 
begründet er mit folgenden Sätzen : 

,,\\' ährend in früheren Zeiten eine freie und unbe- 
fangene Weltanschauung nur besonders erleuchteten 
und geistig bevorzugten Männern eigen war, ist nun 
Dank des Fortschrittes der Civil isation eine vorirr- 
theilsfreie Beurtheilung der socialen und religiösen 
Verhältnisse bereits zum Gemeingute geworden. 

Die civilisirten Völker stehen dermalen auf einem 
Standpunkte, von wo aus die Verfolgung und Unter- 
drückung Andersgläubiger nicht mehr als ein religiöses 
Verdienst, sondern als eine entwürdigende Schmach er- 
scheint. 

Auf diesen Standpunkt sind dieselben durch die 
Klärung des Christentums gekommen, und es ist hier- 
durch eine weitere Verfolgung der Juden ebenso un- 
möglich geworden als der Ausbruch eines Religions- 
krieges. 

Dem Grundprincipe des Christentums genügt aber 
nicht die Unterlassung der Verfolgung Andersgläubi- 
ger, sondern es gebietet, Alle mit gleicher Liebe zu 
umfassen. 

Dieses Gebot, gegen das man sich früher so schwer 
versündigt und das theilweise heutzutage noch von ex- 
altirten Frömmlern und Fgoisten mit Füssen getreten 
wird, steht #nit den ersten Anforderungen der Vernunft 
und des Rechtes auf gleicher Linie. 

Nach Vernunft, Recht und Christentum hat jeder 
Afensch, ohne l'nterschied der Religion, gleichen An- 



10 ^»auibersrer Majri.strätsakten Tit. XF. Facli-Nr. 1305 A. Xr. 3 
Cutachten vom 28. Dezember 1847 und 29. Jan\iar 1848. 
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Spruch auf ung-estörte und freie Entfaltung seiner in 
ihm liegenden Kräfte, gleichen Anspruch auf Anerken- 
nung seiner Menschenwürde, sowie auf gleiche Be- 
handlung durch das Gesetz und vor dem Gesetze. 

Dieser Grundsatz ist auch der Lichtpunkt unserer 
Verfassungsurkunde Nur die Juden sind bezüg- 
lich ihrer bürgerlichen Stellung* im Staate einem Aus- 
nahmegesetz unterworfen und auf das Edikt vom Jahre 
1813 verwiesen. Dieses Edikt war allerdings ein Fort- 
schritt seiner Zeit, dermalen erscheint es aber als ein 
Hemmnis von den schwersten und nachtheiligsten Wir- 
kungen. 

Unverkennbar haben die Juden seit dem Jahre 1813 
an Bildung und Läuterung ihrer Sitten wesentliche 
Fortschritte gemacht. In den Städten wenigstens sind 
die Hausir- und Schacherjuden zu einer Seltenheit ge- 
worden, und dass sich die Bekenner des mosaischen 
Glaubens bisher weniger den Gewerben als dem Han- 
del widmeten, daran tragen unsere Gesetze grossen- 
theils die Schuld. 

Bey dem dermaligen Stande ihrer Bildung fühlen 
die Lsraeliten das Verletzende und Drückende dieser 
(lesetze mehr als je. 

Dies bekunden ihre sowohl an den Thron, als an 
die Kammern der Stände des Reiches gerichteten häu- 
figen und dringenden Bittgesuche um Erlösung aus 
ihrem exceptionellen Zustande 

Allein dem ohngeachtet verblieb es bisher bey dem 
Stande der Sache vom Jahre 1813. Was die Gerechtig- 
keit und Humanität erheischt, sollte nicht ohne die 
allertriftigsten Gründe verweigert werden. 

Der gewichtigste Grund, der seither einer Eman- 
zipation der Juden entgegenstand, war wohl das in der 
Befangenheit der Zeit liegende Vorurtheil. 

Die dermalige Generation ist. frei von diesem Vor- 
urtheil und wenn es auch vielleicht Mystikern schwer 
ankommen sollte, die Juden mit sich auf gleiche Stufe 
gestellt zu sehen, so kann die Ansicht dieser Leute, 



- 07 - 

welche die Menschheit zur Förderung ihrer egoisti- 
schen Zwecke nur in ewiger Dummheit erhalten möch- 
ten, den Anforderungen der Zeit gegenüber nicht mass- 
gebend sein." 

Aber auch die Erhebung des Judentums auf 
die gleiche Stufe staatlicher Anerkennung mit den 
christlichen Bekenntnisformen hält der Magistrat der 
Stadt Bamberg schon im Jahre 1847 für eine durchaus 
zeitgemässe Forderung. Dies wird mit folgenden, von 
Einseitigkeit zwar nicht freien, aber durchaus ifnpar- 
teiischen Sätzen begründet : 

,,Der herbe Druck, unter welchem die Bekenner 
des mosaischen Glaubens früher lebten^ hinderte sie 
nicht nur in ihrer socialen und religiösen Ausbildung, 
sondern er entsittlichte auch ihren Charakter, und ver- 
wirrte ihre religiösen Begriffe und Anschauungsweisen. 

Der häufigen Verfolgungen wegen befangen und 
besorgt, schlössen sie sich den Christen gegenüber 
misstrauisch ab, Trost suchend in ihrem Glauben und 
Kraft im Golde, das sie als Schutzmittel gegen Be- 
drückungen und Verfolgungen • hochverehrten. Sie 
nahmen keinen Anstand, für jenen zu sterben, wenn 
ihre Geldmittel nicht zureichten, sich mit ihren Ver- 
folgern abzufinden. Während die * Christen sie aber 
demüthigten, tyrannisirten die Juden sie durch die 
Macht ihres Goldes. 

Kein Wunder, dass sich der Judenhass von Gene- 
ration zu Generation unter den Christen fortpflanzte; 
kein Wunder, dass die Christen in ihrer Befangenheit 
die Wahrheiten der jüdischen Religion von den zeit- 
lichen Beimischungen finsterer und fanatischer Rab- 
biner nicht zu unterscheiden vermochten und auf den 
Wahn geriethen, diese Religion sey unverträglich mit 
den Prinzipien eines christlichen Staates, der Jude sey 
ein natürlicher und geborener Feind des Christen und 
darum könne er zwar in einem christlichen Staate als 
ein Geschöpf Gottes geduldet, nie aber zu einem wirk- 
lichen Mitgliede desselben erhoben werden. 
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Diese Anschauungsweise des Judenthums und des 
mosaischen Glaubens gehört Dank des Fortschrittes 
der Civilisation einer früheren Generation an. 

Der wohlthätige Einfluss der Civilisation ging im 
Laufe dieses Jahrhunderts nicht spurlos an den Israe- 
liten vorüber. 

Vielen ist die Aufgabe „sittliche Hebung und Klä- 
rung ihrer religiösen Begriffe*' gelungen, und alle sind 
soweit fortgeschritten, dass sie die Vorurtheile, welche 
einem socialen Zusammenleben mit den Christen früher 
hinderlich gewesen seyn mögen, ablegten. Insbeson- 
dere erfüllen sie nun alle Pflichten gegen den Staat 
ohne Ausnahme und zu jeder Zeit. 

In l^^olge dessen ist bereits von allen unbefangen 
urtheilenden Christen anerkannt, dass die jüdische Re- 
ligion mit den socialen Grundsätzen eines christlichen 
Staates wohl vereinbarlich sey und selbst bey der 
grossen Masse ist das religiöse Vorurtheil gegen sie 
verschwunden. 

l)ey diesem Stande der Sache ist auch kein Schein- 
grund mehr vorhanden, der jüdischen Kirche die Aner- 
kennung einer öffentlichen zu verweigern, und sie end- 
lich einem Zustande zu entziehen, der ihren Anhängern 
ebenso demüthigend, als kränkend erscheinen muss. . . 

So lange die Hekenner des Mosaischen Glaubens 
sich in der Ausübung dessen beschränkt sehen, was 
ihnen am heiligsten ist. so lange der Staat denselben 
die Anerkennung jeder äusseren Würde versagt, so 
lange werden auch in den Juden die patriotischen Tu- 
genden und insbesondere die Liebe zum Vaterlande ge- 
waltsam niedergehalten und wird die grössere Masse 
derselben keinen Drang fühlen, sich mit den Christen 
näher zu vereinigen. Mit der Anerkennung ihrer 
Kirche dagegen werden auch in den Juden bey uns 
dieselben höheren Gefühle und Bestrebungen erwa- 
chen, wie in den Staaten, die uns hierin vorangegangen 
sind, und insbesondere auf deren religiöse und kirch- 
liche Gebräuche nicht ohne den wohlthätigsten Ein- 
fluss bleiben Die Anerkennung der jüdischen 

Kirche als einer öffentlichen liegft daher ebenso- 
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sehr im allgemeiiiien Interesse des Staates, als der 
Gaubensgenossen derselben, und gewiss würden alle 
Einsichtsvollen diese Anerkennung als einen Act der 
Gerechtigkeit und Staatsweisheit mit Freude begrüs- 



sen.'' 



Während aber die Regierungsbeamten noch immer 
mit der versprochenen „reifen Erwägung'' der Eman- 
zipation sf rage beschäftigt waren, kam ein Unwetter 
heraufgezogen, vor welchem die Stützen der Throne 
ins Wanken gerieten, der Märzsturm oder Frühlings- 
sturm des Jahres 1848. wie man ihn zu nennen pflegt. 2<^ 
Auch in den Herzen derjenigen, die man von den Freu- 
den und Leiden des Volkes ausgeschlossen hielt, blühte 
die Hoffnung, dass jetzt endlich nach so langem Har- 
ren und Hangen die Stunde der Erfüllung geschlagen 
haben würde und die Emanzipation als reife Frucht 
vom Baume der Freiheit fallen müsste. Die königliche 
Proklamation vom G. März 1848, welche u. a. die Vor- 
lage eines Gesetzentwurfes zur ,, Verbesserung" der 
bürgerlichen Verhältnisse der Israeliten in Aussicht 
stellte und in der Thronrede ergänzt wurde durch das 
Versprechen eines Gesetzes ,,über die (Organisation 
der obersten Kirchenbehörde der Israeliten", schien die 
Hoffnung zur Gewissheit zu erheben und wurde in den 
Gemeinden mit freudigster Erregung aufgenommen. 
Einen Dämpfer auf diese Begeisterung setzten aber 
die antisemitischen Ausschreitungen, mit welchen 
gegen Mitte März das Fest der jungen Volksfreiheit 
in Städtchen und Dörfern von Oberfranken gefeiert 
wurde. „Staatsdienste wollt Ihr haben?" rief der 
Pöbel, „tot müsst Ihr geschlagen werden !" Kein Wun- 
der, dass die Landjuden sagten: „Gar nichts wollen 



20\>r<'l. Haiiri Blum: Die deut.sebe Revolution 1848. S. 107 ff. 
Auf S. 9 unten ni einer Heitrli're I ist 1848 zu korri^neren. 
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wir haben!** 21 Anders die Städter. Sie hielten 6s für 
ihre T^flicht, den grossen Augenblick nicht ungenützt 
vorüber gehen zu lassen, um auch ihren Wünschen in 
dem allgemeinen Lärm Gehör und Beachtung zu 
verschaffen. Den Reigen der Petenten eröffnete die 
Kultusgemeinde B a m b e r g mit dem folgenden, vom 
18. März 1848 datierten Zuruf an die Kammer der Ab- 
geordneten : 

„Endlich ist auch für Teutschland eine grosse 
Epoche angebrochen, welche die Aufgabe hat, lang- 
jähriges Unrecht zu sühnen, und völkerbeglückende 
Einrichtungen an dessen Stelle zu setzen. 

l'nser erhabener Monarch hat die Vertreter seines 
Landes unl sich versammelt — einer der ersten unter 
den teutschen Fürsten, welche dem Fortschritte des 
Zeitalters Rechnung getragen. 

L'nter den Reformen, welche Seine mit Jubel auf- 
genommene Proklamation dem Landtage vorzuschlagen 
verhiess, befindet sich auch die der „V erbesse- 
r u n g der Verhältnisse der Israeliten". 

So sehr wir uns der zu (irunde liegenden guten 
Absicht zu Dank verpflichtet fühlen, können wir doch 
nicht umhin, Einer hohen Kammer unsere Erklärung 
und unsere Wünsche dahin vorzutragen, dass „eine 
Verbesserung** allein nicht alle L^ngerechtigkei- 
ten entfernen kann, unter welchen wir geseufzt haben 
— dass nur vollkommene Gleichstellung der Juden mit 
den christlichen Einwohnern der Toleranz unserer auf- 
schwungvollen Zeit und — wir können hinzufügen, 



21 Am heftifjsten waren die Exzesse in B ii r g k ii n d s t a d t, 
wo die l^osunj; lautete: (Je«^n Junker und .luden! fianze Scharen 
von Juden, deren es eine Zahl von (> — 700 gegen 900 Christen in 
Bmgkundstadt gegeben halben soll, ergriffen die Flucht nach Bam- 
berg und erst das Erscheinen von Militär gab den IVwohnern das 
<iefühl der Sicherheit wieder. 
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den Wünschen auch unserer christlichen Nachbarn 
entspricht>*^ 

Unter allen Refornianträgen, welche das Land an 
die Stufen des Thrones gebracht hat, ist Glaubens- und 
(jewissensfreiheit, Gleichstellung der Confessionen in 
der ersten Reihe. Auch Baniberg*s Einwohner sind 
nicht zurück geblieben. 

Wir zweifeln auch nicht, dass bei den neulich an- 
geordneten Recherchen der allerhöchsten Stelle von 
kgl. Behörden nur günstige Berichte über Juden ein- 
gelaufen sind. 2'^ Die in Aussicht gestellte t h e i 1 w e i s c 
Aufhebung eines Unrechts ist nicht volle Gerechtig- 
keit. Wir werden- zwar mit Dank eine jede Verbesse- 
rung als Abschlag annehmen ; aber wir können unsere 
Sorge nicht verbergen, dass die Aussicht auf eine 
gänzliche Gleichstellung diese ebensoweit hinausschie- 
ben möchte, als die seit dem Jahre 1819 verheissene 
A'erbesserung. 

Wir sind überzeugt, dass unser gnädigster Monarch 
wie bisher, so auch in Beziehung auf die Verhältnisse 
der Juden nicht anstehen wird, einen (iesetzentwurf 
über deren vollkommene Gleichstellung in die Kam- 
mern einbringen zu lassen, wenn die Vertreter des 
Volkes darum nachsuchen werden. 

Wir vertrauen auf die Gerechtigkeit und Weisheit 
Einer etc., welche unsere ehrerbietigen Wünsche ver- 
treten wird : bei Seiner Majestät dem Könige zu bitten, 
noch in diesem Landtage einen Gesetzentwurf über die 
vollständige Gleichstellung der Juden einzubringen. 

Der Gewährung unserer Bitte glauben wir um so 
mehr entgegenhoffen zu dürfen, als jetzt mehr als je 
der Zuruf erschallt und gerechtfertigt ist: „Nur keine 
halben Massregeln !" Ehrerbietigst verharren etc."^** 



22 Erst die Thronrede vom Jahre 1849 hat da» Wort „Eman- 
zipation". 

2^ Ver«rl. oben S. 80 flf. 

24 Absclirif t aus den Akten der Kultiism^meinde H a y r e u t h. 
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Die Fürther kamen diesmal post festum, nach Er- 
ledio^im^ der Adress-Debatte in der Kammcrj^-"» mit 
ihrer herrlichen, vom 28. März 1848 datierten und von 
Dr. Carl F e u s t verfassten Petition, welche folgenden 
Wortlaut hat:2ö 

„Eine neue Aera hat für ganz Deutschland, für 
Bayern zumal begonnen. 

Die höchsten Güter constitutioneller Staaten — 
eine auf freysinnige Principien fussende ständische 
Wahlordnung, Oeffentlichkcit und Mündlichkeit des 
gerichtlichen Verfahrens mit Geschworenen in pein- 
lichen Fällen, Freiheit der Presse, und andere hoch- 
wichtige Institutionen mehr — das biedere Bayernvolk 
hat solche durch die Königliche Proklamation vom 
6. d. theils sofort gewährt, theils durch diese und die 
Königliche Thronrede vom 22. d. in sichere Aussicht 
gestellt erhalten. 

In den allgemeinen Jubel, in die allgemeine Be- 
geisterung, welche darob jetzt Bayern von der einen 
Markung bis zur andern erfüllen, können leider dessen 
israelitische Bewohner nicht mit vollem Herzen ein- 
stimmen. 

Denn nur eine Verbesserung ihrer bisherigen 
bürgerlichen Verhältnisse, nicht die vollständige 
staatsbürgerliche Gleichstellung ward vom Thron her- 
ab verheissen, und auch über Erstere ein Gesetzent- 
wurf späterer Vorlage vorbehalten, - — als ob die Prü- 
fungszeit der Israeliten Bayerns nicht schon lange ge- 
nug gedauert, als ob ihr gegenwärtiger politischer Zu- 
stand von der Art wäre, dass Abhülfe hier nicht be- 
sonders dringend Noth thäte ! 



25 Dio Adivss-Debatte war so rasch erledigt, dass die pje- 
plantt* Deputation, bestehend ans den Herren Dr. L o e w i. Di'. 
Grnnsfeld nnd Dr. Berlin, der letztere (lemeindeaktuar und 
später tlofrat. die in ;MüneheiL mit Deputationen anderer (leniein- 
den sieh vereinitjen sollte, zuhause bleiben niusste. 

26 Aus den Akten der Kultus«remeinde Fürth: ..Petition bei 
dem Uindtair 1848". Eine Keihe von Petitionen aus jüdischen 
Kreisen sprach sich <jegen Organisation einer israelitischen Kir- 
chenbehörde aus. 
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Was die Königliche Thronrede alsbald verspricht, 
das ist die Vorlage eines Gesetzentwurfs über die Er- 
richtung einer obern Kirchenbehörde für die Israeliten ; 
und doch hat es damit weit weniger Eile, als mit der 
Ordnung der bürgerlichen Verhältnisse der israeliti- 
schen Glaubensgenossen in unserem Vaterlande. 

Bei diesen Letzteren ist durchaus kein Aufschub 
mehr zu billigen, — sie sind es, deren neue Gestaltung 
die Gesetzgebung zuvörderst in AngriflF nehmen muss, 
während die Bildung einer obersten Kirchenbehörde 
für die Israeliten sich wohl schon durch blosse Verord- 
nung bewerkstelligen Hesse, wenn nur einmal die Le- 
gislation mit der neuen staatsbürgerlichen Stellung der 
mosaischen Glaubensbekenner ins Reine gekommen, 
und ohne solche vorgängige Ordnung der politischen 
Zustände ein Gesetz über die oberste Kirchenbehörde 
der Israeliten sogar eines festen Haltes entbehren 
würde. 

Werden die hohen ständischen Kammern, welche 
zur Vollendung, zum Ausbaue des constitutionellen 
Werkes jetzt in der bayerischen Hauptstadt versam- 
melt sind, diesen einzigen Misston in Bayern's sonst so 
harmonischen und folgerechten öffentlichen Rechten — 
die staatsbürgerliche Zurücksetzung der israelitischen 
Glaubensgenossen — noch länger dulden? werden sie 
nicht vereint endliqii einen Akt der grossartigsten Re- 
stitution üben, werden sie nicht sofort die so lange und 
schwer Bedrückten in den Vollgenuss der unverjähr- 
baren Menschen- und Bürgerrechte einsetzen, nicht die 
Emanzipation ihnen gewähren, — ein Wort, von dem 
ein Schriftsteller bei Gelegenheit der Katholiken-Eman- 
zipation in England sagte, dass es eigentlich nie hätte 
ausgesprochen werden sollen, indem die Menschen- 
rechte Niemand entzogen werden können, und es kei- 
nes Gesetzes bedarf, um. eine Religionsparthey in die- 
selben einzusetzen ( 

Wird, was in vielen aufgeklärten Landen schon 
längst geschehen, was in Baden jetzt ins Werk gesetzt 
wird, was sich allerwärts sonst vorbereitet, was Preus- 
sens König erst vor wenigen Tagen durch einen Feder- 
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zug verwilligt, in Bayern allein unterbleiben? wird das 
freye, das einige Deutschland in einem seiner schön- 
sten Gauen zur Schmach des Jahrhunderts, zur gröb- 
lichsten V erkennung der Anforderungen der Zeit, noch 
fernerhin Schutzjuden, sey es unter welchen Modifika- 
tionen immer, aufzuweisen haben? wird das Bayern- 
land einen namhaften Theil seiner Bewohner, der für 
den angestammten Thron,, für das auch ihm über alles 
theure Vaterland mit Gut und Blut stets eingestanden, 
und dem auch fortan kein auf den Altar des Vater- 
landes zu legendes Opfer zu schwer fallen wird, noch 
länger kalt von sich stossen? 

Sicherlich nicht! Dafür bürgen uns die gefeierten 
parlamentarischen Xamen, welche das Verzeichniss der 
Kammer-Mitglieder nachweist, bürget die freymüthige 
Haltung, welche die hohe Kammer stets an den Tag 
gelegt hat, l)ürget der Geist der Freysinnigkeit, wel- 
cher schon durch die ersten Akte ihrer dermaligen 
Versammlung sich kund gegeben. 

Bayern, von dieser Ueberzeugung sind wir und 
niiit uns alle unsere vaterländischen Glaubensgenossen 
durchdrungen, wird bald kein Judengesetz mehr in sei- 
ner geltenden Legislation besitzen, Bayern wird bald 
nur noch neben Staatsbürgern christlicher Religion 
auch solche mosaischer Confession zählen. 

Lediglich auf solche Weise, lediglich durch volle 
staatsbürgerliche Gleichstellung vermag das gegen uns 
während einer so langen Reihe von Jahren geübte Un- 
recht vollkommen gesühnt, vermag die Schuld voll 
getilgt zu werden, welche auf Bayerns Gesetzgebung 
wegen der so viel jährigen stiefmütterlichen Behand- 
lung der israelitischen Staats-Untergebenen lastet! 

Man gebe sich nicht der Täuschung hin, dass uns, 
— dass allen jenen, welchen eine consequente und wohl- 
bemessene Durchführung frey sinniger Staatsgrund- 
sätze am Herzen liegt, mit einigen uns zu gewahren- 
den materi^^llen Zugeständnissen, mit der Abhülfe un- 
serer dringendsten Beschwerden geholfen, gedient sey. 

Die Zeit der s. g. Concessionen, des Feilschens 
lind Mäkeins mit Menschen- und Bürgerrechten ist 
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vorüber, ziinij Vollgeniisse dieser Rechte drängt die 
Gegenwart und eine desfallsige fortwährende Aus- 
schliessung der Israeliten allein wird kein mit dem 
Geiste der Zeit vertrauter Staatsmann gut heissen" 
wollen. 

Man gebe auch der Besorgnis nicht Raum, als ge- 
breche es den Räthen der Krone bei den mancherlei 
ihnen jetzt zugetheilten wichtigen Aufgaben an der er- 
forderlichen Müsse zur sofortigen Ausarbeitung der 
betreffenden Vorlage. 

Es handelt sich ja nicht um Entwerfung eines titel- 
und paragraphenreichen Gesetzes, bei dessen Abfas- 
sung sich deutsche Ciründlichkeit und l>edächtigkeit 
weidlich zu ergehen hätten, bei dessen Redaction eine 
schulgerechte und feinausgesponnene Systematisirung 
nicht fehlen dürfte. 

Ein constitutipneller Minister hat vor kaum noch 
zwei Wochen in einer deutschen Abgeordnetenkammer 
ein Pressgesetz in der bündigen Eassung vorgelegt : 
„Die Presse ist von nun an frey, die Censur ist für 
immer aufgehoben." 

Eines ähnlichen, und keines viel wortreicheren 
Gesetzes bedarf es für die Ordnung unserer bürger- 
lichen Angelegenheiten ; das neue Gesetz hat blos zu 
sagen : 

„Der vollständige Cienuss aller bürgerlichen und 
politischen Rechte, gegen Uebernahme aller bürger- 
lichen Pflichten und Lasten, ist von dem religiösen 
Glaubensbekenntnisse der Staatsangehörigen fortan un- 
abhängig; alle bisher desfals bestandenen Ausnahme- 
gesetze sind aufgehoben.'* 

Oder wenn die Specialisirung dieses Princips i« 
Anwendung auf die Israeliten vorgenommen werden 
wollte : 

„Die Israeliten, welche bis jetzt schon mit den 
Staatsuntergebenen gleiche bürgerliche Pflichten zu 
erfüllen, gleiche bürgerliche Lasten zu tragen hatten, 
geniessen fortan mit diesen auch gleiche politische und 
bürgerliche Rechte: alle (lesetze und Verordnungen,. 
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wodurch seither ihre Rechtsfähigkeit geschmälert wor- 
den, sind und bleiben aufgehoben/* 

So wenige Worte, und das Problem ist glücklich, 
»ist zum Heile der Menschheit gelöst ; jede sonstige Zu- 
gabe wäre vom Uebel. 

Ist eine derartige Aufgabe so schwierig, bedarf es 
zu ihrer Vollendung eines grossen Zeitaufwandes? 

So erneuern wir denn bey Einer hohen Kammer 
unsere bereits bei den ständischen Versammlungen 
vom Jahre 1831 und 1845 gestellte unterthänigste 
Bitte um vollkonmiene staatsbürgerlche Gleichstellung, 
— - nicht um eine halbe Massregel, nicht um ein Flick- 
werk, nicht um Ausbesserung eines unhaltbaren, durch 
und durch antiquirten, von allen einsichtsvollen Staats- 
männern schon längst gerichteten Exceptionsgesetzes 
nachsuchend. 

Die hohe Kammer der Abgeordneten hat unsere 
gerechte Sache, deren Verfechtung sich nun auch die 
ersten Städte Bayerns und ihre Magistrate zum men- 
schenfreundlichen Anliegen gemacht, vor dem Throne 
vertreten ; sie wird dies, wir sprechen solches mit dem 
vollsten Vertrauen aus, — sie muss es auch jetzt thun, 
wenn sie sich der Inconsequenz nicht hingeben, wenn 
sie von den freysinnigen Programmen aller anderen 
deutschen Ständeversammlungen nicht abweichen, und 
in einer so wichtigen Zeitfrage keine isolirte Stel- 
lung einnehmen will ! 

Unsere unterthänigste Bitte wird darum gewiss 
Erhörung linden : 

„Die hohe Kammer der Abgeordneten wolle sofort 
bei der Krone im verfassungsmässigen Wege den' An- 
trag zu stellen geruhen, dass ein auf den Grundsatz 
der vollkommenen staatsbürgerlichen Gleichstellung 
der Israeliten basirter Gesetzesentwurf bald thunlichst 
in Vorlage gebracht und mit den gegenwärtig versam- 
melten Ständen des Reichs verabschiedet werde." 

Tn tiefster Ehrfurcht verharren Einer Hohen Kam- 
mer der Abgeordneten unterthänigst gehorsamste Vor- 
stand und grösserer Verwaltungs-Ausschuss der israe- 
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litischen Cultusgemeinde zu Fürth. W. W. Ullstein. 
Ignaz Henle. Ph. Heilbronn. Weikersheimer. G. Heil- 
bronn. H. Lewin. M. Benedict Biedermann. S. E. 
Berolzheimer. WT Wolfsheimer. Samuel Brandeis*. 
Isak Prager. W. Henle. Joseph Berlin. G. Nath. 
Mühlhäuser. H. Mohr. Jakob Wertheimber. Moritz 
Besels." 

In der vorstehenden Petition war darauf hinge- 
wiesen worden, dass auch die Magistrate der ersten 
Städte Bayerns die Wünsche der Israeliten vor dem 
Throne mit ihrer Fürsprache unterstützt hätten. Ge- 
meint sind die Magistrate von München, Bam- 
berg, Nürnberg, Würzburg etc., welche in 
ihren Adressen in diesem Sinne sich ausgesprochen 
hatten. Hierdurch ermutigt und veranlasst, wandten 
sich die Verwaltungskollegien der Gemeinde Fürth 
an den dortigen Stadtmagistrat mit der Absicht, auch 
von dieser Seite einen gleichen Schritt zu provozieren, 
indem sie geltend machten : 

„Die grossen, dankbarst anzuerkennenden Dienste, 
welche ein etc. Stadtmagistrat bereits der Angelegen- 
heit der Israeliten geleistet, die beredte und aufrichtige 
Fürsprache, welche die Wahrung dieser Interessen von 
Seite hochdesselben so oft gefunden, berechtigen uns, 
die wir gewiss uns stets als brave Bürger, als treue 
Unterthanen, als redliche Männer benommen, und uns 
in jeder Beziehung des Vollgenusses aller politischen 
Rechte würdig zu machen gestrebt haben, zu dem Ver- 
trauen, keine Fehlbitte gethan zu haben." 

Der Magistrat der Stadt Fürth hielt aber den Zeit- 
punkt nicht für geeignet und lehnte mit folgender 
Begründung ab :^^ 

„Den vom israelitischen Vereins- Vorstand laut 
Eingabe vom 12. ds. Mts. gestellten Antrag um Ver- 



27 Akten a. zuletzt a. O. Dagegen haben die christlichen 
Bürger der Stadt Fürth eine Petition zugunsten der Emanzipation 
an die Kammer gerichtet. 

Eckstein, Kampf um die Emanzipation. 7 



- 98 - 

tretung der Bitte der hiesigen Isr?ieliten bei der aller- 
höchsten Stelle und bei den Kammern des Reiches, hat 
man mit dem Kollegium der Gemeinde-Bevollmächtig- 
ten in sorgfältige Beratung genommen. 

Der gemeinschaftliche Beschluss fiel dahin aus, dass 
man den Israeliten im Königreiche die bürgerliche 
Gleichstellung mit den übrigen Konfessionen von Her- 
zen vergönne, und auch keinen Zweifel hege, dass ihnen 
dieselbe bei den laut ausgesprochenen Gesinnungen der 
Volksvertreter zu Theile werden wird. Indessen findet 
man die vorwaltenden aufgeregten Umstände nicht als 
schicklichen Zeitpunkt, um einen Schritt der Art zu 
thun, welcher in dem Zeitpunkte der wiederhergestell- 
ten Ruhe einen besseren Erfolg versprechen dürfte. 
Fürth, den 23. März 1848." 

Der Stadtmagisrat von Fürth erwies sich aber als 
ein schlechter Prophet. Das Jahr 1848 war für die 
Israeliten von Bayern ein Sturmjahr, aber nicht ein 
Frühlingsjahr. Kaum hatte das Unwetter sich verzo- 
gen und der Lärm sich gelegt, den. die hochtönenden 
Worte von Völkerfreiheit und Menschenverbrüderung 
erregt hatten, da standen die Juden wieder einmal am 
Grabe von Hoffnungen. Sollen wir ein Stimmungs- 
bild jener Zeit zeichnen? Das können wir nicht besser 
als mit den Worten einer Zuschrift, welche Dr. Bren- 
tano, später Direktor der Kgl. Handelsschule in Fürth, 
an den Vorstand der israelitischen Gemeinde in Fürth 
gerichtet hat i^^ 

„Wohllöblicher Vereins- Vorstand ! Mit gerechtem 
Unmuthe und Schmerze musste das Herz jedes baye- 
rischen Israeliten erfüllt werden, dass in dem jüngsten 
Landtagsabschiede vom 5. d. die Verhältnisse der Juden, 
denen doch in der von Sr. Mayestät dem jetzt regieren- 
den Könige mit unterzeichneten und in der Stände- 
Eröffnungsrede bekräftigten Proclamation vom 6. März 



28 Akten Rep. Tit. II. Nr. 17. 
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wenigstens eine Verbesserung verheissen wurde, nicht 
die geringste Erwähnung finden» Unser Zustand ist 
daher nach der aufgegangenen Morgenröthe der deut- 
schen Freiheit ganz derselbe, der er vorher in der lan- 
gen Nacht der deutschen Knechtschaft war. Ja unsere 
Glaubensbrüder auf dem platten Lande, wo der Druck 
der Ausnahmegesetze stets härter gefühlt wird, klagen 
mit Recht, dass ihre Lage eine weit drückendere sei, 
als früher, indem zu der Härte der Beamtenherrschaft 
auch noch der ungezügelte Neid, Hass und Fanatismus 
der Bauern sich gesellte, deren Excessen gar nicht oder 
zu spät gesteuert werden könne. Da nun die könig- 
lichen Diener bei jeder Bitte um mildere Praxis der 
Ausnahmegesetze in Betreff der Juden, von denen doch 
so viele wahrlich nur als eine Beleidigung der 
Menschenwürde betrachtet werden müssen, stets er- 
klären, dass dieselben heute noch um kein Jota weniger 
Kraft und Bestand hätten als früher, indem ja noch 
nicht einmal die Aberschen Verschärfungs-Instruc- 
tionen ausser Wirksamkeit gesetzt seien, ja da man 
sich den Juden gegenüber, wo es so ganz ohne Ge- 
fahr geschehen .kann, darin gefällt, den unliebigen For- 
derungen des Liberalismus consequent zu opponiren, 
sa haben wir von allen Freiheitsbestrebungen unserer 
Zeit, die von den Unterdrückten mit so grossem Jubel 
begrüsst wurden und zu deren gesetzlichen Erfolgen 
wir mit Gut und Blut beizutragen bemüht sind und 
waren, nur grössere Leiden und Lasten, nicht aber jene 
würdigere Stellung in der bürgerlichen Gesellschaft, 
die dafür ein gehöriges Aequivalent bieten könnte. 
Zwar vertröstet man sich noch auf Frankfurt. Es 
ist aber nicht zu erwarten, dass die deutschen Regie- 
rungen sich sehr willfährig gegen alle Beschlüsse einer 
Versammlung zeigen werden, deren ganzes Dasein man 
als eine Beeinträchtigung der bisherigen Zustände und 
ausgeübten Rechte zu betrachten geneigt ist. Ich stelle 
daher an den wohllöblichen Vereins-Vorstand, der bei 
allen Gelegenheiten gezeigt hat, dass ihm die Ver- 
hältnisse seiner Glaubensgenossen angelegentlich am 
Herzen liegen, die Bitte: „Eine kräftige, von allen hie- 

7* 
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sigen jüdischen Einwohnern unterzeichnete Vorstellung 
an das Kgl. Staatsministerium zu richten, um eine einst- 
weilige Sistirung oder wenigstens mildere Interpreta- 
tion aller Ausnähmegesetze in Betreff der Juden, bes. 
des Ediktes von 1813 zu veranlassen, und alle übrigen 
jüdischen Gemieinden des Vaterlandes zu ähnlichen 
Eingaben aufzufordern**. Mit geziemender Hochach- 
tung Eines wohllöbl. Vereins-Vorstandes ergebenster 

Fürth, 9. Juni 1848. 

Dr. Brentano. 



V. 

Die Aufhebung der Ausnahmegesetze. 

Es wäre aber eine Kurzsichtigkeit und es hiesse 
den geschichtlichen Kausalnexus nur nach den Erfol- 
gen des Augenblicks beurteilen, wenn man leugnen 
wollte, dass die Arbeit der Phantasten und Idealisten 
eine bessere Zeit wenigstens vorbereitet hätte. Das 
tolle Jahr 1848 war doch nicht hingegangen, ohne auch 
für die Juden etwas Positives gezeitigt zu haben, näm- 
lich das Landtagswahlrecht, und das war ein ganz be- 
deutender Schritt zum Ziele. Denn an den beiden Ab- 
geordneten ihrer Confession, welche als Vertrauens- 
männer des Volkes im neuen Landtag vom Jahre 1849 
erschienen, hatten die Juden nicht bloss zwei lebendige 
Zeugen ihrer bürgerlichen Reife und Mündigkeit, son- 
dern auch einen öffentlichen Anwalt und ein weithin 
hörbares Organ ihrer Wünsche und Beschwerden. 
Vorbei war jetzt die Zeit der Schmach, wo man ent- 
weder schweigend alle Schimpfereien anhören oder mit 
papierenen Protesten sich begnügen musste, fortan ge- 
hörten auch die Juden zu den Anwesenden im Saale 
und auf der Tribüne der Gesetzgebung.^ 

In der T^t hatte der Abgeordnete Morgen- 
stern die Absicht, die Lösung der Emanzipations- 
frage sofort in die Hand zu nehmen, zu welchem 



i Alles Nachfolgende, soweit keine andere Quelle angegeben, 
ist den Akten des israelitischen Vereinsvorstandes von Fürth, 
Rep. Tit. 11. Nr. If» — 17, entnommen. 
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Zwecke er Fragebogen an die Gemeinden versandte und 
an die Gemeindeverwaltung von Fürth unterm 
27. März 1849 schrieb: 

„Es wäre möglich, dass in der Folge manche 
Schritte im Interesse unserer Glaubensgenossen not- 
wendig oder rathsam wären, weshalb schon jetzt eine 
Concentration und die Kenntnis der statistischen Ver- 
hältnisse empfehlenswert erscheint. Für diesen Fall 
dürfte auch die Bildung eines provisorischen Ausschus- 
ses in hiesiger Gegend notwendig werden, welcher 
während m'einer Anwesenheit in München die Leitung 
der Geschäfte übernimmt und die Correspondenz mit 
mir zu. pflegen hat." ^ 

Die Ehre des Vorrangs wurde aber diesmal von 
der neuen Staatsregierung für sich in Anspruch ge- 
nommen, welche sich verpflichtet hielt, das wieder- 
holte Versprechen der Krone durch einen auf unein- 
geschränkte Emanzipation abzielenden Gesetzesent- 
wurf einzulösen. Leider vergebens. Denn diesmal war 
es der Reichsrat, welcher nach erfolgter Annahme des 
Entwurfs durch die II. Kammer die Juden von der 
bereits geöffneten Pforte der Freiheit und Gleichheit 
zurückwies und die Krone desavouierte. Warum? Der 
Präsident des protestantischen Oberkonsistoriums traf 
den Nagel auf den Kopf, als er im Reichsrat die Aeusse- 
rung tat: nicht die Juden, nein die Christen sind noch 
nicht reif für die volle Emanzipation.^ 



2 Morgensteril sammelte damals das Material^ um einen 
Antrag auf Abschaffung der nogenannten Judensteiiern einzubrin- 
gen, Avelcher erst 31 Jahre später in der Kammer zur Annahme ge- 
langte. Vergl. Eckstein: Beitrüge I, Die bayerischen Parla- 
lufntarier jüdischen (Jlaubcns. S. 31. 

3 Verhandlungen 1849/50 Bd. V S. 138. Ausführlich Bei- 
träge, a. a. ().,*S. ff., (^otthelf: Histor.-dogm. Darstellung 
der rechtliehen Stellung der Juden in Bayern, S. 85, Achawa 
1865, S. 145. Allgemeine Zeitung des Judenturas 1850. Gegen die 
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Das Gefühl der Enttäuschung und Verbitterung 
über die Niederlage, welche die Kammer der Reichs- 
räte am 16. Februar 1850 der Sache der Humanität be- 
reitet hatte, war gross und allgemein. Der Vorstand 
der Kultus-Gemeinde München überreichte dem 
Präsidenten der Abgeordneten-Kammer eine mit etwa 
180 Unterschriften bedeckte Dankadresse, welche zu- 
gleich die Bedeutung einer Manifestation gegen das 
Oberhaus hatte, und wünschte den Anschluss sämt- 
licher Gemeinden. Der Kultusvorstand von Regens- 
burg verbreitete einen Aufruf an die Israeliten 
Bayerns, in welchem es heisst: 

„So lange die Frage unserer Emanzipation noch in 
der Schwebe vor den Kammern lag, haben wir aus Be- 
scheidenheit und im Vertrauen auf das verbürgte Wort 
des Königs und den gerechten und humanen Sinn der 
Volksvertreter unsere Stimme nicht erhoben und ge- 
schwiegen. Jetzt aber, wo wir durch den aller Humani- 
tät Hohn sprechenden und mit ihren eigenen Voten in 
früheren Jahren total divergirenden Beschluss der 
Reichskammer, ein Beschluss, welcher selbst dem! dun- 
kelsten Jahrhunderte Schmach bereitet haben würde, 
im Innersten schmerzlich verletzt sind, dürfen wir die 
Hände nicht feige in den Schooss legen; der Noth- 
schrei unseres gedrückten Volkes muss sich Luft 
machen und zu den Stufen des erhabenen Thrones 
dringen. 

Noch ist Israel in Bayern nicht verloren! 



Verunglimpfung des Talmuds hatte Rabbiner Aub in München 
am 12. Dezember 1849 an die Kammer eine Erklänmg gerichtet, 
der sich die anderen bayerischen Kabbiner anschlössen. Ausser- 
dem veröffentlichte Rabbiner Seligmann Bär Bamberger in 
Würzburg ,,Einige Worte des Aufschlusses im Betreffe der Eman- 
zipation der Juden" (vergl. Beigabe zum Jahresbericht des israe- 
litischen Lehrerseminars in WOrzburg 1897) und Rabbiner 
Schwarz in Hürben „Abwehr der in der Kammer der Abge- 
ordneten erhobenen Anschuldigungen gegen Judentum und Talmud** 
(München 1850). 
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Die Angelegenheit unserer Emanzipation muss bei 
dem bayerischen Landtag noch zweimal zur Sprache 
kommen, gelegentlich der Vorlage, Berathung und Be- 
schlussfassung des neuen Gemeindeediktes und bei der 
Revision der Verfassung. 

Von dem menschenfreundlichen und gerechten 
Sinne unseres Königs und der Charakterfestigkeit sei- 
ner treu ergebenen Räte dürfen wir aber erwarten, dass 
dem königlichen Worte, an welchem der Makel des 
Zweifels nicht haften darf, — auch in fester Uner- 
schütterlichkeit der gewichtige Nachdruck, die Erfül- 
lung gegeben werde, damit dasselbe Wahrheit werde 
und in Wirklichkeit übergehe. Zur Betreibung dieser 
Verwirklichung müssen wir jedoch Hand ans Werk 
legen und in allen Städten und Orten Bayerns, wo 
Glaubensgenossen von uns wohnen, Komitees bilden, 
in welchen Adressen an Se, Majestät den König und 
die Volkskammer, deren Majorität wir allein als die 
Stimme des bayerischen Volkes ansehen können, ver- 
fasst, berathen, beschlossen und mit grösstmöglichster 
Betheiligung- der Unterzeichnung an ihren Bestim- 
mungsort abzusenden wären. 

In diesen Adressen müsste die ganze Sachlache 
augenscheinlich und kräftig in aller Ehrfurcht und Ge- 
ziemendheit dargestellt, auf die Umtriebe der bekann- 
ten fanatischen Partei und ihres Gelichters deutlich hin- 
gewiesen, deren grundlose Verdächtigungen .in$ wahre 
Licht gestellt und insbesondere hervorgehoben werden, 
dass es die Ehre des Königthums, wie der geschicht- 
liche Ruhm des bayerischen Volkes fordere, dass das 
königliche Wort der Humanität und Gerechtigkeit nicht 
in den Staub getreten und Bayern in der Weltge- 
schichte nicht der Schande des krassesten Intolerantis- 
mus und der schwärzesten Dunkelheit Preis gegeben 
werde. 

Dabei wäre die Versicherung hinzuzufügen, dass 
wir wie immer, insbesondere aber einmal mit unseren 
christlichen Brüdern gleichgestellt, nie aufhören wer- 
den, mit denselben, wenn auch nicht im Glauben, doch 
in Treue und wahrer Nächstenliebe, sowie in Aufopfe- 
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rung für's Vaterland eins zu sein. Hiedurch und durch 
festes Zusammenhalten und Ausdauer muss es gelin- 
gen, der ewigen Idee der göttlichen Gerechtigkeit end- 
lich Bahn zu brechen und uns auf gleiche Menschen- 
stufe mit unseren christlichen Mitbrü(krn zu heben. 

Die Vorsehung, „die das Herz der Könige wie 
Wasserbäche leitet", wird endlich auch unser Geschick 
zum^ Guten lenken." 

Dem in diesem Aufrufe ausgedrückten Wunsche 
folgte dann vor Jahresschluss die Leitung der Gemeinde 
von München mit einer Adresse zur Allerhöchsten 
Stelle, welche folgenden Wortlaut hat: 

„Allerdurchlauchtigster, Grossmächtigster König ! 
Allergnädigster König und Herr! Unsere Gleichberech- 
tigung bei gleichen treuerfüllten Pflichten ist ein Ge- 
bot der Gerechtigkeit, ihre Verwirklichung ist der Ge- 
genstand unserer Hoffnungen, bestärkt durch den Auf- 
schwung der. Ideen und die Versprechungen vom 
Throne. 

Was wir seit lange erstreben, was uns seit ge- 
raumer Zeit verheissen ist, es ging durch das dem letz- 
ten Landtage von der Staatsregierung vorgelegte Ge- 
setz seiner Erfüllung entgegen. 

Mit Dank erkennen wir die warme Vertretung, 
welche unseren Rechten von den Räthen der Krone 
zu Theil ward, mit Stolz sehen wir die Beistimmung 
der wahren Volksvertreter und mit Befriedigung kön- 
nen wir annehmen, dass der Wiederstand an anderem 
Orte nicht in uns und unseren moralischen Zuständen 
seine wahre Begründung findet. Wem kann es ver- 
borgen sein, dass jene Willenskraft, mit der den Rech- 
ten unseres kleinen Häufleins in den Weg getreten 
wurde, nicht uns galt, dass vielmehr ein verrottetes 
System bei leichter Gelegenheit gewahrt, dem früher 
anerkannten Systeme' und seinen Vertretern eine 
Schlappe bereitet werden sollte? 

Wir haben hier nicht zu erörtern, ob diese faktische 
Hemmung unseres guten Rechtes eine moralische oder 
intellektuelle Berechtigung hatte, allein wer immer dem 
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Rechte und der Gerechtigkeit huldigt, wer immer eine 
königliche Verheissung und ihre Entgegennahme durch 
beide Kammern in ihrem wahren Werthe auffasst, der 
wird es wohl begründet finden, wenn wir sagen: als 
Bayern schämen wir uns, allein in Deutschland noch 
unter einem Drucke der Gesetze zu leben, der seine 
Entstehung nur in Befangenheit des Geistes und Ver- 
kehrtheit der Sitte finden konnte, und als Juden sind 
wir stolz darauf, dass die Schuld dessen nicht an uns 
liegt. 

Wohl sind wir auf das Festeste tiberzeugt, dass 
die schmählichen Ketten, die uns um unserer Religion 
willen angelegt sind, nicht lange mehr getragen wer- 
den dürfen, allein seit langer Zeit muss jeder weitere 
Tag in unserer Lage uns mit bitteren Gedanken quälen. 
Wahrlich viel Patriotismus, männliche Ausdauer gehört 
dazu, um die Pflichten gern und treu zu erfüllen, wäh- 
rend ein unbegreiflicher Starrsinn uns unsere Rechte 
tigst durchführen." 

So stellen wir denn, gestärkt durch das Vertrauen, 
das uns die bisherige Vertretung unserer Rechte 
einflösst, gestützt auf die Hoffnung, dass die Räthe der 
Krone auch einer kleinen Schaar guter Landeskinder 
gerecht und mannhaft helfen wolle, die allerunter- 
thänigst treugehorsamste Bitte: 

„Euerer Königlichen Majestät Ministerium wolle 
dem demnächst einzuberufenden Landtage eine unsere 
vollständige bürgerliche und staatsbürgerliche Gleich- 
stellung mit unsere'n christlichen Mitbürgern bezie- 
lende Gesetzesvorla^e machen und dieselbe mit der 
vollen Macht Ihrer Einsicht und unseres Rechtes kräf- 
tigst durchführen. 

In allertiefster Ehrfurcht verharren Euer König- 
lichen Majestät Allerunterthänigst treugehorsamste 
Administration und Ausschuss der israelitischen Kul- 
tusgemeinde. München, Dezember 1850." 

Unterdessen hatte die Regierung einigen Rabbi- 
nern 28 Fragen betr. Gestaltung der Kultusgemeinden, 
die Autorität der Rabbiner, die Herstellung eines Or- 
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gans zur Vertretung und Leitung in religiösen Ange- 
legenheiten, zur Begutachtung vorgelegt. Aber die 
Gutachten blieben Aktenpapier und die Regierung be- 
gnügte sich, was ja bei den damals obwaltenden Ver- 
hältnissen diplomatisch gerechtfertigt war, einen die 
Aufhebung der in Beziehung auf das bürgerliche 
Recht noch bestehenden Ausnahmegesetze und Parti- 
kularrechte bezielenden Entwurf den Kammern vorzu- 
legen. Aus diesem Entwurf wurde das Gesetz vom 
29. Juni 1851.'* 

Das Edikt vom Jahre 1813 blieb nach wie vor be- 
stehen, ein unerschütterlicher Turm, der seit 40 Jahren 
allen Angriffen und Anstürmen widerstanden. Ja, es 
hatte sogar den Anschein, als! sollte in den Jahren der 
Reaktion, welche jetzt kamen, bezüglich der Juden 
wieder einmal rückwärts revidiert werden.*^ Als im 
Jahre 1853 mehrere Veroi;dnungen erschienen, welche 
einen grossen Teil der Israeliten Bayerns in ihrer Exi- 
stenz bedrohten und allgemeine Bestürzung hervor- 
riefen, gelang es den rastlosen Bemühungen eines durch 
grosse Frömmigkeit ausgezeichneten Privatmannes, 
Mendel Rosenbaum aus Zell bei Würzburg, 
durch den Einfluss, den er bei Behörden hatte, die 
Zurücknahme jener Verfügungen zu bewirken. Grös- 



4 Vergl. Beiträge zur Geschichte der Juden in Bayern I S. 14. 
Aehawa 1865, S. 147. Monatsschrift für Geschichte und Wissen- 
schaft des Judentums 1853, S. 315 und 344. — Von diesem Ge- 
setze ausgehend verfasste Gotthelf das Werk: ^Die Rechtsver- 
hllltnisse der Juden in Bayern auf Grundlage der neuesten bayeri- 
schen Gesetze". München 1852. Vergl. ferner Zeitung des Juden- 
tums 1851 Nr. 51 — 52. Eine Sammlung der ehemaligen Aus- 
nahmegesetze, es sind deren nicht weniger als 77, im Anhang zu 
DöUinger Bd. VI. 

5 Vergl, Heilageiiband TV zu den Wrluindlungeii der bayei*. 
Abj*eoidnetonkamiiier 18.".") /öO. S. 281. 
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ser noch war die Gefahr, von welcher mehr die ideellen 
als die materiellen Interessen bedroht wurden, als 
gegen Ende des Jahres 1854 den Kammern ein neuer 
Wahlgesetzentwurf vorgelegt wurde, durch welchen 
die Juden von der passiven Wahlfähigkeit zum Landtag 
wieder ausgeschlossen werden sollten. Von den Vor- 
ständen der Gemeinden Bamberg und München 
wurde sofort Alarm geblasen und Schritte wurden ein- 
geleitet, um wenigstens „den Anschein innerer Er- 
starrung" nicht aufkommen zu lassen, zu einer Aktion 
kam es aber damals nicht, nachdem von einer mit den 
Verhältnissen vertrauten Persönlichkeit jedenfalls mit 
Rücksicht auf die Aussichtslosigkeit des Regierungs- 
entwurfes von einem weiteren Vorgehen entschieden 
abgeraten wurde.^ 

Die zahlreichen Misserfolge und Niederlagen, wel- 
che die bayerischen Juden ^bis zu diesem Zeitpunkte 
zu verzeichnen hatten, hatten gelehrt* dass man die 
Hoffnung, durch einen einzigen Anlauf und durch 
einen einzigen Federstrich die sämtlichen Emanzipa- 
tionsrechte zu erlangen, definitiv aufgeben und mit be- 
scheideneren Einzelerfolgen sich begnügen müsse. Die 
Taktik des Vorgehens musste also eine andere werden. 
Nicht die Bewilligung der Rechte, sondern die Beseiti- 
gung des Unrechts musste zunächst zum Gegenstand 
der Forderung gemacht werden. Das am meisten in 
die Augen fallende Unrecht aber war das im Edikt ent- 
haltene Matrikelgesetz, und dieses aus dem Mittelalter 
stehen gebliebene Hindernis der freien Bewegung zu 
beseitigen, darauf konzentrierten sich von nun an alle 
Bemühungen und Anstrengungen der Israeliten und 
ihrer fjolitischen Kampfesgenossen. 



c Vergl. Beiträge I, S. 19 ff. 
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Es muss als kühnes Wagnis erscheinen, dass zu- 
nächst ein bescheidener Privatmann, der schon oben 
genannte Mendel Rosenbaum aus Zell, wenn 
auch eine ehrwürdige Persönlichkeit, es unternehmen 
wollte, durch seine persönlichen Konnexionen und 
durch seinen Einfluss, vor welchem sich Türen von 
Kanzleien und Herzen schon manchmal geöffnet hatten, 
dasjenige zu erreichen, was den vereinigten Gemeinden 
des Königreiches zu erreichen nicht gelungen war. In 
einem Anschreiben der israelitischen Kultusverwal- 
tung von Würzburg vom 4. Juli 1855 heisst es 
darüber : 

„Dem heiligen Eifer und bewährten Einflüsse die- 
ses Mannes vertrauend, bewogen wir denselben, nun- 
mehr auch dahin zu wirken, dass bei dem bevorstehen- 
den Landtage von Seite der allerhöchsten Staatsregie- 
rung ein Gesetzentwurf über Aufhebung der gegen die 
Juden noch bestehenden polizeilichen Ausnahme-Be- 
stimmungen, namentlich des Matrikelgesetzes, den 
Kammern vorgelegt werde. Auch dieser Aufgabe un- 
terzog sich der fromme Greis, befindet sich deshalb 
bereits seit einiger Zeit in München, und wie wir 
uns zu überzeugen Gelegenheit hatten, lassen seine des- 
fallsigen Bemühungen bei Seiner Majestät dem König 
sowohl als bei den verschiedenen Ministerien einen 
günstigen Erfolg hoffen." 

Tatsächlich hatte Mendel Rosenbaum bei 
Sr. Majestät eine Audienz und überreichte eine Ein- 
• gabe, welche dem Ministerium zur Begutachtung über- 
geben wurde, allein es blieb selbstverständlich ein 
blosser Achtungserfolg. 

Die Ueberzeugung, dass das Matrikelgesetz ein 
morscher Baum geworden, an dessen Wurzel die Axt 
kommen müsse, scheint indess schon damals in weite 
und hohe Kreise gedrungen zu sein. Das beweist 
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wenigstens die Tatsache, dass die furchtbaren Härten 
des Gesetzes durch die Praxis der Verwaltung gemil- 
dert wurden. Vom Staatsminister des Innern wurde 
durch EntSchliessung vom 2. Oktober 185(> unter Ab- 
änderung einer Entschliessung der Regierung von 
Oberfranken erklärt, dass ein Jude X., der eine Kon- 
zession zum Handelsbetriebe in Memmelsdorf hat, 
nichtsdestoweniger seinen Wohnsitz in Bamberg 
nehmen dürfe. Begründung: 

„Nach § 6 des Heimatgesetzes vom 11. September 
1825 steht es jedem Staatsangehörigen frei, auch ausser 
seiner Heimat allenthalben im Königreiche mit den 
Seinigen sich aufzuhalten, insofern er sich mit seiner 
Familie auf erlaubte Weise ernährt und ihm nicht 
solche Rücksichten entgegenstehen, welche auf Gesetze 
und Verordnungen gegründet sind. Die hiernach allen 
Baiern gesetzlich eingeräumte Befugnis der freienWahl 
des Aufenthalts ortes kommt auch den Israeliten 
zu und kann nicht durch Bezugnahme auf § 12 und 
13 des Edicts vom 10. Juni 1813 geschmälert werden, 
indem die hier enthaltenen Bestimmungen nur von 
der Ansässig machung der Israeliten handelt." 

Man machte also einen Unterschied zwischen 
Wohnsitz und Ansässigkeit. Die Kreisregie- 
rung allerdings erklärt diese Entscheidung für nicht 
generell und spricht in einer Zuschrift an den Magi- 
strat Bamberg vom 13. Oktober 1856 die Erwartung 
aus: 

„Letzterer werde unter Einhaltung der bestehen- 
den Gesetze und Verordnungen alle diejenigen Mass- 
regeln ergreifen, welche geeignet sind, dem bedenkli- 
chen Ansammiieln anderwärts ansässiger Israeliten in 
der Stadt Bamberg und der hiedurch drohenden Beein- 
trächtigung oder gar Ueberflügelung des christlichen 
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Handels-Standes seitens der Juden daselbst Schranken 
zu setzen." ^ 

Man sieht, dass hier der Kunst der Interpretation 
ein weiter Spielraum gegeben war. Um so dringender 
war das Bedürfnis nach einer legalen Lösung der Frage. 
Schon im Mai 1856 hatte* der Führer der liberaleji 
Landtagspartei, Frhr. v. L e r c h e n f e 1 d, die Forde- 
rung zu einem Antrag formuliert, es möge wenigstens 
an den Orten, wo bereits Juden wohnen, die Beschrän- 
kung derselben auf Matrikelzahl aufgehoben, und es 
sollen die Juden bezüglich der Ausübung der Gewerbe 
den christlichen Staatseinwohnern gleichgestellt wer- 
den.® Zu einer Verhandlung des Antrages im Plenum 
ist es aber nicht gekommen. In den nachfolgenden 
Jahren des sich immjer schärfer zuspitzenden Konflikts 
zwischen Kammer und Ministeriuni war an eine Be- 
handlung der Schmerzen einer Minorität schon gar 
nicht mehr zu denken, ehe es nicht gelungen war, die 
Stellung des „unvolksfreundlichen" Ministers v o n d e r 
Pfordten zu erschüttern. 

Bei der ersten Wendung aber, welche die inner- 
politischen Verhältnisse nehmen zu sollen den Anschein 
erweckten, schrieb unterm 10. Januar 1859:^ 

„Der grössere Verwaltungs-Ausschuss an den Vor- 
stand des israelitischen Religionsvereins in Fürth. 



7 Bamberger Magistratsakten Tit. XI, Fach-Nr. 1305, A. Nr. 10. 
Den Lehrern, welche früher bei ihrer Anstellung, wenn die Normal- 
zahl der Familien bereits besetzt war, nur eine sogenannte „Borg- 
raatrikel" ä conto zukünftiger Sterbefälle erhalten konnten, wurde 
die Niederlassung jetzt auch über die Norraalzahl und ohne vor- 
herige Genehmigung des Staatsministeriums bewilligt. 

8 Vergl. Beila^enband IV der Verliandlungen der bayerischen 
Abgeordnetenkammer 1855/56, Beilage 141. 

J) Alles Nachfolgende aus den Akten des israelitischen Reli- 
gionsvereins in Fürth. Kep. Tit. II Nr. 23. 
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. Die demnächst stattfindende Eröffnung der Kammern 
erweckt in uns wie jedesmal, wenn die Interessen des 
Landes überhaupt beraten werden, das Gefühl der Be- 
drückung ob der noch für Juden bestehenden entwürdi- 
genden Gesetze. 

Wir möchten uns nicht der weitgehenden Hoff- 
nung einer völligen Gleichstellung hingeben, doch steht 
zu erwarten, dass sich die Kammer während dieser 
Session mit der Hinwegräumung des schmachvollen 
Matrikel Wesens beschäftigen werde. Wir halten es da- 
her für sachdienlich, wenn eine Deputation des jenseiti- 
gen verehrlichen Collegiums unserem Abgeordneten, 
Herrn L e y, diese uns so wie. die ganze israelitische 
Bevölkerung des Landes berührende Angelegenheit 
ans Herz legen wollte, um die Bitte damit zu vereini- 
gen, nöthigen Falles dahin zu wirken, dass der Kam- 
mer ein Gesetzentwurf in dieser Richtung vorgelegt 
werde." 

Diese Anregung fiel beim Vereinsvorstand auf 
einen empfänglichen Boden und die Deputation wurde 
mit dem Wunsche begleitet : „Möge der gnädige Gott 
geben, da^s der Gegenstand bald für immer erledigt 
sei, und wie er seine Sonne für Alle ohne Unterschied 
scheinen lässt, auch das Gesetz gleich werde und gleich 
bleibe über Christ und über Jude." Nach dem bald 
darauf erfolgten Rücktritt des Ministers v. d. P f o r d- 
t e n wuchs und stieg das Vertrauen und die Hoffnung 
der Gemeinden, dass von den neuen Männern, welche 
jetzt an der Spitze der Staatsregierung standen, endlich 
der entscheidende Schritt getan und die Initiative er- 
griffen werden würde, um wenigstens einen Teil ihrer 
Schmerzen zu heilen und ihre Lage zu verbessern. Als 
aber auch jetzt noch dieser entscheidende Schritt allzu 
lange auf sich warten Hess, da wandte sich derVorsteher 
der israelitischen Kultusgemeinde Bamberg mit fol- 
gender Zuschrift an den Freiherrn v. Lerchenfeld: 
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„Bamberg, 9. November 1860. 
Euer Excellenz! 

Der ergebenst Unterzeichnete hatte mit einem Mit- 
vorstande der hiesigen israelitischen Cultusgemeinde 
kurz vor Beginn des Landtages 1859 die Ehre einer 
Audienz bei Ew. Excellenz; in welcher wir wegen der 
exceptionellen Stellung der Israeliten des Königreichs 
um) Ihren Rath und Ihre Verwendung baten. 

Aus Ew. Excellenz Aeusserungen konnten wir 
wahrnehmen, dass unter dem u^volks{^eundlichen 
l^ipisterium v. d. Pfordten ein Seil der Israeliten nicht 
erwachsen könne; wir utiterliessen daher auch auf 
Ihren wohlmeinenden Rath jeden bezüglichen Schritt. 

Dieses Ministerium wurde indessen. Dank dem 
verfassungstreuen Auftreten der Kammer der Abgeord- 
neten unter Ew. Excellenz begeisterten Führung, zum 
Rücktritte gezwupgen und es stehen gegenwärtig Män- 
ner an der Spitze der Regierung, die durch ihr bis- 
beriges Wirken auch in den Herzen der Israeliten die 
frohe Hoffnung erwecken, der Staat werde endlich auch 
ihnen gerecht werden. Da dem Vernehmen nach die 
Kammern in Bald« tagen werden, so dürfte die Frage 
•entstehen, ob die Israeliten nicht baldigst in ihrer wich- 
tigsten Angelegenheit, der Emancipation, oder doch 
Aufhebung der Beschränkungen, sich durch Petitionen 
oder Deputationen an das Ministerium, wenden, oder 
seiner Zeit die. Unterstützung des Landtags beanspru- 
chen sollen. 

Ew. Excellenz wohlbekannter Edelsinn und Feuer- 
eifer, wo es gilt, des Unterdrückten sich anzunehmen, 
gfibt mir den Muth, Sie in dieser hochwichtigen Sache 
noch einm'al zu belästigen und Sie um eine Audienz zu 
bitten, wozu Sie huldvollst durch ein paar Worte an 
mich die Zeit bestimmen wollen, in der ich unfehlbar 
in München sein werde. Sollte Excellenz, was ich 
kaum zu hoffen wage, schriftliche Mittheilung an mich 
einer Audienz vorziehen wollen^ so füge ich die 
:schüchterne Bitte hinzu, mir wohlwollend auch anzu- 

Ecktsein, Kampf um diu Kmanzipation. 8 
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deuten, ob Eiw. Excellenz gegenwärtig grössere Hoff- 
nung für das Gedeihen unserer Sache haben. Mit 
wahrer Verehrung Ew. Excellenz ergebenster 

Dr. D e s s a u e r/* 

Die Antwort des Frhrn. v. Lerchenfeld hat 
folgenden Wortlaut: 

„Ew. Wohlgeboren beehre ich mich, auf Ihr ge- 
ehrtes Schreiben vom 9. dieses zu erwiedem, dass ich 
die Hoffnung hege, bei dem nächsten Landtage die Auf- 
hebung eines Teiles jener Ausnahmegesetze, welche 
gegen Recht und Billigkeit leider noch immer auf den 
israelitischen Glaubensgenossen Bayerns lasten, durch- 
gesetzt zu sehen. — Wie Sie wissen, ist es insbesondere 
die Beschränkung auf die Matrikelzahl — bezüglich der 
Ansässigmachung in anderen Gemeinden und bezüg- 
lich des Gewerbebetriebs, welche noch immer schmerz- 
lich gefühlt wird. — Ich halte es nun nicht für zweck- 
mässig, gegen alle diese Beschränkungen gleichzeitig 
anzukämpfen, wodurch Kräfte zersplittert werden, son- 
dern glaube, dass man sich vorerst darauf beschränken 
sollte, die Aufhebung der wahrhaft pharaonischen Be- 
stimmungen bezüglich der Matrikel anzustreben. Man 
wird dies um so leichter erreichen und damit um so 
mehr gewonnen haben, als die Gesetzgebung bezüglich 
des Gewerbebetriebes ohnehin einer Reform im Sinne der 
Gewerbefreiheit unaufhaltsam entgegengeht, wobei die 
Beschränkungen bezüglich der Israeliten ohne Zweifel 
fallen werden, zugleich aber auch Bestimmungen, wenn 
auch nicht sofort über Ansässigmiachung, doch wohl 
über Gewerbsbetrieb auch ausser der Heimathsge- 
meinde erfolgen dürften, welche die Hauptbeschwerde 
der Israeliten auch in dieser Beziehung wenigstens 
vorläufig zu heben geeignet sein werden. 

Seyen Sie überzeugt, dass ich die Frage der bür- 
gerlichen Gleichstellung der israelitischen Glaubensge- 
nossen niemals ausser Acht lassen werde und dass ich 
darin stets Alles thun werde, was in meinen schwachen 
Kräften steht. In welcher Weise derartige Schritte ein- 
zuleiten seyen, wird sich am besten beim Wieder-Zu- 
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sammentreten der Kammern beurtheilen lassen und 
werde ich dann mit Gleichgesinnten, vor allem mit 
Herrn Dr. A r n h e i m diese Frage sofort in Erwägung 
nehmen. 

Ich sehe sohin keinen genügenden Anlass, um Sie 
zu einer Reise hieher zu bestimmen, zumal ich jeden- 
falls noch vor Beginn des Landtages nach Bamberg 
kommen werde — so dass, falls Sie weitere Bespre- 
chung für nöthig erachten sollten — sich dazu Ge- 
legenheit bieten wird. Mit aufrichtiger Hochachtung 
Ew. Wohlgeboren ganz ergebener 

Lerchenfeld. 
München, 14. November. 1860." 

Ueber die Stimmung, welche für Aufhebung des 
Matrikelzwanges in den Kreisen der Abgeordneten 
herrschte, gab es keinen Zweifel mehr. Auch das Mini- 
sterium war von den besten Intentionen geleitet. Woran 
fehlte es also noch? Die nachfolgenden Korrespondenzen 
lassen keinen Zweifel darüber, dass noch kurz vor der 
Entscheidung hinter den Kulissen in höheren Regionen 
sich Gegenströmungen geltend machten, welche erst 
durch Aufwand starken moralischen Druckes und Ge- 
wichtes zurückgehalten und überwunden werden 
mussten. 

Am 16. Dezember 1860 schrieb: 

„Die Verwaltung der israelitischen Cultus-Ge- 
meinde Bamberg an den verehrlichen Vorstand des 
israelitischen Religions-Vereins Fürth. Nach neueren 
Mittheilungen der Landtagsabgeordneten Lerchenfeld 
und Arnheim an uns, erscheint es in der Judenfrage als 
gerathen, dass mehrere grössere Gemeinden Gesuche an 
das Kabinet, bezweckend die Beseitigung des Matrikel- 
wesens, stellen, um hiedurch das Ministerium, das von 
dem besten Willen beseelt ist, zu unterstützen. Im 
diesseitigen Kreise wird dieses von hier, Bayreuth, Al- 
tenkunstadt und Burgkundstadt geschehen. 

Wir theilen Ihnen dieses mit dem Ersuchen mit, 
ein Gleichesi thun zu wollen, sowie auch mehrere Ge- 

8* 
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meinden Ihres Kreises und der Kreise Schwaben und 
Qüerbayern dazu zu veranlassen. 

Nt^ch Würzburg und Regensburg haben wir uns 
bereits gewendet. 

Dr. Arnheim äusserte sich bei einem Zusammen- 
treffen mit einem der Unterzeichneten auch dahin, dass 
eine Deputation an Seit^e Majestät selbst von Nutzen 
sein dürfte. Wenn Sie diese Ansicht theilen, sind wir, 
d4 Briefwechsel hierüber zu zeitraubend ist, gerne zu 
ei^\er Besprechung bereit, \yozu Sie nur Zeit und Ort 
baldigst bestimmen dürfen. 

Hochachtungsvoll 
Dr. Dessauer. M. Gütermann. 
S. Rosenber g." 

Noch ehe aber diese Zuschrift an ihre Adresse ge- 
langt war, hatten die Verwaltungskollegien der Kultus- 
g^meinde Fürth unterm 4. Dezember 1860 eine 
Adresse an den König entworfen, welche folgenden 
Wortgut hat : 

„AUerdurchlauchtigster etc. Bald werden sich wie- 
der vor Euerer Kgl. Majestät erhabenem Throne die 
Vertreter und Abgeordneten Allerhöchstdero getreuen 
Volkes versammeln, um über des Vaterlandes Wohl 
zu berathschlagen und, nach allen Vorbereitungen zu 
schliessen,, ist es der Allerhöchste Wille, dass von nun 
an in der Gesetzgebung und Verwaltung des Staates 
ganz neue Bahnen eingeschlagen und zum Heile des 
Bestehenden noch eines vernünftigen Fortschritts 
Segen und Ruhm hinzugefügt werden sollei^. 

Da belebt denn auch die Brust der getreuen Unter- 
thanen israelitischen Glaubens frische Hoffnung auf' 
die Erfüllung heisser langjähriger Wünsche und auf die 
Gewährung gleicher Rechte, wo ihnen lange gleiche. 
Pflichten auferlegt sind. Eine Zurücksetzung hinter 
den christlichen Mitbürgern ist es aber, die mehr als 
alle anderen drückend, ja entehrend erscheint, nämlich 
das Matrikelwesen, wie es für Euerer Kgl. Majestät 
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diesseits des Rheines gelegenes Reich durch das Aller- 
höchste Edikt vom 10. Juni 1813 vorgeschrieben und 
in das Leben geführt wurde. Wie schon oft von mass- 
gebender Stelle ausgesprochen, sollte jenes Edikt, des- 
sen Erlassung ein Beweis der auf alle Unterthanen ohne 
Unterschied des Glaubens sich erstreckenden landes- 
väterlichen Sorgfalt war, nur ein Erziehungsgesetz seyn 
und daher, wenn der Zweck erreicht und bessere Zu- 
stände herbeigeführt, nach der Intention des erhabenen 
Gebers selbst sein Ende erreichen. 

Nun haben sich wohl ringsum alle Verhältnisse 
geändert ; allein noch besteht dieses Gesetz — nach 
nahezu einem halben Jahrhunderte — in seinen we- 
sentlichen Grundzügen ungeschwächt fort. 

Ohne Selbstüberhebung können wir sagen, dass, 
wie überall, so auch in Bayern die Israeliten fast in allen 
Zweigen des bürgerlichen Lebens wie der Wissenschaft 
und Kunst sich mit ihren christlichen Mitbürgern auf 
die gleiche Stufe geschwungen haben. 

Nichts destoweniger müssen wir und unsere Kinder 
es noch täglich als geltenden Grundsatz empfinden, 
dass unsere Familien wie Waare numerirt, und in 
der Regel die Zahl der Familien, wie sie 1813 an einem 
Orte bestand, nicht vermehrt werden darf. 

Die Nachtheile dieser Institution sind schon so oft 
auseinandergesetzt und so ausführlich besprochen wor- 
den, dass wir uns einer abermaligen Darlegung der- 
selben enthalten zu sollen glauben. 

Jedoch dürfen wir sie wohl in dem Satze zusam- 
menfassen,, dass ohne allen inneren Grund ein rein zu- 
fälliger Zustand — das Zahlenverhältnis des Jahres 
1813 — gegenüber den wechselnden Bedürfnissen der 
Zeit und des Verkehrs unverrückt festgehalten werden 
will. 

So müssen israelitische Glaubensgenossen, um nur 
zur Ansässigmachung zu gelangen, oft im kleinsten 
Dorfe, wo ihrer vielleicht durch auswärtiges Serviren 
an grossartige Verhältnisse gewohnter Thätigkeit ein 
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gedeihlicher Spielraum fehlt, sich niederlassen, wäh- 
rend grosse Städte und Handelsplätze, wo sie sowohl 
für sich, als für das Allgemeine reichen Segen hervor- 
zubringen im Stande sind, ihnen verschlossen bleiben. 

Jüdische Bewerber um gewerbliche Concessionen 
müssen, nachdem sie allen sonstigen Vorbedingfungen 
genügt haben, nicht selten noch Jahre warten, bis sich 
auch eine Matrikelstelle durch Tod oder Verzicht er- 
ledigt, und ist ihnen schon oft hiedurch von vornherein 
jede Concurrenz mit einem christlichen Mitbewerber 
unmöglich gemacht. 

Sind wir schlechter als unsere Glaubensgenossen 
in dem übrigen Deutschland, in ganz Europa? 

Denn leider müssen wir es sagen, dass ausserhalb 
Bayerns wohl nirgends mehr derartige, die Freiheit 
der Entwicklung und des Verkehrs hemmende Ein- 
richtungen bestehen. 

Auch nach Hinwegräumung derselben bleibt ja die 
Aufnahme von Juden und die Gestattung ihrer An- 
sässigmachung immer noch dem pflichtmässigen Er- 
messen der Gemeinden wie Eurer Kgl. Majestät Be- 
hörden und Stellen überlassen, und es dürfte doch wohl 
kein Grund bestehen, in deren Fähigkeit zur Beurtei- 
lung der einschlägigen Verhältnisse ein solches Miss- 
trauen zu setzen, dass der Kreis ihrer desfallsigen Be- 
fugnisse und Beschlüsse schon von vornherein durch 
ganze Prohibitivgesetze eingeengt werden muss. In- 
dem wir hier dankbarst anerkennen, dass seit neuerer 
Zeit das lästige Gesetz mit der thunlichsten Milde und 
Liberalität gehandhabt wird, dürfen wir wohl fragen, 
welche Nachtheile dies gebracht, und warum nicht 
lieber das Gesetz ganz aufheben? 

Gewiss haben sich auch alle Erfahrungen erleuch- 
teter Staatsmänner gegen diese der Allgemeinheit 
oft schädliche, jedenfalls aber stets nutzlose, dabei aber 
das Judentum! in seiner Bewegung empfindlichst krän- 
kende Institution einstimmig ausgesprochen. 
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Königliche Majestät ! 

Sollte des Herrn Rathschluss wirklich trübe Zeiten 
über das Vaterland verhängt haben, werden wir mit 
Gut und Blut zu Allerhöchstdero Person und Regierung 
stehen, befiehlt uns doch 'gerade unsere Religion aus- 
drücklich, in der fürstlichen Majestät den Abglanz der 
himmlischen zu ehren. 

So möge es nunmehr Euerer Kgl. Majestät gefal- 
len, von Allerhöchstdero getreuesten Unterthanen den 
Schimpf unbegründeten Makels und unverdienter Zu- 
rücksetzung allergnädigst hinwegzunehmen ! 

Sicherlich wird aber auch diese . legislatorische 
Massregel keiner langen Vorbereitung bedürfen, da 
zweifelsohne die Frage zu den längst entschiedenen 
gehört und sich kaum Neues zu Tage fördernde Dis- 
cussionen hierüber denken lassen. 

Zu gleicher Zeit ist sie jedoch so wichtig, und 
für viele Gebiete der Gesetzgebung so einflussreich, 
dass ihr wohl vor vielen anderen gesetzgeberischen 
Aufgaben ein vorzüglicher Platz angewiesen werden 
dürfte, zumal der kommende Landtag, wenn einmal die 
Vorarbeiten beendiget, von dem Budget so in Anspruch 
genommen werden möchte, dass nur von einer zum Be- 
ginne der Session erfolgenden Vorlage des Gesetzes 
seine förderliche Behandlung zu erwarten seyn wird. 

So richten wir denn, uns in Bälde der schon so 
lange angestrebten und ersehnten völligen Gleichstel- 
lung mit allen übrigen Unterthanen getröstend, an 
Euere Kgl. Majestät die ebenso inständige als aller- 
unterthänigste Bitte : „Allerhöchstdieselben wollen 
jetzt die sofortige Ausarbeitung eines das Matrikelwe- 
sen gänzlich aufhebenden Gesetzes und dessen mög- 
lichst frühe Vorlage an die demnächst zur Einberufung 
kommende Landesvertretung Allerhöchstdero Staats- 
ministerium anzubefehlen, und seiner Zeit dem Ent- 
würfe die allerhöchste Sanktion allergnädigst zu ver- 
leihen geruhen." 
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In allertiefster Ehrfurcht verharren Euerer König- 
lichen Majestät allerunterthänigst gehorsamster Vor- 
stand und grösserer Verwaltungs-Ausschuss der 
israelitischen Cultusgemeinde Fürth." 

• 

Mit der Entsendung einer Kollektivdeputation der 
Gemeinden an den König, wie von Seiten der Gemein- 
deverwaltung von Bamberg vorgeschlagen worden ^ 
war man diesmal in Fürth nicht einverstanden, weil 
„teils die Erfahrung lehrt, dass dergleichen Abordnun- 
gen durch zur Unzeit oder in unrechter Weise gemachte 
Aeusserungen gar oft m^hr verderben als nützen, an- 
dererseits aber die Aufhebung jener entehrenden Ge- 
setzgebung im Jahre 1861 nichts mehr als eine blosse 
Abschlagszahlung einer alten Schuld ist, für deren Er- 
langung derartige ausserordentliche Mittel zu ergrei- 
fen weder nützlich noch angemessen erscheint." 

Wird nun das Ministerium selbst die Initiative zu 
einer Gesetzesvorlage ergreifen oder wird es dieselbe 
der Kammer überlassen? Das war die Frage, mit wel- 
cher man sich jetzt im Schosse der Gemeindeverwal- 
tungen und im Kreise der freisinnigen Landtagsabge- 
ordneten lebhaft beschäftigte. Wie der Minister des 
Innern v. Neumayr den Deputationen der Kultus- 
Gemeinden Augsburg und München selbst mit 
aller Bestimmtheit versichert hatte, hatte er eine be- 
zügliche Vorlage fertig ausgearbeitet in seinem Akten- 
schrank liegen. Ob aber diese bereits ausgearbeitete 
Vorlage aus dem Aktenschrank des Ministers heraus- 
kommen würde, darüber herrschte noch Ungewissheit. 

Am 22. Januar 1861 schreibt der Abgeordnete 
A r n h e i m : 

„An den verehrlichen Vorstand des israelitischen 
Religionsvereins in Fürth. In ergebenster Beantwor- 
tung Ihrer verehrlichen Zuschrift v(jm 16. d. M. mache 
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ich die Mitteilung, dass nach vollständiger Sondirung 
der Sachlage ein Antrag auf Gleichstellung zur Zeit 
noch eine Aussicht auf Erfolg nicht haben würde, dass 
ferner eine Gesetzesvorlage in dieser Ausdehnung auch 
nicht zu erwarten war und dass, nachdem man bereits 
die Hoffnung aufgegeben hatte, von Seite der Regie- 
rung auch nur einer Vorlage über das Matrikelwesen 
ientgegensehen zu dürfen, ich und meine Freunde uns 
dahin geeinigt hatten, einen Antrag des Inhalts in die 
Kammer zu bringen : 

Es möge im Landtagsabschiede mit Gesetzeskraft 
ausgesprochen werden : 

„Die gemäss §§ 12, 13 und 18 Abs. 1 des Edikts 
vom 10. Juni 1813 rücksichtlich der Ansässigmachung 
und des Gewerbsbetriebs der Israeliten in den Provin- 
zen diesseits des Rheins bestehenden Beschränkungen 
sind aufgehoben." 

„In diesen Beziehungen kommen für die israeliti- 
schen Glaubensgenossen die für die Christen geltenden 
Gesetze über Ansässigmachung und Gewerbsbetrieb zur 
Anwendung." 

Dass jedoch jetzt wieder auf Grund der verschiede- 
nen bei dem Kabinet eingelaufenen Vorstellungen und 
des von dem Ministerium deshalb erstatteten Berichtes 
und beziehungsweise wiederholten Vorschlages mit 
Grund eine Vorlage der Regierung als bevorstehend 
erachtet werden darf, worüber Ihnen Herr Ley, der 
morgen nach Fürth reist, Näheres mitzuteilen die Güte 
haben wird. Wir werden unsern Antrag wahrschein- 
lich doch laufen lassen und würden ähnliche Anträge 
von der einen oder anderen Gemeinde, wenn sie auch 
gerade nicht notwendig scheinen, doch in keinem Falle 
Schaden. . Verehrungsvoll verharre ich Eines geehrten 
Vorstandes ergebenster 

A r n h e i m." 

Eine Woche später hatte der Wind sich wieder ge- 
dreht. Am 29. Januar 1861 schreibt A r n h e i m an 
den Abgeordneten Ley in Fürth: 
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„Gestern sagte mir Herr Minister v. Neumayr, dass 
er nach vielem Kraftauf wände die Ermächtigung er- 
halten habe, Zustimmungserklärung auf den Fall zu 
erteilen, dass von der Kammer die Matrikelaufhe- 
bung beantragt werden sollte. Eine Gesetzesvorlage 
bringt das Ministerium nicht. Ich bin daher sogleich 
daran gegangen, einen Antrag zu entwerfen, welchen 
P a u r als den seinigen einreichen wird. Es könnte 
aber unter diesen Umständen nichts schaden, wenn 
grössere Gemeinden wie Fürth und Bamberg in 
gleicher Richtung Petitionen einreichen würden." 

Infolge dessen entschlossen sich die Gemeinden zu 
einemi Petitionssturm auf die IL Kammer.^^ Die Pe- 
tition von Fürth leitet mit folgenden Worten ein : 

„Hohe Kammer der Abgeordneten! Bereits ist in 
umfassenden Eingaben sowohl bei Seiner Majestät dem 
Könige, als den Vertretern des bayersichen Volkes, die 
Frage der bürgerlichen Gleichstellung der Israeliten 
vielfach angeregt worden. Wenn wir trotzdem gegen- 
wärtige, ehrerbietigste Vorstellung zu den früheren 
hinzufügen, so geschieht es nicht, um das oft Gesagte 
und wohl schon lange Feststehende zu wiederholen, 
sondern, weil wir, als die Vertreter der grössten jüdi- 
schen Gemeinde im Lande, es für unsere Pflicht halten, 
dafür Zeugnis abzulegen, dass die vorgetragenen Bit- 
ten in der That mehr als je die heissen Wünsche der 
gesamten israelitischen Bevölkerung des Königreichs 
sind, diese es sich bewusst ist, durch bürgerliche Tüch- 
tigkeit, Intelligenz und Wohlstand die Emanzipation 
förmlich verdient zu haben, und sie deshalb auch, 
namentlich in Hinblick auf die Gesetzgebungen der 
übrigen grösseren deutschen und ausserdeutschen 
Staaten, die tagtäglich sich erneuernde Schmach der 



10 Die Kultusgemeinde von München reichte auch beim 
Keichsrat eine Vorstellung ein. Hervorgehoben zu werden verdient 
auch die schöne Ansprache, welche Dr. Philippson als Leit- 
artikel in seiner Zeitung des Judentums 1861 Nr. 6 an die baye- 
rische Kammer richtete. 
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gesetzlichen Zurücksetzung im Vaterlande um so 
schmerzlicher empfindet." 

Untet^ Bezugnahme auf die Beschränkung der An- 
zahl durch Immatrikulation der zugelassenen Familien 
heisst es dann weiter: 

,,Gerade in unserer Nachbarschaft, in Nürnberg, 
einer Stadt, die bis zum Jahre 1848 den Juden gänzlich 
verschlossen war, hat, wie gewiss Einer hohen Kammer 
die Vertreter dieser Stadt gerne bestätigen werden, das 
durch erleuchtete Gemeindeorgane und liberale Regie- 
rungsmassregeln befolgte entgegengesetzte System die 
glänzendsten Früchte für die Stadt, für die Umgebung, 
ja füf das ganze Land getragen, indem alleih hiedurch 
jene Stadt die Metropole des Hopfenhandels, wohl für 
das ganze Europa, geworden ist, und sich hiedurch 
wieder der alte Satz bewährt hat, dass die Aufhebung 
jeder naturwidrigen Beschränkung nur zum Segen für 
Alle gereicht." 

Die Lösung der Fesseln, welche die §§ 12 — 13 
(Matrikelgesetz) und § 18 Abs. 1 (Verbot des Braüerei- 
gewerbes und Gastwirtschaftsbetriebes) des Edikts 
vom 10. Juni 1813 den Juden geschmiedet, wurde in 
beiden Kammern, von einer beantragten, aber nicht an- 
genommenen Modifikation abgesehen, mit Einstim- 
migkeit votiert. In der Kammer der Reichsräte 
bot sich das erhebende Schauspiel, dass die Würden- 
träger der beiden christlichen Kirchen, auf der einen 
Seite die Erzbischöfe von München und Bam- 
berg und der Bischof von Augsburg, auf der an- 
dern Seite der Präsident des protestantischen Oberkon- 
sistoriums, Dr. V. H a r 1 e s s, für die Aufhebung der 
noch bestehenden Ausnahmegesetze sprachen und 
stimmten. Dem letzteren gegenüber, Herrn Dr. von 
H a r 1 e s s, der auch früher schon für die Sache der 
religiösen Duldung und Freiheit mit Wärme und Mann- 
haftigkeit das Wort ergriffen hatte, in Vertretung des 
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bayerischen Judentums den gebührenden Dank auszu- 
drücken, hielt der Vorstand des israelitischen Religions- 
vereins in Fürth um so mehr für seine Pflicht, als aus 
der F'eder eines Pt. X. ein ungeschickter Artikel er- 
schienen war, der auf Herrn Dr. v. Harless einen ver- 
letzenden und verstimmenden Eindruck zu machen ge- 
eignet war. Der Vereinsvorstand brachte darum in 
seinem Dankschreiben die Hoffnung und die Bitte zum 
Ausdruck, Herr Dr. v. Harless möge nicht die Sünde 
eines Einzelnen auf das Schuldkonto der Gesamtheit 
schreiben. Darauf erfolgte die nachstehende Antwort: 

„An den geehrten Vorstand des israelitischen Reli- 
gionsvereins Fürth, adr. des Herrn M. J. Büchenbacher. 

Geehrteste Herren ! Ihr verehrliches Schreiben vom 
21. dieses wurde mir nach Leipzig nachgeschickt, von 
wo ich den 26. zurückkehrte. Hiemit wollen Sie die 
Verzögerung der Antwort entschuldigen. Der Bitte, 
nicht dem Ganzen entgelten zu lassen, was etwa der 
Einzelne verfehlte, hätte es, wie Sie selbst andeuten, 
nicht bedurft. Aber es gereicht mir zu aufrichtigem 
Danke, dass Sie mich wissen lassen, wie sehr Ihnen 
selbst der Vorfall leid thut, welchen ich zumeist in 
Ihrem eigenen Interesse bedauern musste. Indessen, ist 
das, was nicht aus bösem Willen, sondern aus unbe- 
greiflichem Missverständniss hervorging, längst ver- 
geben und vergessen. Und wenn es tausendmal schlim- 
mer gewesen wäre, auf meine Gesinnung hätte es kei- 
nen Einfluss ausüben können. Und wenn Sie mir da- 
für, dass ich eine Pflicht der Gerechtigkeit übte, wohl- 
wollend Ihren Dank ausdrücken, so habe ich zu ent- 
gegnen, dass ich nichts als meine Schuldigkeit gethan 
zu haben glaube. Lassen Sie mich Ihrem freundlichen 
Andenken bestens empfohlen seyn. 

Hochachtungsvoll 
München, den 28. Mai 1861. 

Ihr ergebenster 

Dr. V. Harless, 

Reichsrat und Ober-Consistorial-Präsident.'*^ 
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So waren denn endlich nach erfolgter Zustimmung 
der Krone (Landtagsabschied vom 10. Npvemb.er 1861) 
<Ji,^ Schranken gefallen, welche die Israeliten des König- 
i:eiche3 Bayern seit nahezu 50 Jahren ausserhalb des 
bürgerlichen Rechtes und Gesetzes gestellt hatten. Die 
Gesinnung, von welcher erfüllt die Gemeinden des 
Königreiches den endlichen Erfolg ihrer unausgesetzten 
Kämpfe und Bemühungen b^egrüssten, das Gefühl der 
preude und Dankbarkeit, welches jed^s Herz der frei- 
gewo!:denen Bekenner des alten Bundes tief bewegte, 
wird am schönsten zum Ausdruck gebracht durch die 
Adresse, welche eine zu diesem Zwecke ans Hoflager 
nach Berchtesgadcn entsandte Deputation der 
israelitischen Kultus-Gemeinde Fürth an den Stufen 
des Thrones niederlegte. Sie hat folgenden Wort- 
laut c^i 

Fürth, 13. November 1861. 

„An Seine Majestät den König Maximilian H. 

Allerdurchlauchtigster ! 

Ein grosses Königswort ist gesprochen worden: 
purch den Allerhöchsten Landtagsabschied vom 
10. d. Mts. sind die Paragraphen 12, 13 und 18 Abs. 1 
des Ediktes vom 10. Juni 1813, die Verhältnisse der 
israelitischen Glaubensgenossen betr., aufgehoben, und 
damit in Ew. Kgl. Majestät Reiche die hauptsächlich- 
sten gesetzlichen Beschränkungen, welche die Bekenner 
der mosaischen Religion getroffen haben, gefallen. Das 
Werk der Befreiung von hundertjährigen drückenden 
Fesseln ist durch Ew. Kgl. Majestät Gnade zur wahren 
Vollendung geführt worden. 



1 1 Der Entwurf ist aus der Feder des Dr. O r t e n a u, lang- 
jährigen Aktuars der Gemeinde. 
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Da erfüllt denn allerwärts die Herzen der getreuen 
Unterthanen jüdischen Glaubens der innigste wärmste 
Dank, und sey es uns, als den Vertretern der grössten 
israelitischen Gemeinde des Reichs, gestattet, solchen 
Dank gleich jetzt an den Stufen des Thrones nieder- 
legen zu dürfen und hieran für alle unsere Glaubens- 
genossen das heilige Gelübde zu knüpfen, dass wir fort- 
fahren werden, mit unseren christlichen Mituntertha- 
nen in allen bürgerlichen und politischen Tugenden, in 
Treue gegen unseren allergnädigsten König und in 
Liebe zu dem gemeinsamen theueren Vaterlande red- 
lich und mit ganzer Seele zu wetteifern. 

Feuerige Dankgebete steigen zum Himmel empor. 
Möge dieser sie erhören und über Ew. Kgl. Majestät, 
über Allerhöchstdero erlauchtes Haus und das ganze 
Bayernland seinen reichsten Segen ausgiessen !" 



Die Schranken waren gefallen, der Kampf um die 
Emanzipation war zu Ende ; was noch etwa bis zur 
Erreichung des Zieles fehlte, die Möglichkeit der An- 
stellung im Staatsdienste, das wurde ohne Kampf durch 
Bundesgesetz und Reichsgesetz bewilligt, nach wel- 
chem fortan der Genuss der bürgerlichen und politi- 
schen Rechte in allen deutschen Staaten unabhängig 
sein sollte vom Glaubensbekenntnis. 

Seitdem ist abermals eine Generation hingegangen 
und ein neues Geschlecht herangewachsen. Und wenn 
wir nun von dem Punkte aus, wo wir uns befinden, 
noch einmal rückwärts blicken, zurück auf das JsOir- 
hundert, das man mit einem gewissen Stolz und Froh- 
gefühl das Jahrhundert der Emanzipation ge- 
nannt hat, und uns fragen, was wir denn eigentlich 
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nach so vielen Kämpfen erreicht haben und was wir 

nicht erreicht haben, so wird die Antwort lauten 
müssen : 

Erreicht ist die völlige Gleichheit in der Sphäre 
des bürgerlichen Rechtes; die Gleichheit in 
staatsbürgerlicher Beziehung ist einstweilen 
nicht viel mehr als ein beschriebenes Blatt Papier; von 
einer Gleichheit der Anerkennung in sozialer Be- 
ziehung kann schon gar keine Rede sein; vollends die 
Emanzipation des Judentums, die Erhebung des- 
selben aus dem Zustand einer blos genehmigten Privat- 
Religion auf die Stufe der Parität mit den christlichen 
Bekenntnissen in ihrem Verhältnis zum Staat und zur 
Gesellschaft, das Hochziel, auf welches die besten 
Männer der Vergangenheit mit der ganzen Sehnsucht 
ihrer Seele geblickt haben, in der Ueberzeugung, dass 
vielleicht erst von dem Erreichen dieses Zieles das 
Erreichen aller anderen Ziele der Emanzipation ab-^ 
hängig sein würde, das ist heute mehr denn je das Ideal 
einer noch weitentfernten Zukunft« die wir nicht einmal 
zu träumen wagen. Glücklich das Geschlecht, das 
einst diese Zukunft erleben wird! 



^M>1 j/"^^ 



j 

Von deinsellx'n Verfasser sind erschienen: 
Geschichte der Juden im ehemaligen Fürstbistum Bamberg, l)earbeitet 

auf (iriuid von Archivalien^ nebst nrkiindlichen lieiUigen (Verlag 

der Handels-Di'uckerei Bamberg), 328 S. 
Nachträge zur Geschichte der Juden im ehem. Fürstbistum Bamberg 

(Verlag der Handels- Druckerei Bamberg), 66 S. Beide Werke 

broch. nur 3 Mark! 
Beiträge zur Geschichte der Juden in Bayern. Heft I. Die bayerischen 

Parlamentarier jüdisclien Glaubens. 47 8. (Verlag der Handels- 
Druckerei Bamberg), l^eis 50 Pf. 



^■''^ -' V ^^ ^ ^ 



G. Eosenberg. Buchliandl. u. Antiquariat, Fürth 

zu herabgesetzten Preisen ist zu beziehen: 
Herzberg W. Jüdische Familienpapiere. 317 S. . . . (4. — ) 2. — 
Kohn S. (Verfasser von „Gabriel"). Alte und neue Erzählungen aus dem 
böhmischen Ghetto. Zürich 1890) (3.—) 1.80 Eleg. geb.. .2.60 

— Ein deutscher Handelsherr. Koman. 1806. 510 S. (0. — ) 2.50 
Elegant geb. (7. — ) 3.50 

Dessauer Dr. M. Der deutsche l*lato. Erinnerungsschrift zu Moses 
Mendelssohns löOjährigem Geburtstage. 18^9. . ( — ,75) — .30 
DölUnger Joh. v. Die Juden in Europa (Vortrag). 1891. — .80 

Herzog,Albert. Sulamitb. Das >Hohelied« in 8 dram. Gesang. 1893.(1.50) — ^.60 
Lazarus Prof. Dr. M. Unser Standpunkt. 2 Reden. 1880. ( — .50) — .25 
Levip Dr. M. Moses Montefiore. Bede zu dessen lOOjähriger Geburts- 

feier 26. Oktober 1884. (—50) —.25 

Löwenfeld Dr. S. Walirlieit über der Juden Anteil am Verbrechen. Auf 

Grund amtlicher Statistik. 1881. . . . ( — .50) — .25 

Mendelssohn Pr. M. Die Pflicht der Selbstverteidigung (Rede). 1894 — 30 

Ritter Dr. H. EinWort a. d. Juden u. Christen (Rede). 1883. ( — .50) — .25 

(—.50) —.25 

— Die Bedeutung des Judentums (Rede). 1885. . ( — .50) 25 

Schleinitz Aron. An die Juden Verfolger. 1881. . (1. — ) — .50 

Gegen Einsendung des Betrages liefere ich franko. 



Ich übernahm Restauflagen von: 
Schnitze Dr. M. Handbuch der ebräischen Mythologie. Sage und Glaube 
der alten Ebräer in ihrem Zusammenhang mit den religiösen An- 
schauungen anderer Semiten, sowie der Indogermanen u. Aegypter. 
2. Auflage. X. 294 S. 1882. .... (5. — ) 1.50 

Schreiber Dr. Em. Die Selbstkritik d. Juden. XVI. 167 S. 1880. (3 — ) 1.20 
Heine-Almanach. Herausgegeben in Verbindung mit hervorragenden 
Schriftstellern von der Literarischen Gesellschaft in Nürnberg. 
Mit einem Bildnis Heines nach einer Radierung von Grimm aus 

dem Jahre 1827 . (2. — ). — ^,50 

Arno Holz, Hermann Lingg, Karl Pröll, H. Lorm, Hermann Heiberg 
und eine Menge anderer Schriftsteller und Schriftstellerinnen geben in 
Poesie und Prosa ihre Gefühle über den besonders aus Anlass der Düssel- 
dorfer Denkmalsfrage vielumstrittenen Dichter der Loreley kund. 
Krähe Dr. E. Jüdische Geschichte von ihren Anfängen bis zu dem Un- 
tergange des Reiches Juda. VIII. 432. 1888. . . (4.50) 1.80 
Neubürger Dr. jur. Fr. Das Sonderrecht der gemeinen Judenschaft zu 
Fürth und in dessen Amt im 18. Jahrhundert. I. Das Verfassung.^- 
recht. Historisch und dogmatisch dargestellt. 1902. IV. 48 S. — .90 



